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(A) 


(C) 


38. Sitzung 


Bonn, den 11. November 1987 

Beginn: 13.00 Uhr 


Vizepräsident Westphal: Ich eröffne die Sitzung. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 

— Drucksache 11/1109 — 

Ich rufe zuerst den Geschäftsbereich des Bundesmi- 
nisters für innerdeutsche Beziehungen auf. Der Parla- 
mentarische Staatssekretär Dr. Hennig steht uns zur 
Beantwortung der Fragen zur Verfügung. 

Ich rufe Frage 1 des Abgeordneten von Schmude 
auf: 

Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsache, daß die Re- 
gierung der DDR von Januar bis September 1987 lediglich 7 524 
Antragstellern die Übersiedlung in die Bundesrepublik 
(B) Deutschland gestattete und damit die Vorjahreszahl von 20 000 

Übersiedlern in 1987 kaum noch erreicht werden dürfte? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Hennig, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster für innerdeutsche Beziehungen: Herr Kollege von 
Schmude, die Haltung der Bundesregierung zu den 
fundamentalen Menschenrechten ist so klar, daß ich 
sie nicht im einzelnen nachzuzeichnen brauche. Dies 
gilt insbesondere für diesen empfindlichen Bereich. 
Hier bemühen wir uns. Nur hilft eine öffentliche Erör- 
terung der Gründe für die in Ihrer Frage angespro- 
chene Entwicklung in diesem Zeitpunkt nicht weiter. 
Ich bitte Sie, mit dieser relativ knappen Antwort im 
Interesse der Betroffenen einverstanden zu sein. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr von 
Schmude, 

von Schmude (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
schätzt die Bundesregierung die Situation so ein, daß 
die Anzahl der Anträge auf Übersiedlung in die Bun- 
desrepublik etwa zurückgegangen ist? 

Dr. Hennig, Pari. Staatssekretär: Nein, Herr Kollege 
von Schmude. Die Zahl der Anträge auf Übersiedlung 
ist nicht zurückgegangen. Eine Schätzzahl kann des- 
wegen nicht genannt werden, da die uns bekannte 
Zahl im Hinblick auf die unbekannte Dunkelziffer 
keine Aussagekraft hat. Aber zurückgegangen ist die 
Zahl der Anträge offensichtlich nicht. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr von Schmude. 


von Schmude (CDU/CSU): Besteht nach Auffas- 
sung der Bundesregierung möglicherweise ein Zu- 
sammenhang zwischen dem Rückgang der Übersied- 
lerzahlen und der Zahl derjenigen Besucher aus der 
DDR, die in der Bundesrepublik verbleiben? 

Dr. Hennig, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege von 
Schmude, ich müßte jetzt inkonsequent in bezug auf 
meine Eingangsbemerkungen werden, wenn ich doch 
über die Gründe philosophieren würde. Aber ich will 
immerhin so weit gehen zu sagen, daß ich diesen 
Zusammenhang nicht ausschließen kann. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe Frage 2 des Herrn 
Abgeordneten von Schmude auf: 

Hat die Bundesregierung bereits Schritte unternommen, um 
eine Erhöhung der Übersiedlerzahlen zu erreichen, und ist die 
Bundesregierung für den Fall, daß diese Bemühungen erfolglos 
bleiben, gewillt, über die Reduzierung finanzieller Gegenlei- 
stungen nachzudenken? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Hennig, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege von 
Schmude, die Bundesregierung setzt sich nach wie 
vor für Übersiedlungswillige ein. Sie ist natürlich ins- 
besondere darum bemüht, Härtefälle möglichst 
schnell zu lösen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr von 
Schmude. 

von Schmude (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, be- 
absichtigt die Bundesregierung, mit der Regierung 
der DDR über diesen Komplex zu sprechen und not- 
falls auch Konsequenzen aus der jetzigen Situation zu 
ziehen? 

Dr. Hennig, Pari. Staatssekretär: Selbstverständlich 
haben bereits Gespräche stattgefunden. Ich bitte nur 
um Verständnis dafür, daß mir eine Beantwortung 
dieser Frage im Interesse Übersiedlungswilliger der- 
zeit nicht opportun erscheint. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage? 
— Das ist nicht der Fall. Dann sind wir am Ende dieses 
Geschäftsbereichs. Ich danke dem Staatssekretär für 
die Beantwortung der Fragen. 

Ich brauche nicht den Geschäftsbereich des Bun- 
desministers für Arbeit und Sozialordnung aufzuru- 
fen, da der Kollege Müller (Wesseling) um schriftliche 
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Vizepräsident Westphal 

(A) Beantwortung der von ihm eingereichten Fragen 3 
und 4 gebeten hat. Die Antworten werden als Anlage 
abgedruckt. 

Ich brauche ebenfalls nicht den Geschäftsbereich 
des Bundesministers des Innern aufzurufen, weil der 
Kollege Böhm (Melsungen) um schriftliche Beantwor- 
tung der von ihm eingereichten Fragen 5 und 6 gebe- 
ten hat. Die Antworten werden als Anlage abge- 
druckt. 

Wir kommen jetzt zum Geschäftsbereich des Bun- 
desministers der Finanzen. Der Parlamentarische 
Staatssekretär Dr. Voss steht zur Beantwortung der 
Fragen zur Verfügung. 

Ich rufe Frage 7 des Abgeordneten Kolbow auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung Berichte im Nachrichten- 
magazin „DER SPIEGEL", wonach die bundeseigene Material- 
depot-BeteiligungsgeseUschaft (MDBCi) mit dem Ziel tätig wird, 
militärische Einrichtungen, insbesondere der US-Streitkräfte, in 
der Bundesrepublik Deutschland unter Umgehung der gt?set/li- 
chen Anhörungsverfahren durchzusetzen, und welche logistisch 
nutzbaren Liegenschaften ist die MDBG beauftragt zu beschaf- 
fen? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Herr Kollege Kolbow, erlauben Sie, daß 
ich die beiden von Ihnen eingereichten Fragen wegen 
des Sachzusammenhangs zusammen beantworte? 

Vizepräsident Westphal: Der Abgeordnete ist ein- 
verstanden. Ich rufe also auch Frage 8 des Abgeord- 
neten Kolbow auf: 

Welche hat bzw. soll sie als Depots für Materiallagerung in- 
standsetzen sowie instandhalten, und welche Depots betreibt 

(B) bzw. verwaltet sie? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Danke schön. — Die 
Bundesregierung unterstützt die Bestrebungen der 
USA, die Stationierungsstreitkräfte der Bundesrepu- 
blik Deutschland von bestimmten Verwaltungs- und 
Versorgungsaufgaben zu entlasten und diese Neben- 
aufgaben auf private Dienstleistungsunternehmen zu 
übertragen. 

Die Materialdepot-Betriebsgesellschaft, eine Toch- 
ter der Industrieverwaltungsgesellschaft AG, an der 
die Bundesrepublik mehrheitlich beteiligt ist, erbringt 
solche Dienstleistungen. Sie lagert und unterhält in 
eigenen Depots für die US-Streitkräfte konventionel- 
les Gerät und Ausrüstungsmaterial wie Bekleidung, 
Lebensmittel, Fahrzeuge und Ersatzteile. Die Lage- 
rung von Munition jeder Art und Treibstoffen ist aus- 
geschlossen. 

Bei der Beschaffung ihrer Betriebsgrundstücke un- 
terliegt die Gesellschaft wie jedes andere private Un- 
ternehmen voll den gesetzlichen Bestimmungen und 
den Kontrollen der zuständigen deutschen Behörde. 
Die beschafften Liegenschaften gehen nicht wie bei 
Maßnahmen nach dem Landbeschaffungsgesetz in 
die hoheitliche Verfügungsgewalt der Streitkräfte 
über, sondern verbleiben in der Eigenverantwortlich- 
keit der Materialdepot-Betriebsgesellschaft. 

Die Materialdepot-Betriebsgesellschaft wurde von 
den US-Streitkräften beauftragt, zunächst acht Depots 
zu errichten und zu betreiben. Bisher konnten drei 
Depots in Betrieb genommen werden, und zwar in 
Kitzingen, Bayern, Villmar und Biebesheim, beide 
Hessen. Drei weitere Depots in Babenhausen, Hessen, 


Merkendorf, Bayern, und Buchen, Baden-Württem- (C) 
berg, sind im Aufbau. Wegen der beiden letzten 
Standorte steht die Materialdepot-Betriebsgesell- 
schaft mit verschiedenen Grundstückseigentümern 
und den zuständigen Genehmigungsbehörden in 
Verhandlungen. Entscheidungen sind noch nicht ge- 
fallen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Kolbow, Zusatzfrage, 
bitte schön. 

Kolbow (SPD): Herr Staatssekretär, wird diese Ge- 
sellschaft auf der Grundlage eines logistischen Ge- 
samtkonzepts tätig, das mit den Amerikanern verab- 
redet ist, und ist, wenn ja, das Bundesministerium der 
Finanzen informiert? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Ja, hier besteht natür- 
lich ein Bedürfnis, daß diese Depots in gewisser 
Weise, wie Sie es nennen, logistisch betrieben und 
verteilt werden. Das wird natürlich bei den Arbeiten, 
die wir gemeinsam hier betreiben, beachtet. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage. 

Kolbow (SPD): Wie geht diese Firma mit etwaigen 
Bürgerprotesten um, und werden Proteste von Bür- 
gern im Zusammenhang mit der Errichtung solcher 
Depots auch an das Bundesministerium der Finanzen 
zur Information weitergetragen? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Ja, das ist in der Regel 
der Fall, Herr Kollege. Wir sind bemüht, den Bürger- 
protesten, soweit das möglich ist, auch entgegenzu- 
kommen. Aber hier muß natürlich die Sachlage ge- 
prüft werden, und hier müssen auch übergeordnete 
Interessen entsprechend berücksichtigt werden. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön, Herr Kol- 
lege. 

Kolbow (SPD): Wie beurteilen Sie — das hat mir in 
Ihrer Antwort noch gefehlt — den Bericht des „Spie- 
gel", der auch eine Wertung über die Tätigkeit dieser 
Firma enthält? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Der Bericht des 
„Spiegel" geht nicht von ganz richtigen Tatsachen 
aus. Hier wird beispielsweise ein Urteil erwähnt, das 
gegen die Materialdepot-Betriebsgesellschaft ergan- 
gen sein soll. Aber es ist kein derartiges Urteil ergan- 
gen, sondern es ist ein Urteil gegen zwei Bürger er- 
gangen, die hier geklagt hatten. Insofern ist der „ Spie- 
gel "-Bericht in wesentlichen Teilen nicht zutreffend, 

Herr Kollege. 

Vizepräsident Westphal: Noch eine weitere Zusatz- 
frage, Herr Kolbow, bitte schön. 

Kolbow (SPD): Wenn Sie mir bitte noch beantwor- 
ten wollten, wie sich diese Gesellschaft finanziert? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Das ist eine Gesell- 
schaft, die sich bisher ganz in der Zuständigkeit des 
Bundes befand, die aber im Zusammenhang mit der 
IVG und der Privatisierung, die hier durchgeführt 
wird, auch für einen privaten Kreis, wenn Sie so wol- 
len, zur Verfügung steht. 
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(A) Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord- 
neten Stiegler. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, steht die Be- 
schäftigung dieser Materialdepot-Betriebsgesell- 
schaft im Zusammenhang mit dem Rocas-Plan der 
USA zur Privatisierung von Tätigkeiten, die bisher 
von deutschen Arbeitnehmern bei den Stationie- 
rungsstreitkräften erledigt werden, und inwieweit 
wird denn durch Ihr Haus sichergestellt, daß die Be- 
stimmungen des NATO-Truppenstatuts und des Zu- 
satzabkommens über die Beschäftigung von deut- 
schen Arbeitnehmern, Local-National-Arbeitneh- 
mern, eingehalten werden? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
sehe hier keinen unmittelbaren Zusammenhang. Wie 
ich eben gesagt habe, hat die Materialdepot-Betriebs- 
gesellschaft die Aufgabe, die US-Streitkräfte von be- 
stimmten Verwaltungsaufgaben, die mit derartigen 
Errichtungen im Zusammenhang stehen, zu entlasten. 
Von daher besteht kein Zusammenhang zu dem, was 
Sie gerade ausgeführt haben. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben eine weitere Zu- 
satzfrage, bitte schön. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, sind denn diese 
Arbeiten früher von den Stationierungsstreitkräften 
selber ausgeführt worden, insbesondere von deut- 
schen Arbeitnehmern, und welche Folgen wird das 
auf die Beschäftigung in den Bereichen haben, in de- 
nen diese Arbeiten bisher durch die Truppe selbst 

erledigt worden sind? 

(B) 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Nach meiner Kennt- 
nis ist es in der Vergangenheit so gewesen, daß sich 
die Streitkräfte selber mit diesen notwendigen be- 
hördlichen Arbeiten befaßt haben. Dieser Zustand 
aber war für sie nicht weiterhin wünschenswert oder 
erträglich, so daß sie darum gebeten haben, daß die 
Materialdepot-Betriebsgesellschaft diese Aufgaben 
übernimmt. Von daher kann nicht gesagt werden, daß 
eine Verschiebung in der Beschäftigung von deut- 
schen Arbeitnehmern damit in Zusammenhang 
steht. 

Vizepräsident Westphal: Nun können Sie gleich ste- 
henbleiben, weil jetzt Ihre Frage, Herr Stiegler, die 
Frage 9, drankommt. 

Aus welchen Einzelpositionen setzen sich die bei der Regio- 
nalförderung einzusparenden 1,6 Milliarden DM zusammen, 
und sind bei der Einsparungsrechnung, die die Streichung des 
Investitionszulagengesetzes erbringen soll, die im Rahmenplan 
der Gemeinschaftsaufgabe ausgewiesenen Soll-Zahlen oder die 
jahresdurchschnittiichen Ist-Zahlen zugrunde gelegt? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Stiegler, 
durch die vorgesehene Aufhebung des Investitionszu- 
lagengesetzes werden 1,6 Milliarden DM an Einspa- 
rungen angestrebt, die sich aus den Einzelposten Re- 
gionalzulage, § 1 des Investitionszulagengesetzes, 
mit 850 Millionen DM, Forschungszulage, § 4 des In- 
vestitionszulagengesetzes, mit 550 Millionen DM und 
Zulage für energiesparende Investitionen, § 4 a des 
Investitionszulagengesetzes, mit 200 Millionen DM 
zusammensetzen. In die Einsparungsrechnung sind 
nicht die Zahlen des Rahmenplans der Gemein- 


schaftsaufgabe eingegangen. Bei den Zahlen des (C) 
Rahmenplans handelt es sich um normativ festgelegte 
Planzahlen der Länder. Der so ermittelte Bedarf an 
Mitteln aus der regionalen Zulage liegt regelmäßig 
höher als die für Finanzplanungen geschätzten Steu- 
ermindereinnahmen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Stieg- 
ler. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, wenn ich es 
recht sehe, ist bei der Regionalzulage im Durchschnitt 
der letzten Jahre ein Ist von etwa 695 Millionen DM 
zustandegekommen. Wenn ich es richtig verstanden 
habe, haben Sie fast 200 Millionen DM höhere An- 
sätze bei der Einsparung der Regionalzulage. Wie 
reimt sich das? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, es gibt 
für diese Dinge eine Geschäftsstatistik, die auf der 
Grundlage der Ist-Ausgaben des letzten Jahres ba- 
siert. Auf Grund dieser Ist-Zahlen wird die Schätzung 
für das nächste Jahr vorgenommen. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatz- 
frage. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, wie kommen 
Sie dann von den 695 Millionen DM im Wege der 
Schätzung aus dem Durchschnitt der vergangenen 
drei Jahre auf diesen Betrag, den Sie soeben genannt 
haben. Ich habe in Erinnerung: über 800 Millionen 
DM waren es jedenfalls bei der Regionalzulage. 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Nein, beim Investi- 
tionszulagengesetz waren es 850 Millionen DM, bei 
der Forschungszulage waren es 550 Millionen DM 
und bei dem Investitionszulagengesetz § 4 a waren es 
200 Millionen DM. 

Stiegler (SPD): Darf ich eine weitere Zusatzfrage 
stellen, Herr Präsident? 

Vizepräsident Westphal: Schwierig! Aber vielleicht 
kann Herr Voss das noch beantworten. 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Ich bin gerne dazu 
bereit. 

Stiegler (SPD): Mir geht es nur darum, einen Wider- 
spruch aufzuklären: Ich habe in der letzten Frage- 
stunde vom Wirtschaftsminister die Antwort bekom- 
men; 695 Milhonen DM im Durchschnitt der letzten 
drei Jahre regionale Investitionszulage, Steuerausfall. 

Sie kommen jetzt auf 850 Millionen DM. Diese Diffe- 
renz hätte ich gerne geklärt. Sie können es vielleicht 
auch noch schriftlich nachreichen. 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, es ist 
schon leicht zu erklären: Die Antwort, die Sie in der - 
letzten Fragestunde bekommen haben, bezog sich auf 
den Durchschnitt der letzten drei Jahre. Wir aber ge- 
hen nach der Geschäftsstatistik nicht vom Durch- 
schnitt der letzten drei Jahre, sondern vom letzten 
Jahr aus. Hier ist durchaus eine Erhöhung möglich, 
die diese höhere Zahl begründet. 
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(A) Stiegler (SPD): Aber Sie lassen es noch nachprü- 
fen? 

Dr, Voss, Pari. Staatssekretär: Ja, das werde ich 
gerne machen. 

Vizepräsident Westphal: Für den Fall, daß ich Ihnen 
eine Zusatzfrage zuviel gestattet habe, bitte ich um 
Entschuldigung. 

(Stiegler [SPD]: Herr Präsident, ich bedanke 
mich ! ) 

Wir kommen zur Frage 10 des Abgeordneten Stahl 
(Kempen). 

Sind der Bundesregierung konkrete Privatisierungsvorhaben 
der Leitung des Royal Airforce Flughafens in Niederkrüchten- 
Elmpt in bezug auf den Abbau von Stellen für deutsche Zivilbe- 
schdftigte bekannt, und um wieviel Stellen für Zivilbeschäftigte 
geht es bei diesen Planungen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Stahl, 
konkrete Privatisierungsvorhaben der Leitung des 
Royal-Air-Force-Flughafens in Niederkrüchten- 
Elmpt sind der Bundesregierung bisher nicht be- 
kannt. 

Die Frage, ob und gegebenenfalls welche Versor- 
gungsleistungen für die britischen Stationierungs- 
streitkräfte künftig an Privatfirmen vergeben werden 
sollen, ist Gegenstand eingehender Überlegungen. 
Diese Überlegungen erstrecken sich nach Auskunft 
des Hauptquartiers der Royal Air Force auch auf den 
Flugplatz Brüggen mit den Einrichtungen in Nieder- 
krüchten-Elmpt. Nach den letzten Mitteilungen des 
(ß) britischen Hauptquartiers sind noch weitere Untersu- 
chungen notwendig, so daß eine Entscheidung vorerst 
noch nicht zu erwarten ist. Es ist deshalb auch noch 
nicht bekannt, ob Stellen für Zivilbeschäftigte wegfal- 
len werden. 

Die Bundesgerierung steht in dieser Angelegenheit 
mit dem britischen Hauptquartier in ständigem Kon- 
takt, um sich über die weitere Entwicklung zu unter- 
richten. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, nun 
sind die damaligen Gutachten ja von den Streitkräften 
ausgewertet worden. Es wird darüber gesprochen, 
daß die britische Seite sehr wohl schon genaue Zahlen 
und Vorstellungen hat, wie viele Arbeitsplätze dort 
wegfallen werden. Können Sie dazu etwas sagen? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Nach unseren Infor- 
mationen ist das noch nicht so weit, Herr Kollege. Es 
werden natürlich Überlegungen angestellt, wie man 
im Wege der Privatisierung das eine oder andere gün- 
stiger gestalten könnte; aber das ist in dem konkreten 
Fall, den Sie in Ihrer Frage ansprechen, zur Zeit noch 
nicht entschieden und uns daher auch noch nicht be- 
kannt. Aber wie ich Ihnen schon gesagt habe, stehen 
wir in ständigem Kontakt und versuchen, wie wir das 
auch in anderen Fällen getan haben, die Zahl derje- 
nigen, die hier als deutsche Arbeitnehmer betroffen 
werden, möglichst gering zu halten. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Stahl. 


Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, da Sie (C) 
mit den britischen Streitkräften in einem dauernden 
Kontakt stehen und Ihnen die Entscheidungsprozesse 
der Streitkräfte wohl bekannt sind, möchte ich Sie fra- 
gen, wann nach Ihrem Kenntnisstand, den Sie nach 
den letzten Gesprächen hatten, damit zu rechnen ist, 
daß die Zahl der zu Entlassenden bekanntgegeben 
wird. 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Stahl, 
zuerst müssen die britischen Streitkräfte natürlich ihr 
Konzept entwickeln. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Das haben sie doch 
schon! Das Gutachten liegt schon lange 
vor!) 

— Das Gutachten liegt vor, aber daraus werden 
Schlußfolgerungen gezogen. Das Gutachten ist mehr 
theoretisch und muß ins Praktische umgesetzt wer- 
den. Und diese Umsetzung ist noch nicht erfolgt. Erst 
wenn diese Umsetzung erfolgt ist, werden wir davon 
informiert und können dann unsere Gegenvorstellun- 
gen, unsere Gegenvorschläge machen, um zu Ergeb- 
nissen zu kommen, die für unsere Interessen und für 
unsere Seite günstiger sind, als sie in dieser Situation 
vielleicht von den britischen Streitkräften vor geschla- 
gen werden. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Stiegler, bitte. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, wird mit den 
britischen Streitkräften auch der Rahmen erörtert, in- 
nerhalb dessen Privatisierungs Vorhaben überhaupt 
verfolgt werden können, und wird ausgelotet, welche 
völkerrechtliche Grundlage das NATO-Truppensta- 
tut und das Zusatzabkommen abgeben, die unter be- 
stimmten Voraussetzungen die Beschäftigung von 
Ortskräften vorschreiben? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie 
können sicher sein, daß alle Aspekte, die es in diesem 
Zusammenhang gibt, von uns beachtet werden und 
daß insbesondere Einwirkungsmöglichkeiten zu un- 
seren Gunsten nicht unbeachtet bleiben. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab- 
geordneten Kolbow. 

Kolbow (SPD): Vom Einzelfall, Herr Staatssekretär, 
einmal abgesehen, der hier angesprochen worden ist: 

Wie ist generell Ihr Informationsstand, was die Bestre- 
bungen — im Vergleich zum aktuellen Vorhaben der 
US-Streitkräfte — bei den britischen Streitkräften 
zum Abbau von Dienststellen für Zivilbeschäftigte bei 
der Rheinarmee angeht? 

Vizepräsident Westphal: Der Zusammenhang ist 
herstellbar. Wenn Sie antworten wollen, können Sie 
das tun. 

Dr, Voss, Pari. Staatssekretär: Im Zusammenhang 
mit den Haushaltseinsparungen bei den USA, die wir 
immer gefordert haben, werden wir natürlich in die- 
sem Bereich Dinge erleben, die wir nicht ganz positiv 
bewerten können. Das steht natürlich im Zusammen- 
hang: Wenn Sie die britische Rheinarmee ansprechen, 
so sind hier — wenn auch nicht in dem Ausmaß wie in 
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(A) dem anderen genannten Fall — Einsparungsüberle- 
gungen und Rationalisierungsmaßnahmen ständig im 
Gespräch. Wir sehen unsere Aufgabe darin, darauf 
hinzuwirken, daß das zumindest nicht übermäßig zu 
Lasten der deutschen Beschäftigten geht. Ich meine, 
wenn Sie auch die Vergangenheit einmal kritisch be- 
leuchten, müssen Sie zugeben, daß wir hier das Er- 
reichbare auch erreicht haben. 

(Stiegler [SPD]: Ich bedanke mich ausdrück- 
lich!) 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 1 1 des 
Abgeordneten Stahl (Kempen) auf: 

Wds wird die Bundesregierung unternehmen, um zu errei- 
chen, ddß der bisherige Stand der deutschen Zivilbeschäftigten 
auch am oben genannten Flughafen gehalten werden kann, und 
wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß bei Neu- 
einstellungen — bis auf wenige notwendige Fachleute — nur 
noch Familienangehörige von Mitgliedern der Streitkrafte ein- 
gestellt werden? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Stahl, 
die Bundesregierung steht wegen der Beschäftigung 
von Familienangehörigen von Mitgliedern der Truppe 
durch die britischen Stationierungsstreitkräfte in 
ständigem Kontakt mit den Hauptquartieren. Nach 
den ihr gegebenen Informationen hat sich das zahlen- 
mäßige Verhältnis zwischen den mit Deutschen be- 
setzten Arbeitsplätzen und den mit Familienangehö- 
rigen besetzten in den letzten Jahren praktisch nicht 
verändert. Die hohe Fluktuation bei den beschäftigten 
Familienangehörigen und die große Zahl von Teilzeit- 
kräften unter ihnen mag allerdings dazu führen, daß 
zahlenmäßig mehr Familienangehörige eingestellt 
werden als deutsche Arbeitnehmer. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, nun er- 
klärt der Kommandant dieses Flughafens ganz unmiß- 
verständlich, daß er bei Einstellungen den Familien- 
mitgliedern von Angehörigen der Streitkräfte in je- 
dem Falle den Vorrang einräumen wird. Das heißt, 
daß deutsche Arbeitslose auf dem Arbeitsmarkt z. B. 
im Kreis Viersen künftig keinerlei Chance haben, dort 
eingestellt zu werden, ob als Teilzeit- oder als Ganz- 
tagskraft. Ist diese Einstellung mit dem Deutschland- 
Vertrag vereinbar? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Stahl, 
ich will hier nicht eine einzelne Äußerung qualifizie- 
ren. Wenn sie so gefallen ist und wenn die Absicht in 
dieser Form besteht, dann wäre hier just ein Ansatz- 
punkt, wo wir versuchen müssen und versuchen wer- 
den, diese Einstellung zu revidieren. Denn das würde 
mit der bisherigen Praxis, aber auch mit einer Reihe 
von Vorschriften, die wir in diesem Bereich zu beach- 
ten haben, nicht in Einklang zu bringen sein. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben noch eine Zu- 
satzfrage, Herr Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Ich will Ihnen gern die Aus- 
sagen des Kommandanten zuschicken. Aber meine 
Frage bezieht sich auf Ihre letzte Antwort: daß Sie .sich 
bemühen, die Verhältnismäßigkeit insgesamt zu wah- 
ren, auch was den Abbau von Arbeitskräften angeht. 


Sie haben mir unter dem 22. Mai 1987 eine Aufstel- (C) 
lung zugeschickt, aus der ersichthch ist, daß allein in 
Nordrhein-Westfalen bei den britischen, französi- 
schen und kanadischen Stationierungsstreitkräften 
1976 25 350 und 1987 20 133 Zivildienstbeschäftigte 
waren. Finden Sie, daß damit die Verhältnismäßigkeit 
gewahrt ist und daß das, was Sie sagen — daß Sie über 
diese Probleme mit den Briten ernsthaft sprechen — , 
auch ernsthaft zutrifft? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, die Re- 
lation spielt hier eine Rolle. Wir können uns hier nur 
insofern mit Aussicht auf Erfolg einsetzen, als wir sa- 
gen: Bisher hat es soundso viele deutsche Arbeitneh- 
mer in diesem Bereich gegeben und soundso viele 
Familienangehörige. Jetzt tritt aufgrund von Privati- 
sierungs-, Rationalisierungs- und sonstigen Maßnah- 
men eine Änderung ein. Wir haben dann nur die Mög- 
lichkeit, darauf zu achten, daß die Relationen nicht 
verändert werden. 

Natürlich kann es optisch so sein, Herr Kollege, daß 
eine Verschiebung des Bildes eintritt. Bei den deut- 
schen Arbeitnehmern ist es in der Regel so, daß sie 
dort eine Dauertätigkeit ausüben. Bei den Familien- 
angehörigen gibt es auf Grund von Versetzungen und 
ähnlichem eine sehr starke Fluktuation. Wenn die 
ausscheiden, werden häufiger Einstellungen sichtbar. 

Aber die Gesamtrelation wird nicht beeinträchtigt, 
wird nicht zu unseren Ungunsten verändert. Das ist 
der Punkt, auf den wir achten und auf den wir nach 
meiner Vorstellung bisher mit Erfolg geachtet ha- 
ben. 

(D) 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord- 
neten Stiegler. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben vor- 
hin in Ihrer Antwort auf die Zusatzfrage des Kollegen 
Kolbow darauf hingewiesen, daß uns die Haushalts- 
probleme in England und in den Vereinigten Staaten, 
was die Personalsituation betrifft, noch unter Druck 
bringen werden. Ich frage Sie: Werden Sie bei Ihren 
Verhandlungen mit den Briten und mit den Amerika- 
nern darauf drängen, daß zunächst z. B. Überstunden 
abgebaut und ähnliche Dinge geregelt werden, bevor 
bei Arbeitsplätzen gekürzt wird? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, hier 
mögen vielleicht ein paar Unterschiede in den Grund- 
auffassungen bestehen, was Überstunden betrifft. 

Aber ich kann Ihnen das eine Zusagen: daß wir auch 
hier darauf dringen werden, daß es zu vernünftigen 
Lösungen kommt. Man kann nicht a limine sagen: Ich 
muß hier alle Überstunden abbauen. Das ist in einigen 
Bereichen gar nicht möglich und wäre von daher auch 
nicht vernünftig. Wir müssen dafür sorgen, daß das 
Verhältnis in Ordnung bleibt, so wie es bisher auch 
war. Das werden wir in den weiteren Verhandlungen 
natürlich auch tun. 

Vizepräsident Westphal: Wir sind damit am Ende 
des Geschäftsbereichs des Bundesministers der Fi- 
nanzen. Ich danke dem Staatssekretär für die Beant- 
wortung der Fragen. Der Grund für das Ende ist, daß 
die beiden Abgeordneten Niegel und Dr. Hitschier 
ihre Fragen 12 bis 15 schriftlich beantwortet haben 
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(A) wollen. Die Antworten werden als Anlagen abge- 
druckt. 

Jetzt kommen die Fragen aus dem Geschäftsbe- 
reich des Bundesministers für Wirtschaft. Der Parla- 
mentarische Staatssekretär Dr. von Wartenberg steht 
zur Beantwortung zur Verfügung. 

Frau Olms hat die Fragen 16 und 17 gestellt. Sie ist 
aber nicht im Saal. Deswegen werden ihre beiden Fra- 
gen entsprechend der Geschäftsordnung behandelt. 

Die Fragen 18 und 19 des Abgeordneten Menzel 
sollen schriftlich beantwortet werden. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Wir kommen wieder zum Abgeordneten Stiegler 

(Stiegler (SPD]: Ich bitte um Entschuldigung, 

Herr Präsident!) 

— Sie haben nur eine begrenzte Anzahl von Fragen, 
daran haben Sie sich gehalten; Sie brauchen sich 
nicht zu entschuldigen — , zu seiner Frage 20: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Bereich der EBM- 
Industriegruppe Konkurrenten aus der Europäischen Gemein- 
schaft, insbesondere aus Spanien, im Wettbewerb mit dem Ar- 
gument auftreten, sie könnten auf Dauer günstiger anbieten als 
ihre deutschen Wettbewerber, weil in Spanien die Umwelt- 
schutzauflagen geringer seien und im Vollzug auch nicht so 
streng gehandhabt würden wie in der Bundesrepublik Deutsch- 
land, und was wird die Bundesregierung unternehmen, um 
Wettbewerbsvorteile, die durch laxere Umweltschutzbestim- 
mungen oder Nichtbeachtung von Umweltschutzauflagen bei 
europäischen Konkurrenten entstehen, auszugleichen? 

Herr Staatssekretär. 

Dr. von Wartenberg, Pari. Staatssekretär beim Bun- 

(B) desminister für Wirtschaft: Herr Kollege Stiegler, der 
Bundesregierung ist aus dem Bereich der EBM-Indu- 
strie ein Fall bekannt, in dem für spanische Gießerei- 
produkte mit den von Ihnen genannten Argumenten 
geworben wurde. Sie ist jedoch der Auffassung, daß 
für die Standortqualität bestimmter Produktionen in 
einem Land neben den Umweltschutzkosten noch 
eine Vielzahl weiterer Faktoren maßgeblich ist. Unter 
Berücksichtigung dessen ist festzustellen, daß die 
EBM-Industrie zu den Industriezweigen gehört, für 
die die Bundesrepublik Deutschland nach wir vor ein 
guter Produktionsstandort ist. 

Im übrigen ist davon auszugehen, daß die zuneh- 
menden Umweltschutzbestimmungen der Europäi- 
schen Gemeinschaft für alle Mitgliedstaaten ein- 
schließlich Spanien gleichermaßen gelten und zu voll- 
ziehen sind. Soweit die Umweltschutzmaßnahmen in 
der Bundesrepublik Deutschland vorübergehend eine 
Vorreiterrolle in der Europäischen Gemeinschaft 
übernommen haben, ist die Bundesregierung um Har- 
monisierung dieser Standards in Brüssel bemüht. 

Im Gefolge des Angleichungsprozesses innerhalb 
der Europäischen Gemeinschaft dürften sich im übri- 
gen auf Dauer für die deutsche Industrie auf Grund 
ihres technologischen Vorsprungs eher Wettbewerbs- 
vorteile ergeben. 

Vizepräsident Westphal: Herr Staatssekretär, sind 
Sie bitte so freundlich, für den Laien einmal den Be- 
griff EBM-Industriegruppe zu übersetzen? 

Dr. von Wartenberg, Pari. Staatssekretär: Eisen, 
Blech und Metall, Entschuldigung. 


Vizepräsident Westphal: Jetzt hat der Abgeordnete (C) 
Stiegler eine Zusatzfrage, 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, ist die Bundes- 
regierung denn gegenüber der spanischen Regierung 
auf geeignete Weise vorstellig geworden und hat sie 
darauf hingewiesen, daß solche Werbeargumente 
wohl kaum mit dem Geist und dem Buchstaben der 
Europäischen Gemeinschaften und dem Binnen- 
markt, den wir ja alle anstreben, zu vereinbaren 
sind? 

Dr. von Wartenberg, Pari. Staatssekretär: Herr Kol- 
lege, wir weisen bei jeder sich bietenden Gelegenheit 
und bei den Beratungen in Brüssel darauf hin, daß wir 
im Sinne des Umweltschutzes nur vorankommen, 
wenn wir das gemeinsame Ziel auch gemeinsam er- 
reichen wollen. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben eine weitere Zu- 
satzfrage, Herr Stiegler. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, werden Sie 
denn darauf drängen, daß irgendwelche Sonderzölle 
oder im Bereich des Dumpingverfahrens Ausgleichs- 
zölle geschaffen werden, mit denen man notfalls ge- 
gensteuern kann, wenn andere Mitgliedstaaten wirk- 
lich unter Verletzung der Umweltschutzauflagen 
nachhaltig versuchen, sich Wettbewerbsvorteile ge- 
genüber den Unternehmen in der Bundesrepublik zu 
verschaffen? 

Dr. von Wartenberg, Pari. Staatssekretär: Bevor wir 
uns über Dumpingzölle oder ähnliche Strafmaßnah- 
men Gedanken machen und sie als Vorschläge ein- (D) 
bringen, sollten wir bei den Mitgliedstaaten werbend 
dahin gehend wirken, daß derartige Methoden nicht 
Vorkommen. 

Vizepräsident Westphal: Wir sind damit am Ende 
des Geschäftsbereichs des Bundesministers für Wirt- 
schaft, weil auch der Abgeordnete Hinsken seine Fra- 
gen 21 und 22 schriftlich beantwortet haben möchte. 

Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. Ich 
danke dem Staatssekretär für die Beantwortung der 
Frage. 

Jetzt kommt der Geschäftsbereich des Bundesmini- 
sters für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. Zur 
Beantwortung steht der Parlamentarische Staatsse- 
kretär Dr. von Geldern zur Verfügung. 

Die Frage 23 des Abgeordneten Kroll- Schlüter ist 
vom Fragesteller zurückgezogen worden. 

Ich rufe die Frage 24 des Abgeordneten Eigen 
auf: 

Aus weichem Grunde will die Bundesregierung die EG-Richt- 
linien für die Festsetzung von Mindestanforderungen zum 
Schutze von Legehennen in Käfigbatteriehaltung nicht einhal- 
ten, und wie hoch wird dann die Wettbewerbsverzerrung für die 
deutsche Landwirtschaft sein? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. von Geldern, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: 

Herr Kollege Eigen, bei den Verhandlungen über die 
Richtlinie zur Festsetzung von Mindestanforderun- 
gen zum Schutz von Legehennen in Käfigbatteriehal- 
tung hat die Bundesregierung versucht, je Henne eine 
Käfigmindestfläche von 600 cm^ für leichte und von 
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(A) 900 cm^ für schwere Legehennen durchzusetzen. Die- 

ser Vorschlag hat aber keine Mehrheit gefunden. Die 
Richtlinie sieht in dieser Hinsicht nur vor, daß ab 1 . Ja- 
nuar 1988 alle neuen Anlagen für jede Legehenne 
eine Käfigbodenfläche von mindestens 450 cm^ auf- 
weisen müssen. Ab 1. Januar 1995 müssen alle Käfig- 
batterien diese Mindestanforderung erfüllen. 

Anläßlich der Verabschiedung dieser Richtlinie hat 
die deutsche Delegation gemeinsam mit anderen zu 
Protokoll gegeben, daß die in dieser Richtlinie enthal- 
tenen Mindestanforderungen hinsichtlich der für jede 
Legehenne frei verfügbaren Käfigbodenfläche nicht 
befriedigen. Sie stellen allerdings das zur Zeit nur 
erreichbare Ergebnis dar. 

Diese EG-Richtlinie muß nun in nationales Recht 
umgesetzt werden. Dabei ist vor allem zu entscheiden, 
inwieweit die Möglichkeit der Hennen zu artgemäßer 
Bewegung eingeschränkt werden darf. Eine auf das 
Tierschutzgesetz gestützte Verordnung zum Schutz 
von Legehennen bei Käfighaltung liegt dem Bundes- 
rat zur Zustimmung vor. Diese Verordnung orientiert 
sich weitgehend an der EG-Richtlinie. 

In drei Bereichen geht die Verordnung über die 
Mindestanforderungen der Richtlinie hinaus, und 
zwar: größere Käfigmindestflächen für Hennen mit 
einem Durchschnittsgewicht von mehr als 2 kg; Käfig- 
mindestvorschriften für bestehende Anlagen schon 
während der Übergangszeit; schließlich eine Ver- 
kürzung dieser Übergangszeit um zwei Jahre. 

Die Bundesregierung hält diese Verschärfungen 
aus Tierschutzgründen für unerläßlich. Sofern schwe- 
ren Legehennen die in der Verordnung geforderten 
Mindestflächen bisher nicht zur Verfügung standen, 
können mögliche Kostensteigerungen, insbesondere 
bei Direktvermarktung, auf die Kunden abgewälzt 
werden. Soweit sich das nicht realisieren läßt, kann 
der Halter auf leichtere Legehennenrassen auswei- 
chen. 

Im Rahmen der Novellierung des Gesetzes über die 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes" hat im übrigen die 
Bundesregierung vorgeschlagen, daß die Beachtung 
des Tierschutzes in das Gesetz aufgenommen wird. 
Das ermöglicht die Vergabe von Investitionshilfen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, das „weit- 
gehend" ist eben das Problem. Es stellt sich doch die 
Frage, ob die Bundesregierung nicht einfach gezwun- 
gen ist, die Gesetzgebung der Europäischen Gemein- 
schaft zu akzeptieren und in deutsches Recht umzu- 
setzen. Wie können Sie sich da herauswinden? 

Dr. von Geldern, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Eigen, ich hatte eben schon in der Antwort gesagt, daß 
dies Mindestanforderungen sind. Das sind keine An- 
forderungen, die man nicht noch national überschrei- 
ten dürfte. Es ist auch nicht so, daß es nur in der Bun- 
desrepublik Deutschland Bestrebungen gibt, den 
Tierschutz über diese Mindestanforderungen der EG- 
Richtlinie hinaus zu verbessern. Das gilt etwa auch für 
Dänemark und Großbritannien. 


Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage, (L) 
Herr Eigen. 


Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wir alle sind 
ständig bemüht, Wettbewerbsverzerrungen innerhalb 
der Europäischen Gemeinschaft zumindest zu ver- 
ringern; wir können sie nicht ohne weiteres sofort 
abschaffen. In dem ganzen Umweltschutzbereich und 
ähnlichen Dingen haben wir das schon getan. Die 
Frage zur Wirtschaft hat sich eben auch schon damit 
befaßt. Wir haben aber jetzt eine Wettbewerbsverzer- 
rung noch zusätzlich eingeführt. Wie kann sich die 
Bundesregierung da gegenüber dem Wirtschaftsbe- 
reich Geflügel verantworten? 

Dr. von Geldern, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Eigen, ich glaube nicht, daß dies als Wettbewerbsver- 
zerrung bezeichnet werden kann. Wir sind mit dem 
Ergebnis der EG-Richtlinie unter Tierschutzaspekten 
nicht zufrieden, und wir müssen unser neues Tier- 
schutzrecht beachten. Wir gehen deshalb in den ge- 
nannten drei Bereichen wie auch andere Mitglieds- 
länder über diese Mindestanforderungen hinaus. Wir 
erleichtern den Haltern die Einhaltung dieser Bestim- 
mungen dadurch, daß wir, wie angekündigt, die Inve- 
stitionshilfen dafür gewähren wollen. 


Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage der Ab- 
geordneten Frau Saibold. 


Frau Saibold (GRÜNE): Herr Staatssekretär, nach- 
dem Sie selber gerade ausgeführt haben, daß diese 
Richtlinie nicht den Anforderungen des Tierschutzes 
entspricht, und Sie andererseits Investitionszulagen 
für die Batteriebesitzer in Aussicht stellen, um wenig- 
stens diesen Auflagen nachzukommen, frage ich Sie, 
was Sie denn generell in der Bundesrepublik und 
auch darüber hinaus im EG-Bereich unternehmen, um 
zumindest in den nächsten paar Jahren überhaupt von 
der Käfighaltung wegzukommen. Sind auch hierzu 
Investitionen für Personen geplant, die eine vernünf- 
tige Hennenhai tung durchführen wollen, und gibt es 
dafür vielleicht auch einen Zeitplan? 


(D) 


Dr. von Geldern, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Saibold, dies ist unser nationales Anliegen. Wir haben 
schon seit geraumer Zeit entsprechende Forschungs- 
anstrengungen unternommen, um zu einer tierschutz- 
gerechteren Haltung zu kommen. Wir haben dieses 
Anliegen auf EG-Ebene eingebracht und dazu beige- 
tragen, daß auch die Kommission entsprechende For- 
schungsanstrengungen in Gang gesetzt hat. Wir brau- 
chen verläßliche Ergebnisse, wenn wir zu einer Ver- 
besserung des Tierschutzes und einer Verbesserung 
in diesem speziellen Bereich der Hennenhaltung 
kommen wollen. 


Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 25 des 
Abgeordneten Eigen auf. 

In welcher Weise hat die Bundesregierung über die EG-Kom- 
mission die Wettbewerbsverzerrung gegenüber Italien wegen 
der Direktzuschüsse für Rind- und Schweinefleisch und Holland 
wegen der Schweineklassilizierung - Anfrage vom 18. August 
1987 — beenden können, und haben die Landwirte in Italien 
und den Niederlanden die Zuschüsse schon bekommen? 

Dr. von Geldern, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Eigen, wie von den Dienststellen der EG-Kommission 
zu erfahren war, hat die Kommission die italienische 
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Pari. Staatssekretär Dr. von Geldern 
(A) Regierung Ende August dieses Jahres aufgefordert, 
die Beihilfe für die Rinder- und Schweineproduktion 

ordnungsgemäß zu notifizieren. Dieser Aufforderung 
ist die italienische Regierung inzwischen nachgekom- 
men. Die Entscheidung der Kommission darüber, ob 
die Beihilfe mit dem gemeinsamen Markt vereinbar ist 
oder nicht, soll am 18. November, heute in einer Wo- 
che, getroffen werden. Die Bundesregierung geht da- 
von aus, daß Italien in Übereinstimmung mit dem 
EWG-Vertrag die beabsichtigte Maßnahme nicht 
durchführt, bevor die Kommission eine abschließende 
Entscheidung erlassen hat. 

Zum zweiten Teil Ihrer Frage. Das Beihilfeprüfver- 
fahren, das die Kommission Ende 1986 gegen die Nie- 
derlande nicht nur wegen der Beihilfe zur Finanzie- 
rung der Schweineklassifizierung, sondern wegen ei- 
ner Vielzahl von Finanzierungsmaßnahmen der Pro- 
duktschaften eingeleitet hat, ist noch nicht abge- 
schlossen. Die Kommission hat im Rahmen des um- 
fangreichen Gesamtverfahrens von der niederländi- 
schen Regierung zusätzliche Auskünfte erbeten. 

Wie bereits in der Fragestunde des Deutschen Bun- 
destages am 7. Oktober 1987 erläutert, hat die Bun- 
desregierung in dem laufenden Verfahren gegenüber 
der Kommission schriftlich darauf hingewiesen, daß 
das niederländische Finanzierungssystem zu Wettbe- 
werbsnachteilen für die deutsche Tierproduktion 
führt und damit eine Beihilfe darstellt, die mit dem 
Gemeinsamen Markt nicht vereinbar ist. 

Die Kommission hat zu unserem Bedauern das Ver- 
fahren noch nicht mit der notwendigen Entscheidung 
zum Abschluß gebracht. Deshalb wird zur Zeit die nie- 
derländische Maßnahme noch fortgeführt. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Eigen. 

Eigen (CDU/CSU); Herr Staatssekretär, Sie sagten. 
Sie gehen davon aus, daß in Italien die Zuschüsse für 
Rind- und Schweinefleisch bis zur Beendigung des 
Verfahrens in Brüssel nicht ausgezahlt werden. Wis- 
sen Sie das, oder gehen Sie nur davon aus? 

Dr. von Geldern, Pari. Staatssekretär: Wir haben 
keinen Anlaß, etwas anderes anzunehmen. Wir kön- 
nen davon ausgehen, daß Italien so verfährt, wie es 
der EWG-Vertrag vorsieht. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben eine weitere Zu- 
satzfrage. Bitte schön. 

Eigen (CDU/CSU): Fest steht doch wohl, daß in Hol- 
land die Hennesy-Klassifizierungsgeräte vom hollän- 
dischen Staat den Versandschlachtereien inzwischen 
schon kostenlos übergeben worden sind. Wie könnte 
nach Meinung der Bundesregierung die Kommission 
eine Rücknahme dieser Wettbewerbsverzerrung 
überhaupt möglich machen? Den laufenden Zuschuß 
kann man ja beenden, aber die sehr wertvollen Geräte 
sind übertragen. 

Dr. von Geldern, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Eigen, nach dem vertraglichen Recht der Europäi- 
schen Gemeinschaft sind zu Unrecht gewährte Sub- 
ventionen zurückzufordern. 


Vizepräsident Westphal: Damit sind wir am Ende (C) 
dieses Geschäftsbereichs. 

(Eigen [CDU/CSU]: Leider! Ich hätte gern 
noch ein paar Fragen gestellt!) 

— Ich schlage Ihnen vor, die Unterhaltung außerhalb 
der Fragestunde weiterzuführen. Das geht ja auch. 

Ich danke dem Staatssekretär für die Beantwortung 
der Fragen. 

Den Geschäftsbereich des Bundesministers der 
Verteidigung brauche ich nicht aufzurufen. Hierzu 
teile ich nur mit: Die Fragen 26 und 27 des Herrn 
Abgeordneten Gerster (Worms) werden auf Wunsch 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als An- 
lagen abgedruckt. Die Fragen 28 und 29 des Herrn 
Abgeordneten Leidinger sind vom Fragesteller zu- 
rückgezogen worden. 

Auch den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Verkehr muß ich nicht auf rufen. Die Fragen 30 und 

31 des Herrn Abgeordneten Vahlberg und die Frage 

32 des Herrn Abgeordneten Schulhoff sollen auf 
Wunsch der Fragesteller schriftlich beantwortet wer- 
den. Die Antworten werden als Anlagen abge- 
druckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit auf. 

Der Parlamentarische Staatssekretär Herr Gröbl steht 
uns zur Beantwortung der Fragen zur Verfügung. 

Der Fragesteller der Fragen 33 und 34, Herr Abge- 
ordneter Reimann, bittet um schriftliche Beantwor- 
tung. Die Antworten werden als Anlagen abge- 
druckt. (P) 

Wir kommen zur Frage 35 der Abgeordneten Frau 
Saibold: 

Welche Vorkehrungen an den Grenzen hat die Bundesregie- 
rung für die lückenlose Überwachung der Importe getroffen, da 
laut Frau Staatsministerin Adam-Schwaetzer bei einem Allein- 
gang der Bundesregierung bezüglich der Grenzwertfestsetzung 
für Cäsium 137 keine Importe von höher belasteten Produkten 
aus den EG-Staaten mehr möglich sind? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 


Gröbl, Parlamentarischer Staatssekretär beim Bun- 
desminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi- 
cherheit: Die Überwachung der Lebensmittel auf Ra- 
dioaktivität geschieht nach Inkrafttreten der Verord- 
nung zur Strahlenschutzvorsorge bei infolge des Er- 
eignisses von Tschernobyl radioaktiv kontaminierten 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen am 1. November 
1987 in gleicher Weise wie zuvor unter der Geltung 
der EG-Ratsverordnung Nr. 1707/86. Darüber hinaus 
werden nicht nur Lebensmittel aus Drittländern, son- 
dern auch aus Ländern der Gemeinschaft in die Ein- 
fuhrüberwachung einbezogen werden. 

Der Bundesminister der Finanzen hat die ZollsteUen 
hierzu angewiesen, für Einfuhren aus Drittländern die 
bisherigen Überwachungsmafinahmen weiterhin an- 
zuwenden, im innergemeinschaftlichen Warenver- 
kehr bei Umgehungsimporten aus Drittländern ent- 
sprechend zu verfahren und bei Importen von land- 
wirtschaftlichen Erzeugnissen aus Mitgliedstaaten 
stichprobenweise entsprechend den Erfordernissen 
Kontrollen durchzuführen. 
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(A) Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Frau Sai- 
bold. 

Frau Saibold (GRÜNE): Herr Staatssekretär, rech- 
net die Bundesregierung mit einer eventuellen Klage 
der EG-Kommission beim Europäischen Gerichtshof 
wegen einer Vertragsverletzung durch die Bundesre- 
gierung, nachdem, zumindest meiner Kenntnis nach, 
jetzt keine einheithche Regelung im EG-Bereich 
getroffen wurde? Und gibt es ansonsten vielleicht 
Neuigkeiten, die Sie hier auch noch darstellen könn- 
ten? 

Gröbl, Pari. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
rechnet nicht mit einer Klage der Kommission vor dem 
Europäischen Gerichtshof. Ich darf in diesem Zusam- 
menhang auch darauf verweisen, daß sich die ande- 
ren EG-Mitgliedstaaten auf eine ähnliche Regelung 
faktisch verpfhchtet haben, wie wir sie de jure für die 
Bundesrepublik Deutschland bereits eingesetzt ha- 
ben. Darauf werde ich aber bei der Beantwortung 
Ihrer zweiten Frage noch zu sprechen kommen. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben zunächst noch 
eine Zusatzfrage zu dieser Frage. 

Frau Saibold (GRÜNE): Sie müssen dann aber doch 
zugeben, daß nach wie vor damit gerechnet werden 
muß, daß höherbelastete Produkte in die Bundesrepu- 
blik eingeführt werden. Denn auch die bisherigen 
Importkontrollen haben nicht ausgereicht, solche Im- 
porte zu unterbinden. Ich habe Ihren Ausführungen 
zumindest keine Verschärfung oder ähnhches ent- 
nommen, und auch die EG-Staaten wollen es ja nur 
vielleicht machen. 

Gröbl, Pari. Staatssekretär: Die bisherige EG -Rege- 
lung 1707 hat das Gebiet der EG vor dem Import von 
kontaminierten Lebensmitteln — von stärker konta- 
minierten, als die Richtwerte es erlauben — be- 
wahrt. 

(Frau Saibold [GRÜNE]: Sollte!) 

Die nationale Verordnung schirmt die Bevölkerung 
der Bundesrepublik vor entsprechend belasteten Im- 
porten nicht nur aus Drittländern, sondern auch aus 
EG -Mitgliedsländern ab. Das ist die Wirkung dieser 
nationalen Verordnung. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord- 
neten Fischer (Homburg). 

Fischer (Homburg) (SPD): Herr Staatssekretär, 
glauben Sie, daß die Zollbeamten — in Anbetracht 
der Tatsache, daß sich sehr viele von ihnen an Abge- 
ordnete aller Parteien gewandt und darauf hingewie- 
sen haben, daß die Kontrolle an Grenzen abgebaut 
werden soll — personell überhaupt in der Lage sind, 
solche Kontrollen durchzuführen? 

Gröbl, Pari. Staatssekretär: Ich gehe davon aus, daß 
die Zollverwaltung durchaus in der Lage ist, die An- 
weisung des Bundesfinanzministers zu erfüllen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord- 
neten Weiss (München). 

Weiss (München) (GRÜNE): Herr Staatssekretär, 
was gedenkt denn die Bundesregierung zu tun, um 


nicht nur Importe von höher kontaminierten Nah- (C) 
rungsmittein, sondern um auch überhaupt zu verhin- 
dern, daß entsprechende Produkte auf den Markt ge- 
langen? Oder ist es nach wie vor möghch, daß z. B. 
einheimische Waren, z. B. Pilze, die in der Bundesre- 
publik gewachsen sind, weil sie nicht importiert wer- 
den, verkauft werden dürfen, auch wenn sie deutlich 
höhere Cäsiumwerte aufweisen? Sieht die Bundesre- 
gierung da Handlungsbedarf? 

Gröbl, Pari. Staatssekretär: Der Unterschied der na- 
tionalen Regelung zu der EG -Richtlinie besteht nicht 
zuletzt auch darin, daß diese nationale Regelung das 
Inverkehrbringen von Lebensmitteln, die über die 
festgesetzten Grenzwerte hinaus belastet sind, nicht 
gestattet. 

Vizepräsident Westphal: Zu einer Zusatzfrage Herr 
Abgeordneter Dr. Daniels. 

Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNE): Ich möchte fra- 
gen, wie das im einzelnen kontrolliert werden kann. 

Gröbl, Pari. Staatssekretär: Das Inverkehrbringen 
von Nahrungsmitteln? 

Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNE): Ja. 

Gröbl, Pari. Staatssekretär: Das wird dann mögli- 
cherweise bei Stichproben festgestellt, 

(Fischer [Homburg] [SPD]: Möglicherweise! 

— Frau Hensel [GRÜNE]: Möglicherweise 
aber auch nicht!) 

(D) 

möglicherweise bei Beanstandungen. Sie werden 
nicht davon ausgehen können, daß jedes Schwam- 
merl, jeder Pilz, jeder Fisch oder jedes Kilogramm 
Petersilie auf Strahlenbelastung untersucht werden 
kann. 

(Frau Hensel [GRÜNE]: Sie verharmlosen!) 

Vizepräsident Westphal: Wir kommen jetzt zur Be- 
antwortung der Frage 36 der Abgeordneten Frau Sai- 
bold: 

Wird die Bundesregierung bei Nichterreichen einer EG-wei- 
ten Regelung statt der bisher festgelegten Grenzwerte von 
370 Bq/kg bzw. 600 Bq/kg für Cäsium 137 wenigstens die vom 
Europa-Parlament verabschiedeten Grenzwerte von 100 Bq/kg 
bzw. 125 Bq/kg Cäsium übernehmen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Gröbl, Pari. Staatssekretär: Seit dem 1. November 
1987 fehlt eine EG-weite Verordnung für Strahlen- 
grenzwerte von Lebensmitteln. Die Bundesregierung 
hat sich in ihrer seit 1. November gültigen und auf die 
Folgewirkungen von Tschernobyl bezogenen Verord- 
nung für die Beibehaltung der in der bis zum 31. Ok- 
tober 1987 gültigen EG-Richtlinie 1707/86 festgeleg- 
ten Grenzwerte von 370 Bq pro Kilogramm bzw. pro 
Liter Milch und 600 Bq pro Kilogramm Lebensmittel 
für Cäsium 134 und 137 mit Zustimmung des Bundes- 
rats entschieden. Die übrigen EG-Partner haben sich 
mit Ausnahme von Griechenland zu einer freiwilligen 
Beachtung der in der Richtlinie 1707/86 geregelten 
Werte bis auf weiteres verpflichtet. 

Eine Änderung der Grenzwerte in unserer nationa- 
len Verordnung ist weder in Hinsicht auf unsere EG- 
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Pari. Staatssekretär Gröbl 

(A) Partner noch auf Grund wissenschaftlicher Erkennt- 
nisse veranlaßt. Sollte eine nationale Regelung für 
künftige Ereignisse wegen einer fehlenden Einigung 
im EG -Ministerrat erforderlich werden, wird sich die 
Bundesregierung an den bereits dargestellten Werten 
in dieser Größenordnung orientieren. 

Die Bundesregierung stützt sich in ihrer Haltung 
dabei auf die Ergebnisse der „Kommission zur wissen- 
schaftlichen Vorbereitung von Rechtsverordnungen 
zu § 6 Abs. 1 des Strahlenschutzvorsorgegesetzes". 
Danach ergeben sich Werte von 400 Bq/kg bzw. Bq/1 
für Milch und Milchprodukte und 500 Bq/kg für son- 
stige Nahrungsmittel, jeweils für die Leitnuklide Cä- 
sium 134 und Cäsium 137. 

Bei den Ratsverhandlungen in Brüssel steht die 
Bundesregierung mit ihrer Haltung in keiner Weise in 
Konkurrenz zu dem hier zitierten Beschluß des Euro- 
päischen Parlaments, sondern in ausschließlicher 
Konkurrenz zu den höheren Werten, die von der Kom- 
mission und noch deutlicher von Frankreich, Großbri- 
tannien und Griechenland vertreten werden. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Frau Sai- 
bold. 

Frau Saibold (GRÜNE): Herr Staatssekretär, man 
hätte das Festhalten an diesen alten Grenzwerten, daß 
man also bei 370 Bq/kg und 600 Bq/kg geblieben ist, 
noch als eine Verhandlungstaktik im Rahmen der EG- 
Verhandlungen bezeichnen können. Es ist aber jetzt 
so, daß diese Werte, die nach der Katastrophe von 

(B) Tschernobyl festgestzt wurden, in keiner Weise mehr 
gerechtfertigt sind und die Bundesrepublik frei wäre, 
auf tiefere Grenzwerte herunterzugehen, wie sie z. B. 
im Europäischen Parlament vorgeschlagen werden, 
die unserer Meinung nach immer noch zu hoch sind, 
aber immerhin bei 100 Bq/kg und 125 Bq/kg bzw. 
Bq/1 liegen. Warum geht die Bundesregierung nicht 
auf diese Werte herunter? 

Gröbl, Pari. Staatssekretär: Ich habe in meiner Ant- 
wort von vorhin bereits ausgeführt, daß sich die Bun- 
desregierung auf wissenschaftliche Erkenntnisse die- 
ser §-6-Kommission stützt, 

(Frau Saibold [GRÜNE]: Und das Europäi- 
sche Parlament?) 

die im übrigen zu einem ähnlichen Ergebnis gekom- 
men ist wie die Kommission nach § 31 des Euratom- 
Vertrages bei der EG. Aus wissenschaftlichen Er- 
kenntnissen heraus ist eine Änderung nicht veran- 
laßt. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben noch eine Zu- 
satzfrage, Frau Saibold. 

Frau Saibold (GRÜNE): Wie hat die Bundesregie- 
rung darauf hingewirkt oder wie wird sie darauf hin- 
wirken, daß bei der Festsetzung von europäischen 
Grenzwerten im Falle eines Reaktorunfalls — dies 
steht ja noch aus — nach Art. 100 a des EWG-Vertrags 
statt nach dem Euratom-Gesetz gehandelt wird, da 
sonst keine Möglichkeit des nationalen Alleingangs 
gegeben wäre? Ich bitte um genaue Beantwortung. 


Gröbl, Pari. Staatssekretär: Zunächst: Die rechtliche (C) 
Beurteilung der Behandlung dieser Richtlinie besagt, 
daß diese Richtlinie nach den Euratom-Vorschriften 
zu beschließen ist. Dementsprechend hat sich bisher 
auch die Kommission verhalten, und dementspre- 
chend hat sich bisher die Bundesregierung verhal- 
ten. 

(Frau Saibold [GRÜNE]: Sie hat nichts ge- 
macht!) 

— Die Bundesregierung hat dem Kommissionsvor- 
schlag, der höhere Grenzwerte als die, die wir in der 
Bundesrepublik Deutschland festgesetzt haben, vor- 
gesehen hat, nicht zugestimmt. 

Vizepräsident Westphal: Zu einer Zusatzfrage Herr 
Dr. Daniels. 

Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNE): Herr Staatsse- 
kretär, wie beurteilen Sie in diesem Zusammenhang 
die Aussage von Frau Adam-Schwaetzer nach den 
Verhandlungen, daß man bereit sei, z. B. die Grenz- 
werte, die die Bundesregierung derzeit noch vor- 
schlägt, mit dem Faktor zwei zu multiplizieren, d. h. 
also, die Grenzwerte faktisch zu erhöhen, um sozusa- 
gen auf EG-Ebene etwas weiterzukommen? 

Gröbl, Pari. Staatssekretär: Die Werte, die die Bun- 
desregierung national übernommen hat, die sie bisher 
akzeptiert hat und die sie auch für eine EG-Regelung 
anstrebt, unterstellen, daß bei einem — hoffentlich nie 
ein tretenden — Ereignis 100% der Lebensmittel kon- 
taminiert sind. An dieser politischen Einschätzung, ob 
100%, 80%, 50% oder 10% der Lebensmittel konta- 
miniert sind, scheiden sich auch die Geister in Brüs- 
sei. 

Frau Adam-Schwaetzer hat den Faktor zwei in die 
Verhandlungen für den Fall eingebracht, daß bei ei- 
nem solchen — hoffentlich nie auf uns zukommen- 
den — Ereignis nicht 100 % kontaminiert sind, son- 
dern deuthch weniger. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Frau 
Wollny. 

Frau Wollny (GRÜNE): Die eigene Verordnung der 
Bundesrepublik gilt, soviel ich weiß, erstmalig auch 
für Inlandsprodukte. Das heißt, daß seit dem 1. No- 
vember beispielsweise Kindernahrung eine Belastung 
von 370 Bq haben darf. 

Gröbl, Pari. Staatssekretär: Ist das die Frage gewe- 
sen? 

Frau Wollny (GRÜNE): Ja. 

Gröbl, Pari. Staatssekretär; Ja. 

(Frau Wollny [GRÜNE]: Sehr schön! — Zuruf 
von der SPD: Sehr schlecht!) 

Vizepräsident Westphal: Jetzt kommt die Zusatz- 
frage des Abgeordneten Dr. Lippelt. 

Dr. Lippelt (Hannover): Herr Staatssekretär, Sie ha- 
ben sich vorhin auf wissenschaftliche Empfehlungen 

— ich vermute, der Strahlenschutzkommission — als 
Richtlinie für die Formulierung der nationalen Politik 
berufen, und zwar im Gegensatz zu den Empfehlun- 
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Dr. Lippelt (Hannover) 

(A) gen des Europäischen Parlaments, das sich für deut- 
lich niedrigere Werte ausgesprochen hat. 

Nun meine Frage: Stimmen Sie mir darin zu, daß 
diese wissenschaftlichen Empfehlungen gegeben 
wurden, um die Katastrophe von Tschernobyl zu ver- 
arbeiten, und meinen Sie nicht auch, daß jetzt, nach 
Tschernobyl, dem Minimierungsgebot der Strahlen- 
schutzverordnung deutlicher Rechnung getragen 
werden müßte, so daß Sie jetzt gewissermaßen unter 
diese nach Tschernobyl festgelegten Werte gehen 
müßten, nämlich in Richtung der Empfehlung des Eu- 
ropäischen Parlaments? 

Gröbl, Pari. Staatssekretär: Ich habe allen Anlaß, 
anzunehmen, daß die Wissenschaftler ihre Empfeh- 
lung in voller Verantwortung für die Gesundheit un- 
serer Bevölkerung gegeben haben. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Und der 

Landwirtschaft, deren Produkte weg muß- 
ten!) 

Vizepräsident Westphal: Einen Augenblick! Das ist 
keine Diskussions-, sondern eine Fragestunde. 

Jetzt kommt die Zusatzfrage des Abgeordneten 
Weiss (München). 

Weiss (München) (GRÜNE): Herr Staatssekretär, 
ich glaube, daß Sie die zweite Zusatzfrage der Frau 
Saibold noch nicht ganz vollständig beantwortet ha- 
ben. Deswegen will ich noch einmal nachfrag en. 

Es ist doch so, daß bisher noch nicht geklärt ist, was 

(B) das vorrangige Recht ist: das der EWG oder das von 
Euratom. Die Frage von Frau Saibold bezog sich sehr 
konkret darauf, was die Bundesregierung unternom- 
men hat, um zu verhindern, daß eines Tages unter 
Berufung auf Euratom auf einmal gar keine Grenz- 
werte mehr existieren. Ich bitte Sie, diese Frage doch 
genauer zu beantworten. 

Gröbl, Pari. Staatssekretär: Die Ihrer Frage zu- 
grunde liegende Annahme ist falsch. Die Bundesre- 
gierung und die Kommission haben sich juristisch sehr 
wohl mit der Frage auseinandergesetzt, ob eine solche 
EG-Richtlinie nach Euratom- oder nach EWG-Recht 
zu behandeln ist. Das Ergebnis lautet — ich habe es 
schon ausgeführt — : Die Behandlung ist nach Eura- 
tom vorzunehmen. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Nach Eura- 
tom?) 

- Ja. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab- 
geordneten Fischer (Homburg). 

Fischer (Homburg) (SPD): Herr Staatssekretär, 
nachdem wir vorhin festgestellt haben, daß die Zoll- 
beamten an der Grenze mit der Feststellung solcher 
Werte mehr als überfordert sind, möchte ich Sie fra- 
gen, wie Sie es sich vorstellen, daß, wenn aus Frank- 
reich oder aus welchem Land auch immer ein Import 
in die Bundesrepublik erfolgt, auf Grund dieser Maß- 
nahmen dieser Quell- Ziel- Verkehr überprüft werden 
soll und mit welcher Sicherheitswahrscheinlichkeit 
— Sie haben von statistischen Qualitätskontrollen ge- 


sprochen — solche Qualitätskontrollen durchgeführt (C) 
werden können, wenn der von Frau Adam-Schwaet- 
zer genannte Faktor zwei eingeführt wird. 

Gröbl, Pari, Staatssekretär: Ich glaube, hier bringen 
Sie zwei Dinge durcheinander. Der Faktor zwei gilt für 
eine EG -Regelung, hat also nichts mit Überwachung 
durch die Zollverwaltung an Grenzen innerhalb des 
EG-Raumes zu tun. 

Die erste Frage bezog sich darauf, inwieweit die 
Zollverwaltung in der Lage ist, Importe zu kontrollie- 
ren und zu überwachen. Ich möchte Sie dazu einla- 
den, zusammen mit einem Vertreter der Zollverwal- 
tung die Praxis der Zollverwaltung sowohl an einer 
Außen-EG-Grenze als auch an einer Innen-EG- 
Grenze zu verfolgen. 

(Fischer [Homburg] [SPD]: Die kenne ich! Ich 
bin laufend dort! Ich kenne auch die Proble- 
matik!) 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 37 der 
Abgeordneten Frau Wollny auf: 

Kann die Bundesregierung die Ermittlungen der belgischen 
Staatsanwaltschaft bestätigen, nach denen Bestechungsgelder 
von Transnuklear die Mitarbeiter von Mol veranlaßt haben, 

„ nicht mehr aufzubereitende Abfälle zu akzeptieren " (dpa-Mel- 
dung vom 5. Dezember 1987), und wie beurteilt sie dies, auch in 
Anbetracht ihrer häufigen Verlautbarungen, „daß Manipulatio- 
nen . . . (nicht) . . . der Umgehung notwendiger Genehmigungs- 
verfahren dienen soülen"? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Gröbl, Pari. Staatssekretär: Über die Tatsache der 
Entlassung einiger Mitarbeiter im Kernforschungs- 
Zentrum Mol in Belgien hinaus liegen der Bundesre- 
gierung weitergehende Erkenntnisse zu den Hinter- 
gründen weder von den zuständigen belgischen Be- 
hörden noch von der Staatsanwaltschaft Hanau vor. 

Eine Beurteilung kann erst nach Mitteilung der Sach- 
verhalte im einzelnen erfolgen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Frau 
Wollny. 

Frau Wollny (GRÜNE): Angesichts der Tatsache, 
daß die Deutsche Gesellschaft für Wiederaufarbei- 
tung von Kernbrennstoffen — nachdrücklich beteiligt 
beispielsweise an Wackersdorf, aber auch an allen 
übrigen Lagerstätten — zumindest zu 20 % personell 
in Mol beteiligt ist, frage ich Sie: Können Sie aus- 
schließen, daß auch Angehörige der Firma DWK in 
diese Bestechungsaffären verwickelt sind? 

Gröbl, Pari. Staatssekretär: Ich halte eine solche 
Unterstellung blank für eine Zumutung für die Mitar- 
beiter der DWK und auch der Mol, 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage der 
Abgeordneten Frau Wollny. 

Frau Wollny (GRÜNE): Stimmen Sie der Meinung 
der DWK zu, daß nach zweijähriger Betriebsphase die 
Anlage Mol nicht länger als Pilotanlage anzusehen ist, 
sondern mittlerweile eine Produktionsanlage gewor- 
den ist? 

Gröbl, Pari. Staatssekretär: Das ist eine Frage, die 
die belgische Regierung zu beurteilen hat und in die 
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Pari. Staatssekretär Gröbl 

(A) wir uns von seiten der Bundesrepublik nicht einmi- 
schen werden. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord- 
neten Dr. Daniels. 

Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNE); Wie beurteilen 
Sie angesichts der Möglichkeit, daß die deutschen 
Betreiber von Kembrennanlagen in Bestechungsaffä- 
ren im Sicherheitsbereich verwickelt sind, die Zuver- 
lässigkeit der DWK, insbesondere wenn man davon 
ausgeht, daß die DWK die führende Rolle im Geneh- 
migungsverfahren für die atomare Wiederaufarbei- 
tungsanlage in Wackersdorf spielt? 

Gröbl, Pari. Staatssekretär: Zur Frage der Zuverläs- 
sigkeit bei Firmen der deutschen Atomwirtschaft hat 
sich mein Kollege Grüner auf Anfragen, die aus die- 
sem Parlament gestellt wurden, hin ausführlich geäu- 
ßert. Ich glaube, Herr Präsident, daß es nicht erforder- 
lich ist, das zu wiederholen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord- 
neten Dr. Lippelt. 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE): Herr Staatssekre- 
tär, da ich damals diese Fragen gestellt und Ihr Kol- 
lege lediglich mitgeteilt hat, daß es wohl im Kernkraft- 
werk Würgassen einige betroffene leitende Mitarbei- 
ter gibt, für darüber hinausgehende Vermutungen 
aber kein Anlaß bestehe, und nachdem Sie meiner 
Kollegin Wollny zu Mol geantwortet haben „Wir wis- 
sen nur, daß entlassen worden ist", nachdem Sie aber 
nicht die dpa-Meldung dementiert haben, die das 
wiederum in einen Zusammenhang mit der Trans- 
nuklear-Bestechung bringt, frage ich Sie: Glauben Sie 
immer noch, daß Sie bei dieser Haltung bleiben kön- 
nen? Es gibt jetzt schon mehrere Fälle. 

Gröbl, Pari. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
nimmt keine Vorverurteilung vor, sondern bemüht 
sich um Aufklärung der Sachverhalte, und dies ge- 
schieht ganz besonders auch in diesem FaU. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Aber aus 
Anlaß der Frage Wollny mußten Sie doch 
dementieren!) 

Vizepräsident Westphal: Herr Dr. Lippelt, Sie müs- 
sen sich daran halten, daß dies eine Fragestunde ist. 

Jetzt kommt der Abgeordnete Weiss (München). 
Bitte schön. 

Weiss (München) (GRÜNE): Herr Staatssekretär, 
nach der dpa-Meldung, die der Frage von Frau Wollny 
zugrunde lag, scheint es ja so zu sein, daß ein Aus- 
tausch stattgefunden hat: einerseits Material nach 
Mol, andererseits Material von Mol in die Bundesre- 
publik, so daß für diese Transporte auch entspre- 
chende Genehmigungen erteüt worden sein müssen 
und sich doch jetzt eigentlich leicht herausfinden las- 
sen müßte, was transportiert worden ist, was für Werte 
es waren und wer in diese Affäre verwickelt ist. Da die 
Staatsanwaltschaft Turnhout in Ost-Belgien mitteilt, 
daß zwischen den Mitarbeitern in Mol und Hanau 
offensichtlich ein Organisationsnetz für den Aus- 
tausch von Nuklearabfällen aufgebaut worden ist. 


müßte doch eigentlich schon diese dpa-Meldung (C) 
Ihrem Haus Veranlassung geben, tätig zu werden, um 
bei der Firma Transnuklear kräftig nachzuforschen. 

Vizepräsident Westphal: Augenblick! 

Weiss (München) (GRÜNE); Was haben Sie seit 
dem Erscheinen dieser dpa-Meldung in dieser Rich- 
tung konkret unternommen? 

Gröbl, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, dpa-Mel- 
dungen geben uns natürlich immer wieder Veranlas- 
sung zu handeln, nachzudenken und zu reagieren. In 
diesem besonderen Fall reicht eine dpa-Meldung na- 
türlich nicht, sondern hier hat sich die Bundesregie- 
rung — das ist bereits die Antwort auf die nächste 
Frage, die Sie, Frau Kollegin, gestellt haben — an die 
zuständigen Stellen gewandt. 

Wenn Sie gestatten, Frau Wollny, würde ich die 
Antwort auf diese Frage gleich vortragen. 

Vizepräsident Westphal: Augenblick. Das machen 
wir nach Aufruf, Herr Staatssekretär. 

Jetzt kommt die Frage 38 von Frau Wollny: 

Was unternimmt die Bundesregierung, um ihren Kenntnis- 
stand in dieser Angelegenheit zu verbessern, und kann sie aus- 
schließen, daß Transnuklear in anderen Landern auch Beste- 
chungen vorgenommen hat? 

Nun können Sie fortfahren. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Stellen Sie sich mal 
— wir hätten keine Presse; stellen Sie sich 


Gröbl, Pari. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
hat die zuständigen belgischen Stellen und die Staats- 
anwaltschaft Hanau bereits im Oktober darum gebe- 
ten, den Sachverhalt im einzelnen mitzuteilen. Diese 
Informationen liegen der Bundesregierung noch nicht 
vor. Hinweise auf Aktionen auch in anderen Ländern 
als in Belgien sind derzeit nicht bekannt. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Frau 
Wollny. 

Frau Wollny (GRÜNE) : Herr Töpfer hat uns zweimal 
über die Vorkommnisse bei Transnuklear berichtet 
und hat gesagt, es werde alles sehr ernst genommen 
und man werde dafür sorgen, daß solche Dinge nicht 
wieder Vorkommen. Trotzdem passieren ständig neue 
Vorfälle, oder man hört zumindest über die Presse 
davon. 

Vizepräsident Westphal: Frau Kollegin, jetzt muß 
bald das Fragezeichen kommen. 

Frau Wollny (GRÜNE): Hat die Bundesregierung 
überhaupt keine Möglichkeit, solche Dinge zu verhin- 
dern? 

Gröbl, Pari. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
bemüht sich um eine rückhaltlose Aufklärung dieser 
Vorgänge. Deshalb unsere Anfragen bei der Staatsan- 
waltschaft Hanau und unsere Anfragen auf diploma- 
tischem Weg in Belgien um entsprechende Aufklä- 
rung. Erst dann ist es möglich, entsprechende 
Schlüsse zu ziehen. 
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(A) Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Frau 
Wollny. 

Frau Wollny (GRÜNE): Es ist aber doch bekannt, 
daß als Voraussetzung für die Erteilung der Genehmi- 
gung zum Betrieb von Atomanlagen oder Ähnlichem 
sozusagen ein Nachweis der Moral erbracht werden 
muß. Kommt die Bundesregierung nicht in die Verle- 
genheit, irgendwann einmal zugeben zu müssen, daß 
diesen Leuten solche Genehmigungen entzogen wer- 
den müßten? 

Gröbl, Pari. Staatssekretär: Es steht nichts von Mo- 
ral in der einschlägigen Vorschrift, sondern wohl von 
Zuverlässigkeit. Sie können davon ausgehen, daß die 
Bundesregierung diesen Auftrag sehr ernst nimmt. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord- 
neten Dr. Daniels, 

Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNE): Wenn ich diese 
Aussagen mit dem vergleiche, was Sie vor ungefähr 
zwei Monaten im Umweltausschuß dazu gesagt ha- 
ben, frage ich mich, wann endlich Konsequenzen von 
Ihrer Seite gezogen werden. Sie sagen immer: Abwar- 
ten! Auf diese Informationen von Transnuklear in der 
Bundesrepublik weiß ich bisher keine Reaktion. Jetzt 
kommt wieder ein neuer Fall dazu. Ist die Bundesre- 
gierung tatsächlich handlungsunfähig? 

Gröbl, Pari. Staatssekretär: Die Bundesregierung ist 
natürlich nicht handlungsunfähig. Die Bundesregie- 
rung ist aber nicht bereit, Vorverurteilungen vorzu- 
(ß) nehmen. Die Bundesregierung recherchiert vielmehr 
sorgfältig und wartet auf die Ergebnisse. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Dr. Lip- 
pelt. 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE): Herr Staatssekre- 
tär, hat die Bundesregierung denn überhaupt schon 
einmal ansatzweise die Notwendigkeit gesehen, ein 
Verfahren nach § 7 Abs. 2 Nr. 1 des Atomgesetzes, 
also Überprüfung der Zuverlässigkeit des Betreibers, 
in Angriff zu nehmen? 

Gröbl, Pari. Staatssekretär: Dieses Verfahren ist ja 
Voraussetzung für die Genehmigung für den Betrei- 
ber. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Frau Sai- 
bold. 

Frau Saibold (GRÜNE): Herr Staatssekretär, sind 
Sie nach Ihren jetzigen Ausführungen bereit, der Frau 
Wollny einen schriftlichen Bericht zukommen zu las- 
sen, wenn die Ergebnisse Ihrer Recherchen in Mol 
und wenn auch neue Erkenntnisse über ähnliche Vor- 
gänge in anderen Ländern vorliegen? 

Vizepräsident Westphal: Den Bericht müssen Sie 
schon selber anfordern. — Wir machen keine Drei- 
ecksverhältnisse. Nur das ist der Sinn meiner Bemer- 
kung. 

Frau Saibold (GRÜNE): Sind Sie bereit, ihn mir zu- 
zusenden? 


Gröbl, Pari. Staatssekretär: Ich bin nicht nur bereit, (C) 
Ihnen einen schriftlichen Bericht zuzusenden, son- 
dern ich bin selbstverständlich auch bereit — das glei- 
che gilt für meinen Kollegen und auch für den Mini- 
ster — , im Ausschuß ausführlich auf entsprechende 
Fragen zu antworten. 

(Frau Saibold [GRÜNE]: Da bin ich ja leider 
nicht!) 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord- 
neten Weiss. 

Weiss (München) (GRÜNE): Herr Staatssekretär, 

Sie haben in Ihrer Antwort auf die Frage von Frau 
Wollny gesagt. Ihnen sei nicht bekannt, daß Trans- 
nuklear auch in anderen Ländern als Belgien Beste- 
chungen vorgenommen habe. Dazu muß ich Sie fra- 
gen, was Sie dann z. B. von einer dpa-Meldung vom 
4. November 1987, die mir vorliegt, halten, wonach 
die Staatsanwaltschaft Oldenburg die Ermittlungen 
gegen Mitarbeiter des Kernkraftwerks Unterweser 
wegen des Verdachts der Bestechung ausgedehnt 
habe und mitteilt, daß es Hinweise gebe, daß mehrere 
Firmen als Auftragnehmer der Kernkraftwerke in den 
Komplex verwickelt sein könnten. So die Mitteilung, 
die hier vorliegt. Wie verträgt sich das mit Ihrer Ant- 
wort? 

Gröbl, Pari. Staatssekretär: Ausgezeichnet. Wenn 
das Ergebnis dieser Recherchen vorliegt, dann sind 
eben Vorkommnisse auch in anderen Ländern be- 
kannt. 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage der Abgeord- 
neten Frau Unruh. 

Frau Unruh (GRÜNE): Herr Staatssekretär, Sie wis- 
sen, daß wir Abgeordneten Sie kontrollieren und das 
Volk vor Schaden bewahren sollen. Sind Sie auch 
meiner Meinung, daß das bei Ihrem Amt nicht gege- 
ben ist, daß wir leider auf Pressemitteilungen zurück- 
greifen müssen, um Sie in etwa ein Stückchen kontrol- 
lieren zu können? 

Gröbl, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich 
fürchte. Sie irren hier, so wie in der Beurteilung ande- 
rer Fragen auch. 

Vizepräsident Westphal: Wir sind damit am Ende 
des Geschäftsbereichs des Bundesministers für Um- 
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit. Herr Staats- 
sekretär, ich danke Ihnen für die Beantwortung der 
Fragen. 

Ich rufe nun den Geschäftsbereich des Bundesmini- 
sters für das Post- und Fernmeldewesen auf. Herr Par- 
lamentarischer Staatssekretär Rawe steht zur Beant- 
wortung der Fragen zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 39 des Abgeordneten Toete- 
meyer auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Deutsche Bundes- 
post plant, den Posttransport auf der Ruhr-Siegstrecke von der 
Schiene auf die Straße zu verlagern, und kann sie die Wirtschaft- 
lichkeit dieser oder ähnlicher Maßnahmen auch unter dem 
Aspekt belegen, daß die Deutsche Bundesbahn das umwelt- 
freundlichste Verkehrsmittel im Güterverkehr ist? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 
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(A) Rawe, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister für 
das Post- und Fernmeldewesen: Herr Kollege Toete- 
meyer, es ist richtig, daß die Deutsche Bundespost 
plant, die Posttransporte für den Leitraum 59 auf der 
Ruhr-Sieg-Strecke schrittweise von der Schiene auf 
die Straße zu verlagern. 

Die Erarbeitung eines neuen Konzepts für die Post- 
versorgung des Leitraumes 59 ist erforderlich gewor- 
den, um das Transportnetz in diesem Raum den viel- 
fachen Veränderungen vor allem im Bereich der Brief - 
bearbeitung und -beförderung, teilweise auch des üb- 
rigen Postverkehrs anzupassen. Im Zuge dieser Ent- 
wicklung ist das Sendungsaufkommen, das in den 
über Siegen verkehrenden begleitenden Bahnposten 
zu bearbeiten war, so stark zurückgegangen, daß die 
Beibehaltung der Schienenverbindungen des soge- 
nannten Regionalverkehrs wegen völlig unzureichen- 
der Kapazitätsauslastung wirtschaftlich nicht mehr 
vertretbar ist. Die verbliebene Sendungsmenge kann 
ohne Schwierigkeiten stationär beim Postamt Siegen 
bearbeitet werden, ohne daß Zeitverluste eintreten 
würden. Damit ergibt sich zwangsläufig die Einrich- 
tung von Straßenpostverbindungen aus Hagen und 
Siegen in die Zielorte des Leitraums 59, die im übri- 
gen zu wesentlich günstigeren Zeiten verkehren kön- 
nen. 

Es hat sich gezeigt, daß die Umstellung von Schie- 
nen- auf Straßentransport das wirtschaftliche Ergeb- 
nis generell verbessert. Bei der Postversorgung dieses 
Leitraums wird mit Einsparungen von rund 1,5 Milli- 
arden DM im Jahr gerechnet. 

(Paterna [SPD]: Millionen!) 

— 1,5 Millionen DM im Jahr. 

(Paterna [SPD]: Sie sagten „Milliarden"!) 

— Da bitte ich sehr um Entschuldigung und bedanke 
mich für die freundliche Korrektur, Herr Kollege. 

Es ist nicht umstritten, daß die Deutsche Bundes- 
bahn das umweltfreundlichste Verkehrsmittel im Gü- 
terverkehr ist. Aus diesen und anderen verkehrspoli- 
tischen Gründen ist es selbstverständlich, daß die 
Deutsche Bundespost dem Schienenverkehr immer 
dann den Vorzug gibt, wenn diese Art der Beförde- 
rung den Belangen des Postbetriebes mindestens 
ebensogut entspricht wie irgendeine alternative Or- 
ganisationsform. Diese Situation besteht heute jedoch 
praktisch nur noch im Fernverkehr. Hier bedient sich 
deshalb die Deutsche Bundespost nach wie vor des 
Transportmittels Schiene. Im Bereich des Regional- 
verkehrs dagegen sind die spezifischen Vorteile der 
Straßenbeförderung derart gravierend, daß inzwi- 
schen im gesamten Bundesgebiet die Regionalverbin- 
dungen weitgehend auf Straßenposten um gestellt 
worden sind. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Toete- 
meyer. 

Toetemeyer (SPD): Herr Parlamentarischer Staats- 
sekretär, ist meine Information richtig, daß zu diesem 
komplexen Bereich, den Sie jetzt nur in einem Aspekt 
angesprochen haben, der Verlagerung des bisherigen 
Verkehrs von der Schiene auf die Straße, ein umfang- 
reiches Wirtschaftlichkeitsgutachten in Ihrem Hause 


vorliegt — Sie haben das ja selbst angesprochen — , (C) 

und sind Sie bereit, mir, damit ich die Dinge besser 
beurteüen kann, nicht nur für meinen Wahlkreis, die- 
ses Gutachten zur Verfügung zu stellen? 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Soweit wir für die ein- 
zelnen Leitbereiche Untersuchungen über die Wirt- 
schaftlichkeit angestellt haben, können Sie die selbst- 
verständlich jederzeit haben, Herr Kollege. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Toetemeyer. 

Toetemeyer (SPD): Das empfinde ich als eine Zu- 
sage an mich selbst. 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Natürlich. 

Toetemeyer (SPD). Meine Zusatzfrage: Ist Ihnen 
bewußt, daß das nicht nur eine Frage der Wirtschaft- 
lichkeit der Deutschen Bundespost ist — da bin ich ja 
bereit mitzuziehen — , sondern daß sich hier auch 
ganz schwerwiegende Fragen hinsichtlich des Ab- 
baus der Zahl der Bediensteten im Bahnpostbereich, 
der gegenwärtigen Altersstruktur, der Nichtneuein- 
stellung von Bahnpostbediensteten oder Postbedien- 
steten insgesamt ergeben und daß es auch eine Frage 
der Umweltbelastung ist, die hier mit hineinspielt, und 
würden Sie mir zustimmen, daß aus diesem Grunde 
eine Abstimmung auch mit anderen Häusern der Bun- 
desregierung dringend erforderlich ist? 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich denke, 
aus meiner ersten Antwort ist sehr deutlich geworden, 
daß wir uns der Umweltfreundlichkeit des Transport- ' ^ 
mittels Eisenbahn sehr wohl bewußt sind. Wir haben 
auch sehr sorgfältig abzuwägen, was Sie vorgetragen 
haben. Aber all das ist in unsere Überlegungen einge- 
gangen. Ich bin ganz sicher: Würden wir hier ein Er- 
gebnis vorzeigen, das unwirtschaftlicher wäre, wür- 
den möglicherweise, nicht von Ihnen, aber von ande- 
ren Kollegen dieses Hohen Hauses, Fragen gestellt, 
warum wir denn nicht wirtschaftlicher arbeiteten. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe nun die Frage 40 
der Abgeordneten Frau Faße auf: 

Ist in die Überlegungen der Deutschen Bundespost über die 
Ausbildungsquoten 1988 eingeflossen, daß es auch im Bereich 
des öffentlichen Dienstes in den nächsten Jahren zu weiteren 
Arbeitszeitverkürzungen kommen wird, die zu einer Erhöhung 
des Personalbedarfs führen, und wenn ja, wie? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Herr Präsident, ich bitte 
um die Erlaubnis, daß ich, wenn die Frau Kollegin 
Faße einverstanden ist, beide Fragen im Zusammen- 
hang beantworten darf. 

Vizepräsident Westphal: Die Abgeordnete ist ein- 
verstanden. — Dann rufe ich auch die Frage 41 der 
Abgeordneten Frau Faße auf: 

steht eine etwaige Absenkung der Ausbildungsquoten 1988 
im Zusammenhang mit einer vorgesehenen Privatisierung, Li- 
berahsierung oder Deregulierung des Fernmeldedienstes der 
Deutschen Bundespost? 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin Faße, in 
die Überlegungen über die Ausbildungsquoten 1988 
sind mögliche Arbeitszeitverkürzungen im öffentli- 
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Pari. Staatssekretär Rawe 

(A) eben Dienst noch nicht eingeflossen, weil zur Zeit 
auch noch nicht zu übersehen ist, ob und in welchem 
Umfang Arbeitszeitverkürzungen zu erwarten sind. 
Im Zusammenhang mit der Neustrukturierung der 
Deutschen Bundespost ist jedoch nicht an eine Absen- 
kung der Nachwuchsquoten gedacht. 

Im übrigen darf ich mir vielleicht eine Zusatzbemer- 
kung erlauben: Aus Ihrer Frage könnte der Eindruck 
entstehen, als ob überhaupt Privatisierungstendenzen 
oder -absichten bestünden. Ich darf mit Nachdruck 
klarstellen, daß solche Privatisierungsabsichten von 
der Bundesregierung bislang nirgendwo dargetan 
worden sind, auch nicht, wie Sie wissen, seinerzeit in 
der Regierungserklärung. 

Ich will gerne noch darauf hinweisem, daß das Aus- 
bildungsplatzangebot der Deutschen Bundespost im 
Jahre 1988 aller Voraussicht nach dasjenige des Jah- 
res 1987 nicht unerheblich überschreiten wird. Aller- 
dings wird es zwischen den einzelnen Ausbildungs- 
gängen und den einzelnen Berufen wahrscheinlich 
Verschiebungen geben. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Frau Faße. 

Frau Faße (SPD): Sind regionale Gegebenheiten bei 
den Überlegungen der Deutschen Bundespost zu den 
Ausbildungsquoten 1988 berücksichtigt worden? 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Wir sind noch voll in der 
Prüfung, Frau Kollegin. Daraus, daß ich vorhin sagte, 
es könnte sein, daß sich Verschiebungen ergeben, 
wird deutlich, daß wir im gewerblich-technischen Be- 

(B) reich in einigen Feldern nicht mehr so viele Ausbil- 
dungsplätze vorzuhalten brauchen wie bisher. Sie 
wissen, wir haben in diesem Bereich immer über Be- 
darf ausgebildet. Wir haben aber ausdrücklich Wei- 
sung erteilt, daß die sogenannten Problemgebiete, 
insbesondere auch das Zonenrandgebiet und andere 
Gebiete, wo wir große Schwierigkeiten bei der Unter- 
bringung der Auszubildenden haben, besonders be- 
rücksichtigt werden. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Frau 
Faße. 

Frau Faße (SPD): Wenn die jetzt anstehende Ar- 
beitszeitverkürzung nicht mit einbezogen wurde, sind 
Zeiten für Fort- und Weiterbildung von Postbedienste- 
ten mit bedacht worden? 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Sie sind berücksichtigt 
worden, soweit sie zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
schon angeordnet sind. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage. 

Frau Faße (SPD): Hat sich das Verhältnis Auszubil- 
dender zu Ausbildern zahlenmäßig verändert, steht 
das für 1988 an, und welche Auswirkungen sehen 
Sie? 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Sie wissen, daß wir das 
in den vergangenen Jahren auf Anregung des Rech- 
nungshofs einige Male haben anpassen müssen. Für 
1988 sehen wir im gegenwärtigen Zeitpunkt keine 
neuen Anpassungen. 


Vizepräsident Westphal: Letzte Zusatzfrage. (C| 

Frau Faße (SPD): Sind Sie mit mir der Meinung, daß 
das Ministerium auch 1988 alles tun muß, um allen 
Nachwuchskräften eine Weiterbeschäftigung mög- 
lichst im erlernten Beruf zu sichern? 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin, zu die- 
sem Punkt bin ich in diesem Hohen Hause häufig 
befragt worden. Ich habe immer wieder deutlich ge- 
macht, daß die Bundesregierung darauf bedacht ist, 
daß dieses im Eigentum der Bürger stehende Unter- 
nehmen tatsächheh immer wieder alle Anstrengun- 
gen in Ihrem Sinne unternimmt. 

(Frau Faße [SPD]: Danke schön!) 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord- 
neten Börnsen. 

Börnsen (Ritterhude) (SPD): Herr Staatssekretär, 
wie verträgt sich Ihre Aussage, daß die Ausbildungs- 
quote nicht abgesenkt worden ist, damit, daß z. B. im 
Bereich der Oberpostdirektion Bremen teüweise 
Rücknahmen von bis zu 25 % der Ausbildungsplätze 
vorgenommen werden sollten und daß dies in Ver- 
handlungen mit der Personalvertretung auf ungefähr 
15 % reduziert wurde, daß aber doch eine ganz be- 
trächtliche Absenkung bleibt? 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich sehe 
keine Differenz. Ich habe gesagt: Das Gesamtausbil- 
dungsplatzangebot wird sich erhöhen. Ich habe aus- 
drücklich gesagt: In einigen Berufen und Berufszwei- 
gen kann es abgesenkt werden. Dabei werden wir auf pj 
die örtlichen Gegebenheiten Rücksicht nehmen. Of- 
fen.sichtlich haben zu diesem Zweck solche Verhand- 
lungen, wie Sie sie vortragen, stattgefunden. 

Vizepräsident Westphal: Sie könnten noch eine 
weitere Zusatzfrage stellen. 

Börnsen (Ritterhude) (SPD): Ja, das habe ich auch 
vor. 

Herr Staatssekretär, ist es dann zutreffend, daß eine 
generelle Zurücknahme der Ausbildungsquote auch 
im Bereich der Oberpostdirektion Bremen trotz ge- 
genteiliger regionaler Äußerungen nicht vorgesehen 
ist? 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Eine generelle — das 
habe ich schon gesagt — ist nicht vorgesehen, eine 
partielle aber kann durchaus vorgesehen sein. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe nun die Frage 42 
des Abgeordneten Paterna auf: 

Trifft es zu, ddß die Deutsche Bundespost seit 1983 den zusätz- 
lichen Raumbedarf für die gestiegenen Ausbildungsquoten zum 
Fcmmeldehandwerker bis heute nicht oder nur in Ausnahme- 
fällen realisiert hat? 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Herr Präsident, auch in 
diesem Fall würde ich um die Erlaubnis bitten, beide 
Fragen zusammen zu beantworten. 

Vizepräsident Westphal: Herr Paterna ist einver- 
standen. 

Ich rufe auch die Frage 43 des Abgeordneten 
Paterna auf: 
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Vizepräsident Westphal 

( A) Wie gedenkt die Deutsche Bundespost den Raumbedarf an die 

Ausbildungsquote zum Kommunikationselektroniker des Jah- 
res 1987 anzupassen? 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Paterna, 
die Deutsche Bundespost bildet seit Jahren aus Ver- 
pflichtung gegenüber der Allgemeinheit in den ge- 
werblichen-technischen Ausbildungsberufen weit 
über den eigenen Bedarf hinaus aus. 

Im Zeitraum von 1983 bis 1987 stieg die Zahl der 
zum Fernmeldehandwerker Auszubildenden von 
4 750 auf 5 183, das entspricht einem durchschnittli- 
chen Wachstum von etwas über 2%. Der Raumbe- 
stand im gesamten Fernmeldewesen stieg im gleichen 
Zeitraum ebenfalls um 2%. Der Raumbestand in den 
Berufsbildungsstellen, in denen die Fernmeldehand- 
werker ausgebildet werden, reicht nach dem gegen- 
wärtigen Stand für die auszubildenden Fernmelde- 
handwerker im Jahre 1987 aus. Es kann deswegen 
von einem fehlenden Raumbestand nicht die Rede 
sein. Um sicherzustellen, daß die baulichen Anlagen 
des Fernmeldewesens der zügigen Entwicklung be- 
darfs- und zeitgerecht folgen, ist eine eigene Pla- 
nungssystematik geschaffen worden. Im Rahmen die- 
ser Regelungen wird der Flächenmehrbedarf in einem 
mittelfristigen Zeitraum in der Regel durch Eigenbau 
realisiert, und kurzfristig werden Engpässe durch An- 
mietungen überbrückt. 

Für die Ausbildung der Kommunikationselektroni- 
ker steht im Jahr 1987, bundesweit gesehen, ausrei- 
chender Raumbestand zur Verfügung. In Einzelfällen 
nicht gänzlich auszuschließende Engpässe werden 
außer durch Anmietungen auch durch den Abbau von 
Raumnutzungen durch Dritte überbrückt. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Paterna. 

Patema (SPD): Herr Staatssekretär, nachdem das 
Postministerium im August bei den Oberpostdirektio- 
nen nachgefragt hat, welchen Investitionsbedarf — es 
hat also nicht nur gefragt, ob überhaupt Investitions- 
bedarf besteht, sondern welcher — es für die Erhö- 
hung der Raumkapazität für Ausbildungszwecke gibt, 
darf ich Sie fragen: Gibt es da schon Rückmeldungen 
und eine Bewertung durch das Ministerium? 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Nein. Eine Bewertung 
gibt es im gegenwärtigen Zeitpunkt nicht, und diese 
Umfrage diente dem Zweck, rechtzeitig nachsteuern 
zu können. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatz- 
frage. 

Patema (SPD): Darf ich Sie bitten, wenn es eine 
Bewertung gibt, mir diese zu gegebener Zeit zur Ver- 
fügung zu stellen? 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Ich darf beides Zusagen, 
erstens daß wir rechtzeitig nachsteuern werden, wenn 
es einen solchen Bedarf gibt, und zweitens gebe ich 
Ihnen auch die Bewertung gern zur Kenntnis. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatz - 
frage. 


Patema (SPD): Darf ich Sie weiter fragen, ob Sie (C) 
meine Einschätzung teilen, daß der Kommunikations- 
elektroniker im Gegensatz zum Femmeldehandwer- 
ker ein Industrieberuf ist, der so hoch qualifiziert ist, 
daß die Ausbildung von Nachwuchs nicht überwie- 
gend durch kleine und mittlere Betriebe geleistet wer- 
den kann, daß sich daraus die Fluktuationen erhöhen 
und damit auch bei uns eine erhöhte Ausbildungs- 
quote notwendig sein könnte? 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich kann 
das nicht ausschließen. Ich möchte nicht in eine Qua- 
lifizierung der einzelnen Ausbildungsstätten eintre- 
ten; denn dafür müßten wir sie uns beide genauer 
angesehen haben. Ich bin nicht immer der Auffas- 
sung, daß ein größerer Betrieb von vornherein der 
bessere Ausbilder ist. 

Vizepräsident Westphal: Letzte Zusatzfrage. 

Patema (SPD): Darf ich davon ausgehen, daß dieser 
Gesichtspunkt weiter in der Prüfung bleibt, um ab- 
schätzen zu können, welche Ausbildungsquote wir 
brauchen, um mit Sicherheit auch in Zukunft unseren 
eigenen Bedarf voll zu decken? 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, da wir die 
Absicht haben, dafür Sorge zu tragen, daß wir den 
Anforderungen, die der moderne Telekommunika- 
tionsmarkt an das Unternehmen Deutsche Bundes- 
post stellt, nachkommen, können Sie davon ausgehen, 
daß wir rechtzeitig dafür sorgen werden, soweit es in 
unseren Kräften steht, daß wir die richtigen Nach- pj 
Wuchskräfte bekommen. 

Vizepräsident Westphal: Wir sind damit am Ende 
des Geschäftsbereichs für das Post- und Fernmelde- 
wesen. Ich danke dem Staatssekretär für die Beant- 
wortung der Fragen. 

Der Geschäftsbereich des Bundesministers für Bil- 
dung und Wissenschaft braucht nicht aufgerufen zu 
werden, da die Fragen 44 und 45 der Abgeordneten 
Frau Rönsch (Wiesbaden) und die Frage 46 des Abge- 
ordneten Börnsen (Ritterhude) zurückgezogen wur- 
den und die Fragen 47 und 48 des Abgeordneten 
Kuhlwein schriftlich beantwortet werden sollen. Die 
Antworten auf die Fragen 47 und 48 werden als Anla- 
gen abgedruckt. 

Wir sind damit am Ende der Fragestunde. 

Wir werden die Sitzung um 14.30 Uhr mit der Aktu- 
ellen Stunde fortsetzen. 

Die Sitzung ist unterbrochen. 

(Unterbrechung von 14.23 bis 14.30 Uhr) 

Vizepräsident Westphal: Wir fahren mit der Sitzung 
fort. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 1 zur Tagesordnung 
auf: 

Aktuelle Stunde 

Meine Damen und Herren, die Fraktion der GRÜ- 
NEN hat gemäß Nr. 1 c der Anlage 5 unserer Ge- 
schäftsordnung eine Aktuelle Stunde zu dem 
Thema 
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Vizepräsident Westphal 

(A) Haltung der Bundesregierung zu der bevor- 

stehenden Aufnahme der binären C-Waffen- 
Produktion in den USA 

verlangt. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge- 
ordnete Dr. Mechtersheimer. 

Dr. Mechtersheimer (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine verehrten Damen und Herren! Die Fraktion der 
GRÜNEN will mit dieser Aktuellen Stunde auf eine 
akute Aufrüstungsgefahr aufmerksam machen, und 
zwar bei den chemischen Waffen. Im Schatten der 
aktuellen Debatte über nukleare Abrüstung scheint 
dieses Feld völlig unbeachtet zu sein. Es hat ein 
Countdown begonnen, den man nach Möglichkeit 
stoppen sollte. 

Die Freude über das Abkommen über die weltweite 
Beseitigung landgestützter Mittelstreckenraketen, 
das voraussichtlich am 7. Dezember von KP-Chef Gor- 
batschow und Präsident Reagan unterschrieben wer- 
den soll, wird wohl nicht lange währen. Denn in der 
darauffolgenden Woche wollen die USA mit der Pro- 
duktion besonders heimtückischer Waffen beginnen, 
nämlich dieser binären chemischen Waffen. 

Der amerikanische Kongreß hatte am 19. Dezember 
1985 die Endmontage dieser neuen, binären 
C-Sprengköpfe und C-Bomben bis zum 1. Dezember 
1987 aufgeschoben. Der Deutsche Bundestag hatte im 
Mai 1986 die Teilnehmer der Genfer Abrüstungskon- 
ferenz aufgefordert, diese Aufschubfrist voll zu nut- 
zen, um vorher ein Verbot der Entwicklung, Herstel- 
(ß) lung und Lagerung von chemischen Waffen zu verein- 
baren. 

Weil das bisher nicht gelungen ist, hat Präsident 
Reagan am 16. Oktober dieses Jahres dem Kongreß 
den Beginn der Endmontage der binären chemischen 
Artilleriegeschosse vom Kaliber 155 mm angekün- 
digt. Das ist keine alleinige nationale US-amerikani- 
sche Angelegenheit; denn diese chemischen Waffen 
würden nicht in den Vereinigten Staaten, sondern 
hauptsächlich in der Kampfzone Bundesrepublik ein- 
gesetzt werden, wodurch vor allem die Menschen in 
beiden deutschen Staaten bedroht würden. Deshalb 
müssen wir als Vertreter dieser potentiellen Opfer hier 
gemeinsam eine Mitsprache fordern. 

Der Verlauf der Verhandlungen in Genf läßt hoffen, 
daß im nächsten Jahr ein Abkommen über ein welt- 
weites Verbot der Chemiewaffen unterschriftsreif 
wird. Deshalb appelheren wir an Regierung und Par- 
lament in Washington, die Endmontage der neuen C- 
Waffen auszusetzen. Wir fordern den Bundeskanzler 
auf, sofort zu intervenieren, um die völlig überflüssige 
und gefährliche chemische Aufrüstung im letzten Au- 
genblick zu verhindern. 

(Ganz [St. Wendel] [CDU/CSU]: Wie bei den 
INF- Verhandlungen ! ) 

Wenn es möglich war, die Sicherheit der USA und 
ihrer Verbündeten trotz des seit 18 Jahren bestehen- 
den Produktionsstopps dieser Waffen aufrechtzuer- 
halten, dann ist nicht einzusehen, weshalb das nicht 
noch ein oder zwei Jahre länger möghch sein soll, 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord- 
neten der SPD) 


zumal in einer Zeit ernsthafter Abrüstungsverhand- (C) 
lungen und abnehmender Bedrohungsängste. Ande- 
renfalls setzen sich die USA dem Verdacht aus, mit 
chemischen Arsenalen den Abzug atomarer Waffen 
ersetzen zu wollen. 

Weshalb wollen sich die USA als Staat des Wettrü- 
stens präsentieren, während die Sowjetunion gerade 
kürzlich durch eine überraschende Offenlegung ihrer 
Chemiewaffen einen wichtigen Beitrag zum Zustan- 
dekommen eines C-Waffen-Verbotes geleistet hat? 

(Dr. Uelhoff [CDU/CSU] : Die sie 17 Jahre 
lang produziert hat!) 

— Das ist richtig! 

Wenn die USA am 16. Dezember 1987 mit dieser 
völlig überflüssigen Waffenproduktion beginnen, ver- 
ringern sie die Chancen zur Beseitigung dieser beson- 
ders widerwärtigen Waffen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die Bundesregierung befindet sich in einer ver- 
zwickten Lage — das sei eingeräumt — , weil der bis 
1992 angekündigte Abzug der alten C-Waffen-Be- 
stände aus der Bundesrepublik an die Produktion von 
neuen kriegstauglichen binären Waffen gekoppelt ist. 

Das heißt, um den Abzug der alten Bestände nicht zu 
gefährden, müßte sie nach dieser Logik jetzt der Pro- 
duktion der neuen Waffen zustimmen und würde da- 
mit dazu beitragen, daß das Zustandekommen eines 
weltweiten C-Waffen- Vertrages gefährdet wird. 

Die Bundesregierung und die Koalitionsparteien 
haben sich — das muß man ganz nüchtern und ohne 
Vorwurf feststellen — in eine Situation hineinmanöv- 
riert, in der sie sich gezwungen sehen, neue gefährli- 
che Waffen, für die übrigens in der Bundesrepublik 
bereits die Depots gebaut werden, 

(Dr. Uelhoff [CDU/CSU] : Nennen Sie einmal 
das Tokioter Abkommen!) 

als Preis für den Abzug der alten Bestände zu akzep- 
tieren. 

Wir fordern, daß die chemischen Waffen in der Bun- 
desrepublik als Folge eines weltweiten C-Waffen- 
Verbots abgebaut werden und nicht deshalb, weil es 
einen gefährlicheren, kriegstaughcheren Ersatz dafür 
gibt. C-Waffen sind in Mitteleuropa Selbstvernich- 
tungsinstrumente und müssen deshalb in jedem Fall 
abgezogen werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wenn es in den Vereinigten Staaten wirklich einen 
Abrüstungswillen gibt, dann dürfen sich das Weiße 
Haus und der Kongreß dieser gemeinsamen Forde- 
rung aus der Bundesrepublik nicht widersetzen: näm- 
lich weltweites Verbot der C-Waffen und Abzug der 
C-Waffen aus der Bundesrepublik. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Lamers. 

Lamers (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine verehr- 
ten Kolleginnen und Kollegen! Die Mitteilung des 
amerikanischen Präsidenten an den Kongreß ist vor- 



2540 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 38. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 11. November 1987 


Lamers 

(A) aussichtlich der vorletzte Schritt für die Entfernung 
aller chemischen Waffen aus der Bundesrepublik 
Deutschland. Das ist ein Erfolg der Tokioter Verein- 
barung zwischen dem Bundeskanzler und dem ame- 
rikanischen Präsidenten aus dem vergangenen Jahr, 
und das ist nicht zuletzt ein Erfolg meiner Fraktion, an 
ihrer Spitze des Fraktionsvorsitzenden und des Kolle- 
gen Todenhöfer, die sich wie keine anderen in diesem 
Hohen Hause für die Entfernung der chemischen Waf- 
fen aus der Bundesrepublik Deutschland eingesetzt 
haben, und die sich — wie wir es immer und stets 
getan haben — für ein weltweites kontrolliertes Che- 
miewaffenverbot eingesetzt haben. Daran zu erin- 
nern, besteht aller Anlaß. 

Zweitens. Die Mitteilung des amerikanischen Präsi- 
denten stellt keinen Gegensatz zu einem weltweiten 
Chemiewaffenabkommen dar, für das wir nach wie 
vor mit Nachdruck ein treten. Wir hatten hier in die- 
sem Hause am 15. Mai 1986 eine Debatte, und damals 
schon habe ich auf die Parallele zwischen dem Ver- 
lauf der INF-Verhandlungen und den Chemiewaf- 
fenverhandlungen hingewiesen. Erst als der Westen 
mit seiner Warnung ernstgemacht hat, nötigenfalls 
auch zu stationieren, sind wir bei dem INF- Abkom- 
men weitergekommen. Wir können heute mit Befrie- 
digung feststellen, daß wir auch auf sowjetischer Seite 
Bewegung haben, was ein weltweites Chemiewaffen- 
verbot angeht. 

Ich darf einmal darauf hinweisen, daß die Sowjet- 
union ja in sämtlichen Bereichen nach wie vor ihr 
Modernisierungsprogramm weiter fortsetzt. Wir dür- 
fen bei den Entscheidungen, die wir heute im militä- 
rischen Bereich zu treffen haben, nicht so tun, als gäbe 
es keine Abrüstungsverhandlungen. Wir dürfen aber 
auch nicht so tun, als hätten wir sie schon, sondern wir 
müssen alles in Betracht ziehen. An unserer Bereit- 
schaft, das, was wir an neuen Waffen möglicherweise 
auf stellen, auch wieder abzuziehen, kann nach unse- 
rer Entscheidung in der INF-Frage niemand zwei- 
feln. 

Meine Fraktion jedenfalls tritt unverändert und mit 
allem Nachdruck für ein weltweites kontrolliertes 
Verbot von chemischen Waffen ein. Wir wissen sehr 
gut, welche außerordentlichen Verifikationsproble- 
me hier zu bewältigen sind. Wer sich ernsthaft mit 
dieser Frage auseinandersetzt, kann das und darf das 
nicht leugnen. Sie sind ungleich größer als noch im 
INF-Bereich; das weiß jeder. Aber wir sagen mit der- 
selben Klarheit: Diese Schwierigkeiten dürfen kein 
Anlaß sein, von diesem Ziel abzulassen. 

Wir bitten die Vereinigten Staaten deshalb, konse- 
quent an einem weltweiten Verbot chenüscher Waf- 
fen zu arbeiten. Die Aussichten sind — trotz der Verifi- 
kationsschwierigkeiten — in der Tat besser gewor- 
den. Meine Fraktion wird es an der notwendigen Un- 
terstützung für ein solches Abkommen nicht fehlen 
lassen. 

Die Bundesregierung findet unsere volle Unterstüt- 
zung bei ihren sehr konstruktiven Beiträgen zur Errei- 
chung eines solchen Abkommens. Ich finde, daß wir 
die Gemeinsamkeit der Position in dieser Frage auf- 
rechterhalten sollten, zumal, Herr Kollege Bahr, die 
Bundesregierung in dem Tokioter Abkommen alles 
das erreicht hat, was Sie einmal in fünf Punkten im 


Unterausschuß für Abrüstung und Rüstungskontrolle (C) 
formuliert haben. 

Wir stehen auch bei den Chemiewaffen vor einem 
großen Erfolg. Ich freue mich, daß das ein Erfolg der 
Bundesregierung ist. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 
Dr. Mechtersheimer [GRÜNE]: Was ist nüt 
den binären Waffen?) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Voigt (Frankfurt). 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Die Haltung der Bundesregierung 
zur chemischen Abrüstung gerät ins Zwielicht. Statt 
auf die Warnungen der SPD vor dem Beginn eines 
neuen Rüstungswettlaufs bei qualitativ neuen chemi- 
schen Kampfstoffen zu hören, hat die Bundesregie- 
rung durch ihr Schweigen der Aufnahme der Produk- 
tion neuer chemischer Kampfstoffe in den Vereinigten 
Staaten den Weg geebnet. 

Erstens. Der Präsident der Vereinigten Staaten be- 
hauptet gegenüber dem amerikanischen Kongreß, 
daß die Montage dieser qualitativ neuen Generation 
chemischer Waffen auf Grund auch der Interessen 
anderer NATO-Staaten erforderlich sei. Ich habe hier 
bereits am 15. Mai des vergangenen Jahres gesagt, 
daß die Bundesregierung endlich Position beziehen 
solle und sich gegen die geplante Aufnahme der Pro- 
duktion neuer chenüscher Waffen wenden solle. Die p) 
Bundesregierung hat dies nicht getan. 

Jeder amerikanische Kongreßabgeordnete muß, 
wenn die Bundesregierung dem nicht spätestens 
heute widerspricht, davon ausgehen, daß der Präsi- 
dent der Vereinigten Staaten das Interesse der ande- 
ren NATO-Staaten — danüt auch der Bundesrepu- 
blik — an der Aufnahme der Produktion neuer chemi- 
scher Kampfstoffe im Einvernehmen auch mit der 
Bundesregierung festgestellt hat. Die Bundesregie- 
rung aber behauptet gegenüber dem Bundestag und 
seinen Ausschüssen, sie habe der Aufnahme der Pro- 
duktion nie zugestimmt. Dieser Widerspruch verur- 
sacht Mißtrauen in der Bundesrepublik und schadet 
den transatlantischen Beziehungen. 

Schaffen Sie heute endlich Klarheit! Haben Sie den 
Mut, auch vor der Öffentlichkeit und nicht nur hinter 
verschlossenen Türen zu sagen, ob Sie ebenso, wie 
der amerikanische Präsident es behauptet, die Pro- 
duktion neuer chenüscher Kampfstoffe im Interesse 
nicht nur der USA, sondern auch der Bundesrepublik 
Deutschland für erforderlich halten. 

Zweitens. Sie haben gegenüber dem Bundestag be- 
hauptet, die heute in der Bundesrepublik gelagerten 
chemischen Kampfstoffe würden bis spätestens 1992 
abgezogen werden. Dies haben wir begrüßt. Aber 
warum steht über die Vereinbarung zwischen der 
Bundesregierung und der Reagan-Administration 
nichts im Brief des Präsidenten an den Kongreß? Die 
Bundesregierung wußte seit langem, daß dieser Brief 
an den Kongreß geplant war. Warum hat die Bundes- 
regierung nicht zu erreichen versucht, daß sich der 
amerikanische Präsident zu diesem Abzug der chemi- 
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Voigt (Frankfurt) 

(A) sehen Waffen aus der Bundesrepublik auch in dieser 
Erklärung gegenüber dem Kongreß verpflichtet? 

Drittens. Die Bundesregierung hat gegenüber dem 
Bundestag erklärt, sie besäße ein Vetorecht gegen- 
über der Stationierung neuer chemischer Kampf- 
stoffe in der Bundesrepublik Deutschland. Warum ist 
hiervon in der Erklärung des amerikanischen Präsi- 
denten ebenfalls nicht die Rede? Warum hat die Bun- 
desregierung nicht darauf bestanden, daß dies gegen- 
über dem Kongreß auch offiziell erklärt wird? Fürchtet 
die Bundesregierung, daß Klarheit und Eindeutigkeit 
gegenüber dem amerikanischen Kongreß ihr Kon- 
zept, das auf Doppeldeutigkeit von Erklärungen und 
Absichten beruht, durchkreuzen könnte? 

Viertens. Die Bundesregierung verspricht seit Jah- 
ren für das jeweils kommende Jahr den Abschluß ei- 
nes Abkommens über ein weltweites Verbot chemi- 
scher Waffen. Wir begrüßen die Absicht seit Jahren. 
Aber wir vermissen ebenfalls seit Jahren den endgül- 
tigen Abschluß eines derartigen Abkommens. 

(Ganz [St. Wendel] [CDU/CSU]: Dazu sind 
zwei notwendig!) 

— Die Schwierigkeiten, sehr geehrter, lieber Kollege, 
sind, wenn Sie sich einmal bei der Bundesregierung 
erkundigen, nicht nur sowjetischer Art, sie waren in 
den vergangenen Jahren auch amerikanischer Art. — 

(Rühe [CDU/CSU]: Indischer!) 

Wer aber in diesem Jahr die Aufnahme der kostspie- 
ligen Produktion neuer amerikanischer oder auch 
französischer chemischer Kampfstoffe bejaht oder 
stillschweigend hinnimmt, der erwartet doch wohl 
kaum ein weltweites Verbot der chemischen Kampf- 
stoffe im kommenden Jahr. Schon aus diesem Grunde 
bleibt unser Vorschlag für eine chemiewaffenfreie 
Zone in Europa weiterhin aktuell. 

(Lamers [CDU/CSU]: Ein alter Hut!) 

Wir sind des Wartens auf chemische Abrüstung 
müde. Wir wollen endlich Taten sehen. Wir begrüßen 
es, wenn die Bundesregierung die Großmächte zu ei- 
nem Abkommen über eine weltweite Ächtung chemi- 
scher Waffen drängt. Aber wir, die wir in den kleinen 
und mittelgroßen europäischen Staaten wohnen, wol- 
len — wo immer möghch — auch selber für die Abrü- 
stung in Ost und West und insbesondere in Europa 
handeln. 

Statt wie die Bundesregierung der Aufnahme der 
Produktion neuer chemischer Kampfstoffe in internen 
Mauscheleien den Weg zu ebnen, hätten wir Sozial- 
demokraten deshalb parallel zu unserem Drängen auf 
ein weltweites Verbot chemischer Waffen mit Ver- 
handlungen über eine chemiewaffenfreie Zone in 
Europa begonnen. Wir wollen nicht den Makel der 
Mitverantwortung für die Produktion neuer chemi- 
scher Kampfstoffe übernehmen, wir wollen uns damit 
nicht beflecken. 

Wir wollen den Frieden ohne chemische Waffen 

(Zuruf von der CDU/CSU; Wir auch!) 

und nicht die Aufrüstung mit neuen chemischen Waf- 
fen. 


Vielen Dank. (C) 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Feldmann. 

Dr. Feldmann (FDP): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Es kann doch keine 
Rede davon sein, Herr Kollege, daß die Haltung der 
Bundesregierung in dieser Sache im Zwielicht ist. Die 
Haltung der Bundesregierung zu den chemischen 
Waffen ist klar und eindeutig: Die Bundesrepublik 
Deutschland ist das einzige Land, das auf die Herstel- 
lung und den Besitz chemischer Waffen vertraglich 
verzichtet hat. Es ist richtig: Auf unserem Boden lie- 
gen noch große Mengen, die ein erhebliches Gefähr- 
dungspotential darstellen. Aber uns bedroht auch das 
große C-Waffen-Potential der Sowjetunion. 

Ziel unserer Politik kann nur sein, chemische Waf- 
fen schnellstmöglich vom europäischen Kontinent zu 
verbannen und weltweit zu ächten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Auf diesem Weg hat die Bundesregierung viel er- 
reicht, mehr erreicht als alle Regierungen zuvor. Dar- 
über waren wir uns doch im Unterausschuß Abrü- 
stung und Rüstungskontrolle klar. Es ist unfair, Herr 
Kollege, hier von internen Mauscheleien zu spre- 
chen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Diese Bundesregierung hat mehr erreicht als alle Re- 
gierungen zuvor. Sie hat erreicht, was zu erreichen 
war. 

Sie hat die Zusicherung des amerikanischen Präsi- 
denten erwirkt, daß die bei uns lagernden C-Waffen 
— im Fall der Produktion neuer binärer Waffen — , 
daß der Altbestand vom Gebiet der Bundesrepublik 
bis 1992 ersatzlos — ich betone: ersatzlos — abgezo- 
gen wird. 

(Zurufe von der SPD) 

Aus dieser Verpflichtung werden wir unseren Bünd- 
nispartner USA nicht entlassen. 

(Bahr [SPD]: Sehr gut!) 

Eine neue Stationierung amerikanischer C-Waffen 
kommt auf unserem Boden nicht in Frage. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU - Bahr [SPD]: Sehr gut! - 
Weitere Zurufe von der SPD) 

Meine Damen und Herren, neue amerikanische 
C-Waffen in Europa — das wissen wir — könnten 
nicht mehr Sicherheit bringen. Wir gewinnen aber 
Sicherheit, wenn die Sowjetunion ihre C-Waffen be- 
seitigt. Wir wollen keine chemische Nachrüstung, 
sondern ein weltweit verbindliches, verläßlich nach- 
prüfbares Verbot der Herstellung, des Besitzes, der 
Lagerung und der Weitergabe chemischer Waffen. 
Dabei wollen wir, Herr Kollege Voigt, nicht auf hal- 
bem Wege stehenbleiben. Wir sagen nein zu einer 
regionalen Lösung. Wir wollen die weltweite Lösung, 
so wie wir es auch bei der doppelten Null-Lösung 
geschafft haben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
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Dr. Feldmann 

(A) Bei den Genfer C-Waffen-Verhandlungen erscheint 
ein Vertragsschluß innerhalb weniger Monate mög- 
lich. Mit einem solchen Vertrag wäre selbstverständ- 
lich auch die Neuproduktion amerikanischer C-Waf- 
fen hinfällig. Auch die Komponenten für neue, binäre 
Waffen sind auf der Verbotsliste und könnten nach 
einem Vertragsschluß nicht mehr produziert werden. 
Aber, Herr Mechtersheimer, die Entscheidung über 
das amerikanische Modernisierungsprogramm fällt 
nicht allein in Washington, sondern auch in Genf und 
auch in Moskau. Das will ich hier von dieser Stelle aus 
in aller Deutlichkeit sagen. 

(Dr. Mechtersheimer [GRÜNE]: Und was tun 

Sie? — Voigt [Frankfurt] [SPD]: Und auch in 
Bonn!) 

Und es darf auch nicht verschwiegen werden, daß 
die Sowjetunion das amerikanische Modernisierungs- 
programm — lassen Sie es mich einmal so deuthch 
sagen — provoziert hat. Nach dem Vietnam-Schock, 
nach 1969, haben die Amerikaner keine C-Waffen 
mehr produziert. Die Sowjetunion hat dieses einsei- 
tige amerikanische Moratorium nicht honoriert. Im 
Gegenteil: Sie haben weiter produziert und moderni- 
siert und weiter die chemische Kriegführung mit ih- 
ren Soldaten eingeübt. Das ist nicht nur ein abrü- 
stungspolitisches Versäumnis. Zugegeben: Die So- 
wjetunion zeigt jetzt Bewegung in Genf. Das begrü- 
ßen wir alle sehr; aber wir müssen jetzt die Sowjet- 
union beim Wort nehmen und vertraglich auch in die 
Pflicht nehmen. 

Beide Regierungen, beide Großmächte sind aufge- 
fordert, einen klaren Weg zur Ächtung der C-Waffen 
aufzuzeigen. Unter diesem Gesichtspunkt, Herr Kol- 
lege, bedauere ich die amerikanische Produktionsent- 
scheidung; denn es besteht die Gefahr, daß andere 
Staaten dies als Absage an ein Abkommen mißverste- 
hen könnten oder — noch mehr — es als Legitimation 
einer eigenen Produktion mißbrauchen könnten. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Warum sagt das 
nicht die Bundesregierung?) 

Chemische Waffen dürfen nicht zur Atomwaffe der 
kleinen Mächte werden. 

(Beifall bei der FDP — Sehr richtig! bei den 
GRÜNEN) 

Auch wegen der Gefahr der Weiterverbreitung muß 
schnellstmöglich auf ein weltweites C-Waffen-Verbot 
gedrängt werden. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal; Das Wort hat der Staatsmi- 
nister im Auswärtigen Amt, Herr Schäfer. 

Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen Amt: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Kollege 
Voigt, Sie sprachen vom Zwielicht, in das angeblich 
die Bundesregierung gerückt sei. Ich kann nur sagen: 
Ihre Argumentation war zwielichtig. Wenn Sie sich an 
die Worte Ihres neben Ihnen sitzenden Fraktionskol- 
legen Bahr erinnern, der uns damals nach Tokio hier 
im Saal gesagt hat: Fabelhaft, daß Sie das erreicht 
haben, dann, glaube ich, ist es nicht ganz ehrlich, Herr 


Voigt, wenn Sie jetzt versuchen, dieses Erreichte wie- (C) 
der in Zweifel zu ziehen; 

(Beifall bei der FDP) 

aber wir sollten natürlich auf die einzelnen Argu- 
mente eingehen. 

Herr Mechtersheimer, es kann natürlich nicht die 
Rede davon sein, daß wir uns in eine Lage hineinma- 
növriert hätten daß gar Depots in der Bundesrepublik 
gebaut würden; das ist schlicht nicht wahr. 

(Dr. Mechtersheimer [GRÜNE]: Doch!) 

Wir haben uns in die Lage hineinmanövriert, Waf- 
fen, die seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges unter 
anderem in der Pfalz gelagert sind, endlich aus der 
Bundesrepublik herauszubekommen. Daß wir dann 
nicht noch die Bedingungen den Vereinigten Staaten 
diktieren können, wird, glaube ich, jedem deutlich, 
der die Größenverhältnisse zwischen den Vereinigten 
Staaten und der Bundesrepublik realistisch sieht. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Die lagern aber bei 
uns!) 

Die Haltung der Bundesregierung zu chemischen 
Waffen ist eindeutig und vor diesem Hohen Hause 
wiederholt dargelegt worden. Der Bundesminister des 
Auswärtigen hat sie in seiner Rede vom 15. Mai 1986 
wie folgt zum Ausdruck gebracht — ich zitiere — : 

Für uns, für die Bundesregierung, hat das welt- 
weite Verbot der chemischen Waffen höchste 
Priorität. Chemische Waffen gehören zu den 
schrecklichsten Vernichtungswaffen, die man 
sich vorstellen kann. Nicht nur hier, sondern (D) 
überall in der Welt müssen sie verschwinden, um 
diese Geißel von der Menschheit zu nehmen. 

Ich bin dankbar, daß der Kollege Feldmann Ihnen 
gesagt hat: Deshalb lehnen wir regionale Zonen ab 
und fechten für die globale Beseitigung dieser Waf- 
fen. 

Die Bundesregierung befindet sich mit dieser Hal- 
tung in voller Übereinstimmung mit ihren Partnern im 
Atlantischen Bündnis, die in der Erklärung von Reyk- 
javik vom 12. Juni 1987 bekräftigt haben, daß die 
weltweite Beseitigung chemischer Waffen ein wichti- 
ges Element des kohärenten Gesamtkonzepts der Rü- 
stungskontrolle und Abrüstung des Bündnisses dar- 
stellt. 

Auch der amerikanische Präsident hat eindeutig 
klargestellt, daß die Vereinigten Staaten am Vorrang 
eines weltweiten Verbotsabkommens über chemische 
Waffen festhalten. Präsident Reagan hat dazu in sei- 
ner Botschaft vom 16. Oktober 1987 an den amerika- 
nischen Kongreß ausgeführt: 

Wir streben unverändert ein weltweites und 
wirksam nachprüfbares Verbot chemischer Waf- 
fen an. 

Ich betone jetzt: 

Bis zur Erreichung dieses Ziels ist es jedoch für 
uns von großer Bedeutung, ein sicheres und mo- 
dernes Arsenal an chemischen Waffen beizube- 
halten, mit dessen Hilfe unsere potentiellen Geg- 
ner vom Einsatz chemischer Waffen abgeschreckt 
werden können. 
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Staatsminister Schäfer 

(A) Das gilt für diese Übergangszeit und für sonst nichts. 
Ein solches Abkommen würde jeden Staat, der chemi- 
sche Waffen besitzt, verpflichten, seine Bestände bin- 
nen zehn Jahren nach Inkrafttreten des Abkommens 
zu vernichten. 

Was die Altbestände von chemischen Waffen in der 
Bundesrepublik angeht, bleibt es im übrigen bei der 
Absprache von Tokio vom Mai 1986: Diese Waffen 
werden spätestens 1992 aus der Bundesrepublik ab- 
gezogen, und sie werden — das hat Herr Feldmann 
deutlich gemacht — auch nicht durch neue Produktio- 
nen ergänzt. Dafür haben wir gesorgt, und das ist ein 
Erfolg dieser Bundesregierung, den man hier nicht 
wegdiskutieren kann. 

Jetzt ist die Genfer Abrüstungskonferenz, die das 
Mandat zur Ausarbeitung eines weltweiten Verbots- 
abkommens chemischer Waffen hat, gefordert. Es gilt, 
durch Beseitigung der chemischen Waffen mehr Si- 
cherheit zu gewinnen, und es güt auch, der voran- 
schreitenden Proliferation chemischer Waffen vorzu- 
beugen. Durch zügigen Abschluß der Verhandlungen 
muß der Gefahr entgegengewirkt werden, daß sich 
weitere Staaten in den Konfliktherden der Dritten 
Welt dieser — wie jemand gesagt hat — Nuklearwaf- 
fen des kleinen Mannes bedienen. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Wieso? Wenn sie 

weltweit verboten werden, gibt es doch so- 
wieso keine Proliferation!) 

— Es ist sicher, Herr Kollege Voigt, eine ganz große 
zusätzliche Schwierigkeit bei den Verhandlungen 
über die weltweite Abschaffung, daß wir gerade in 

(B) diesem sehr sensitiven Bereich von Konfliktherden, 
die nicht völlig von uns kontrollierbar sind, versuchen 
müssen, politisch einzuwirken. Das ist eine der 
schwierigsten Folgen. 

Es gilt, durch Beseitigung der chemischen Waffen 
mehr Sicherheit zu gewinnen, ln den Verhandlungen 
der Genfer Abrüstungskonferenz ist bereits viel er- 
reicht worden, auf dem aufgebaut werden kann. Ein 
in großen Teilen ausformuherter Vertragsentwurf 
liegt vor. Bei den bilateralen Gesprächen zwischen 
den USA und der Sowjetunion in jüngster Zeit, insbe- 
sondere auch bei den Gesprächen der beiden Außen- 
minister in Washington und in Moskau, sind in zentra- 
len Fragen der Verifikation eines Chemiewaffenver- 
bots wichtige Fortschritte erzielt worden, ln der 
Schlüsselfrage, wie im Falle des Verdachts einer Ver- 
tragsverletzung vorgegangen werden soll, ist es zu 
einem Durchbruch gekommen. Die Sowjetunion hat 
der amerikanischen Forderung nach unverzüglichen 
Inspektionen vor Ort ohne Ablehnungsrecht, an wel- 
chem Ort auch immer sie verlangt werden, zuge- 
stimmt. Die Sowjetunion hat sich ferner bereit gezeigt, 
westlichen Forderungen nach mehr Offenheit und 
Transparenz im Chemiewaffenbereich entgegenzu- 
kommen. Die sowjetische Einladung von Mitgliedern 
der Genfer Abrüstungskonferenz zum Besuch der so- 
wjetischen Chemiewaffeninstallationen in Shikhany 
war ein positiver Anfang. 

Eine der wichtigsten Fragen, die jetzt in Genf noch 
zu lösen sind, betrifft die systematische Kontrolle der 
chemischen Industrie« Dadurch soll verhindert wer- 
den, daß einschlägige chemische Stoffe, die z. B. bei 
der Herstellung von Pflanzenschutzmitteln anfallen. 


aus der zivilen Produktion für die Herstellung chemi- (C) 
scher Waffen abgezweigt werden. Die Welt muß si- 
cher sein, daß nach Inkrafttreten eines Chemiewaf- 
fenverbotsabkommens chemische Waffen nicht mehr 
produziert werden. 

Schon jetzt besteht in Genf Einvernehmen darüber, 
daß die Produktion der Schlüsselausgangsstoffe für 
binäre chemische Waffen nach Inkrafttreten einer 
CW-Konvention verboten sein soll. 

Weitere offene Fragen sind die Ausgestaltung der 
Vertragsorganisation für ein Verbots ab kommen über 
chemische Waffen und der Fahrplan für die Beseiti- 
gung aller chemischen Waffen. Das sind im wesentli- 
chen technische Fragen, die den Abschluß eines Ver- 
botsabkommens nicht aufhalten dürfen. 

Die Bundesrepublik Deutschland als Staat an der 
Schnittstelle zwischen den beiden Bündnissen hat ein 
vitales Interesse am völligen Verbot chemischer Waf- 
fen. Durch die Beseitigung dieser schrecklichen Waf- 
fenkategorie würde eine gefährliche Bedrohung, der 
wir uns ausgesetzt sehen, verschwinden. In diesem 
Sinne wirken wir durch unsere Beiträge in der Genfer 
Abrüstungskonferenz und durch einen intensiven 
Dialog mit den Staaten, die in diesen Verhandlungen 
eine führende Rolle spielen, aktiv für ein baldiges 
Verbotsabkommen. Die Bundesregierung wird wei- 
terhin ihr ganzes Gewicht zur Geltung bringen, damit 
die noch offenen Fragen zügig bewältigt und ein Ab- 
kommen binnen kürzestmöglicher Frist erreicht wer- 
den können. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) (D) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Lowack. 

Lowack (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Das Thema 
hätte eigentlich die Vermutung nahelegen können, 
daß es den GRÜNEN wirküch einmal um eine akzep- 
table Empfehlung an die Bundesregierung gehen 
würde. Tatsächlich war es wieder einmal ein grandio- 
ses Ablenkungsmanöver, und leider habe ich auch 
von seiten der SPD bisher viel Schaum, aber nicht all- 
zuviel Positives gehört. 

(Frau Hensel [GRÜNE]: Wovon lenken wir 
denn ab?) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die An- 
wendung von C-Waffen ist seit dem Genfer Abkom- 
men von 1925 verboten, und es ist inzwischen auch als 
Völkergewohnheitsrecht anerkannt, daß sie nicht ver- 
wendet werden dürfen. Es gäbe bei den chemischen 
Waffen überhaupt kein Problem, wenn nicht die So- 
wjetunion entgegen diesem Verbot über Jahrzehnte 
in einem unglaublichen Umfang chemische Waffen 
produziert hätte 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

und wenn sie sie nicht zu einem Bestandteil ihrer stra- 
tegischen Überlegungen zur Kriegführung machen 
würde. 

(Ganz [St. Wendel] [CDU/CSU]: Das ist der 
Punkt!) 
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Lowack 

(A) Ich muß einfach wieder einmal an die Feldvorschrift 
erinnern, die bis heute immer noch besteht, die die 
Sowjetunion nicht geändert hat und die zur chemi- 
schen Kampfführung folgendes sagt: 

Chemische Waffen werden angewandt, um dem 
Gegner Massenverluste an Menschen beizubrin- 
gen und um die Handlungen seiner Truppen so- 
wie Tätigkeiten im Hinterland zu erschweren. Sie 
werden überraschend und massiert eingesetzt. 

Wer für Vertrauen in diesem Bereich sorgen will, soll 
erst einmal diese Feldvorschrift für das sowjetische 
Heer ändern, damit wir wissen, woran wir mit einem 
Vertragspartner sind. Daran muß man doch einmal 
erinnert haben. 

(Dr. Mechtersheimer [GRÜNE]: Das steht 
fast wörtlich auch in der US- Vorschrift!) 

Es war doch die Sowjetunion, lieber Kollege Mech- 
tersheimer, die ständig den Einsatz chemischer 
Kampfstoffe geübt hat, im Gegensatz zu irgendeinem 
NATO-Land. Die NATO hat niemals den chemischen 
Waffen irgendeine Bedeutung für die Kriegsführung 
beigemessen, sondern die Absicht bestand aus- 
schließlich darin, dem Land, das die größten Vorräte 
hat und die Waffen modernisiert hat, klarzumachen, 
daß man im Falle einer Verwendung dieser Mittel im 
Krieg antworten könnte. 

Es ist die Sowjetunion, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, die chemische Waffen entgegen dem 
Völkerrecht in Afghanistan eingesetzt hat und, wie es 
teilweise gesagt wurde, erprobt hat. Das muß man 
doch berücksichtigen, wenn man weiß, um was es 
heute geht und welche Vertrags- und Verhandlungs- 
partner sich gegenüberstehen. 

Sie prügeln die Vereinigten Staaten von Amerika, 
die ihre C-Waffen-Produktion seit Ende der 60er 
Jahre eingestellt haben, die die Produktion auch der 
binären chemischen Waffensysteme zurückgestellt 
haben, um der Sowjetunion Gelegenheit zu g^ben, zu 
einem gemeinsamen Text zu kommen. Das war doch 
auch wieder eine Vorleistung der Vereinigten Staaten 
von Amerika und des Westens gegenüber der Sowjet- 
union, die von ihr nicht genutzt wurde. 

Wer hat denn eigentlich die Sowjetunion davon ab- 
gehalten, ein umfassendes Angebot über das Verbot 
der Entwicklung, Herstellung und Lagerung von C- 
Waffen vorzulegen? Wer hat die Sowjetunion eigent- 
lich davon abgehalten. Hunderttausende von Tonnen 
chemischer Waffen abzubauen? Das hätte sie doch 
längst als eine vertrauensbildende Maßnahme ma- 
chen können. Dann wären wir heute weiter. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Woher haben Sie 
denn diese Mengenangaben?) 

— Lieber Herr Kollege Voigt, dann hätten wir nicht 
darüber zu sprechen und zu diskutieren, ob die So- 
wjetunion technisch in der Lage wäre, ihre Waffen- 
arsenale abzubauen. 

(Zurufe von der SPD) 

Es ist doch abenteuerlich, wenn die Sowjetunion 
versucht, aus ihrem immensen Vorsprung bei Umfang 
und Modernisierung der chemischen Waffen Kapital 
zu schlagen, indem sie teilweise auf Kontrollen be- 
standen hat, die eine ganz andere Absicht vermuten 


lassen, als sie es bei der Kontrolle und der Produktion (C) 
chemischer Waffen geben kann. 

Die Haltung der Bundesregierung gegenüber C- 
Waffen ist und war klar: Wir haben keine chemischen 
Waffen, wir wollen keine chemischen Waffen haben. 

Wir sind für ein weltweites Verbot der Forschung, 
Herstellung und Lagerung von C-Waffen. Dazu haben 
wir uns im WEU- Vertrag bereits vertraglich verpflich- 
tet. 

Es geht heute darum, eine optimale Abstimmung, 
die wir mit den Vereinigten Staaten bereits erreicht 
haben, durchzusetzen. 

Lieber Herr Kollege Voigt, ich bin über Ihren Bei- 
trag eigentlich etwas erstaunt. Sie waren mit Zeuge im 
Unterausschuß „Abrüstung und Rüstungskontrolle", 
in dem klargestellt wurde, daß die Entscheidung des 
amerikanischen Präsidenten, die Produktion von bi- 
nären Systemen freizugeben, Voraussetzung für den 
Abbau der chemischen Waffensysteme in der Bun- 
desrepublik Deutschland ist. Sie waren Zeuge da- 
für. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Also stimmen Sie 
der Produktion zu!) 

Die Entscheidung, die der amerikanische Präsident 
jetzt getroffen hat, ist die Voraussetzung dafür, daß 
diese Systeme bei uns abgebaut werden. Sie wissen, 
daß mit dieser Voraussetzung einer der wichtigen 
Punkte, die wir mit den Vereinigten Staaten klären 
konnten, jetzt tatsächlich erfüllt wird. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Dieses Linkage ak- 
zeptieren wir nicht!) 

(D) 

Wenn der amerikanische Präsident, weil die So- 
wjetunion bislang nicht bereit war, ein angemessenes 
Angebot zu unterbreiten, diese Entscheidung getrof- 
fen hat, dann sollten wir das als eine weitere Chance 
sehen — Sie wissen: Wir stehen vor dem Gipfel am 
7. Dezember — , zu einem angemessenen und guten 
Abkommen zu kommen, um die chemischen Waffen 
weltweit restlos abzubauen und zu verbieten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Gerster (Worms). 

Gerster (Worms) (SPD): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Chemische Waffen sind kein ab- 
straktes Thema. Sie sind vorhanden. Sie werden da 
und dort in diesen Monaten und Jahren auch einge- 
setzt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Leider!) 

— Leider. 

Sie sind auch in der Bundesrepublik vorhanden. 

Herr Kollege Lowack, Sie sagten: Wir haben sie nicht. 

— Dann fragen Sie doch bitte einmal die Bevölkerung 
etwa in der Pfalz, bei Pirmasens, ob sie auch der Mei- 
nung ist, daß wir auf unserem Boden derzeit keine 
chemischen Waffen gelagert haben. Dies ist nie offi- 
ziell bestätigt worden. Hieraus soll nur ein milder Vor- 
wurf erhoben werden; denn frühere Bundesregierun- 
gen haben diese Praxis der offiziellen Nichtbestäti- 
gung solcher Angaben ebenfalls geübt. Trotzdem ist 
die Frage zu stellen, ob größere Transparenz in diesen 
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Gerster (Worms) 

(A) Fragen die Glaubwürdigkeit der Verteidigungspolitik 
nicht insgesamt erhöhen würde. Hier können wir uns 
im übrigen einiges auch von der Praxis der amerika- 
nischen Regierung abschneiden, die es sich gar nicht 
mehr leisten kann, solche Fragen zu Verschlußsachen 
zu machen und nicht auch der davon betroffenen Be- 
völkerung — Beispiel: MX- Stationierung — Informa- 
tionen zugänglich zu machen. 

(Bahr [SPD]; Sehr wahr!) 

In einem Land und einer Region, wo die Verteidi- 
gungslasten besonders hoch sind, nämlich in Rhein- 
land-Pfalz und in der Pfalz, haben wir gesicherte Er- 
kenntnisse, daß chemische Waffen bereits vorhanden 
sind, in einem Land übrigens, das Verteidigungsla- 
sten hat, die man sich in der Weite des amerikani- 
schen Kontinents nicht vorstellen kann und die man 
sich auch nicht in der Nähe einer so starken Besied- 
lung vorstellen kann, wie sie etwa in dem genannten 
Bundesland, aber auch in anderen Regionen der Bun- 
desrepublik gegeben ist. 

Diese Verteidigungslasten wurden von der Bevöl- 
kerung bisher ertragen und getragen, weil das Be- 
wußtsein, Waffenkammer der westlichen Welt zu sein, 
erst in den letzten Jahren wieder stark wurde, nach- 
dem wir in den 50er Jahren eine breite Bewegung 
hatten, die wir ja alle zum Teil aus eigenem Erleben, 
zum Teil aus historischem Wissen kennen, während 
die 60er und die 70er Jahre so etwas wie eine Latenz- 
phase waren. Aber in den letzten Jahren ist die 
Grundzustimmung zu allen Teilen der westlichen Si- 
cherheitspolitik nicht mehr ohne weiteres gegeben. 

(B) Deswegen müssen wir uns als Verteidigungspolitiker 
aller Schattierungen für Elemente unserer Verteidi- 
gung verteidigen, oder wir müssen sie selber in Frage 
stellen, die nicht mehr ohne weiteres plausibel ge- 
macht werden können. 

Die Akzeptanz der Notwendigkeit der chemischen 
Abschreckung im westlichen Bündnis ist nicht einmal 
bei den Fachleuten gegeben. Ich kenne aus den letz- 
ten Jahren kein einziges Dokument, keinen einzigen 
flammenden Appell, wir dürften auf keinen Fall auf 
die Option der chemischen Abschreckung verzichten. 
Ich kenne keinen General der Bundeswehr, ich kenne 
keinen Sicherheitspolitiker, der dies mit echter inne- 
rer Überzeugung gesagt hätte. Es war immer eine 
defensive Argumentation nach dem Motto: Wenn auf 
der anderen Seite so viel mehr doch wohl schon vor- 
handen ist, wie vermutet oder bewiesen werden kann, 
dann dürfen wir nicht ganz darauf verzichten. 

Auch wenn wir vor einer möglichen weltweiten Lö- 
sung stehen, die wir ja — da ist gar kein Dissens — alle 
begrüßen: Wäre hier nicht ein Fall gegeben, wo wir 
schon ein paar Jahre vorher, als diese weltweite Lö- 
sung noch nicht erkennbar war, hätten sagen können: 
Hier kann der Westen sogar einseitig auf eine Option 
verzichten, weil wir uns nicht wehrlos machen, wenn 
wir gegen einen möglichen chemischen Angriff dann 
notfalls eben auch mit anderen Waffenkategorien rea- 
gieren können? 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Ganz 
[St. Wendel] [CDU/CSU]: Das hat Ihre Bun- 
desregierung schon verneint! — Lowack 
[CDU/CSU]: Mit Duftsprays!) 


Wir wollen das Dazulernen aller Beteiligten nicht in (C) 
Abrede stellen. Aber Sozialdemokraten sind seit ge- 
raumer Zeit — sie können unsere Parteitagsbe- 
schlüsse seit vielen Jahren verfolgen — der festen 
Überzeugung, daß wir selbst dann, wenn wir vorüber- 
gehend die Abschreckung auch in den verschiedenen 
Elementen aufrechterhalten müssen, auf die chemi- 
sche Abschreckung ersatzlos verzichten können. 

Diesen Standpunkt vertreten nicht nur Poütiker und 
nicht nur die sogenannten Experten, sondern die Be- 
völkerung drängt uns, hier kurzfristig etwas zu tun, 
damit die Lager chemischer Waffen aufgelöst werden, 
und zwar ersatzlos aufgelöst werden. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Lummer. 

Lummer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Der letzte Satz lautete also: Die 
Bevölkerung drängt uns, daß die chemischen Waffen 
bei uns verschwinden. Wenn ich mich als Neuüng an 
die Lektüre der Texte zu diesem Thema erinnere, 
kann ich nur bestätigen: Dies hat die Bundesregie- 
rung erreicht. Wenn man das liest, findet man auch ein 
erstaunlich hohes Maß an Übereinstimmung nicht nur 
innerhalb der Koalition, sondern auch im ganzen 
Haus, sowie ein hohes Maß an Kontinuität in der Poli- 
tik; denn frühere Bundesregierungen anderer Cou- 
leur haben keine andere Auffassung als die heutige 
Bundesregierung vertreten. Deshalb war ich ein biß- (D) 
chen überrascht über den Beitrag des Kollegen Voigt, 
der wohl für das Schaufenster gesprochen hat; ich 
weiß es nicht so genau. 

Dieses hohe Maß an Übereinstimmung sollte jeden- 
falls mit Genugtuung festgestellt werden, was ja auch 
in der Bemerkung zum Ausdruck kommt: Wir wollen 
den Frieden ohne chemische Waffen. Ich glaube, es 
sollte niemand in diesem Hause die Aufrichtigkeit des 
anderen bezweifeln, daß dieses Ziel das entschei- 
dende ist. 

Wenn also die weltweite Vernichtung chemischer 
Waffen das entscheidende gemeinsame Ziel ist, dann 
ist doch die Frage: Was fördert dieses Ziel und was 
behindert es? Dabei stellt sich die konkrete Frage, die 
ja in der Formulierung der GRÜNEN zum Ausdruck 
kommt; Sollen wir die Entscheidung der Vereinigten 
Staaten, zu produzieren, zu verhindern versuchen? Ist 
das nützlich in bezug auf das Ziel der weltweiten 
Abrüstung in diesem Bereich? 

Hier habe ich durchaus meine Zweifel. Zwar sagen 
eine Reihe von Sowjets und auch die GRÜNEN: Ja, 
das behindert den Prozeß der weltweiten Abrüstung. 

Aber es gibt auch andere Sowjets, die das nicht so 
sehen, sondern die durchaus anerkennen, daß eine 
solche Entscheidung diese Bemühungen nicht beein- 
trächtigt. Außerdem darf man nicht übersehen, daß 
die Vereinigten Staaten mit diesem langwierigen Mo- 
ratorium den ernsthaften Versuch gemacht haben, die 
Sowjetunion zu einem gleichwertigen Handeln zu 
bewegen, aber die Sowjetunion handelte nicht ent- 
sprechend. Ich meine, man darf bei der Nachrüstung 
auch nicht den Sachverhalt, auf den der Kollege La- 
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Lummer 

(A) mers ja zu Recht beim letztenmal und auch diesmal 
hingewiesen hat, übersehen, daß erst gewisse Ent- 
scheidungen auf unserer Seite die Bereitschaft der 
Sowjetunion nachhaltig gefördert haben. Ich vermute 
einmal, das wird hier nicht anders sein. Der Hinweis 
des Staatsministers auf das, was sich in Genf bewegt 
hat, bestätigt ja im Grunde diese These, d. h. die Er- 
fahrung spricht dafür, daß erst die Entschlossenheit, 
zu produzieren, die Sowjetunion bewegen wird, auf 
diesem Wege hin zu einer weltweiten Abrüstung vor- 
anzuschreiten. 

Es ist sicherlich eine griffige Formulierung, wenn 
man sagt — Herr Kollege Bahr, Sie haben sie ja auch 
beim letztenmal verwendet — , hier werde der Ver- 
such gemacht, Abrüstung durch Aufrüstung zu errei- 
chen. Das wurde dann von Ihnen als Scheinlogik oder 
sonst etwas bezeichnet. Aber manchmal hat man mit 
solchen Paradoxien in der Politik zu tun, wie ja schon 
am Beispiel der Nachrüstung erwiesen worden ist. 
Deshalb möchte ich in drei Punkten daran erinnern, 
was damals zu dieser Frage gesagt wurde. 

Es gab offenbar große Übereinstimmung im Hin- 
blick darauf, daß die Produktionsentscheidung der 
Vereinigten Staaten die Voraussetzung für die Besei- 
tigung der hier vorhandenen chemischen Waffen ist. 
Das wurde von allen begrüßt. Es bleibt ja auch heute 
bei der Feststellung, daß diese Produktionsentschei- 
dung für uns in dem Sinne vorteilhaft ist, daß damit die 
alten Waffen bis 1992 verschwinden. Das finde ich gut 
so. Insofern sollte man diesen Zusammenhang, zu 
dem man sich damals bekannt hat, auch nicht leug- 
nen. Aber natürlich neigt man dazu, wie Herbert Weh- 

(B) ner gelegentlich gesagt hat, draufzusatteln, und die- 
sen Eindruck habe ich im Moment in bezug auf die 
Sozialdemokraten. 

Das zweite ist: Diese Sache ist vielleicht sogar not- 
wendig zur Aufrechterhaltung einer begrenzten Ab- 
schreckung. Davon hat der Kollege Gerster gespro- 
chen. Das ist früher Bekenntnis der Bundesregierung 
gewesen und wohl auch heute noch richtig. Das sage 
ich wegen des Hinweises des Kollegen Lowack auf die 
Einbeziehung dieser Waffen in die sowjetische Mili- 
tärdoktrin. 

Das dritte, was ich sagen möchte, ist: Ich halte es für 
nützlich, diese Entscheidung zu treffen, weil ich fest 
davon überzeugt bin, daß dies in Genf weitere Bewe- 
gung schaffen wird und daß wir damit schneller zu 
dem gemeinsam gewollten und gewünschten Ziel 
kommen, eine weltweite Abrüstung chemischer Waf- 
fen zu erreichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord- 
neten der FDP — Frau Fuchs [Verl] [SPD]: 

Das ist ja unglaublich!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Erler. 

Erler (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und Her- 
ren! Die Erklärung des amerikanischen Präsidenten 
vom 16. Oktober 1987, die eine Aufnahme der Pro- 
duktion von binären chemischen Waffen nach Ablauf 
von 60 Tagen — also noch in diesem Jahr — ermög- 
licht, ist ein schwerer Schlag gegen die weltweiten 
Hoffnungen und die weltweiten Erwartungen auf eine 


Umkehr der Rüstungsspirale. Getroffen wird damit (C) 
vor allem das neu erwachte Vertrauen in Abrüstung 
durch Verhandlungen. Auf dem Spiel steht vor allem 
Glaubwürdigkeit. Insofern besteht eine Parallele zu 
dem Ergebnis der 42. Tagung der NATO-Planungs- 
gruppe in Monterey. Auch da war das Ergebnis Ent- 
täuschung, ja Empörung darüber, daß dieser Abrü- 
stungsschritt, der jetzt vor der Tür steht, gerade in 
einem Moment, wo man dachte, daß er zu einem Um- 
denken führen, die Tür zu weiteren Abrüstungsschrit- 
ten auf stoßen würde, durch eine Modernisierung auf- 
gefangen werden soll, also eigentlich durch eine mit 
technischen Tricks erreichte Fähigkeit, die Aufgaben, 
die bisher Mittelstreckenwaffen übernommen hatten, 
durch Kurzstreckenwaffen übernehmen zu lassen. 

Die Parallele zu dem Thema Chemiewaffen besteht 
darin, daß man uns immer wieder sagt — auch heute 
hier wieder von Regierungsseite — , ein Abkommen 
über den Abbau chemischer Waffen stehe vor der Tür 
und sei bereits im nächsten Jahr erreichbar. Wie kann 
eigentlich ein normaler Mensch verstehen, daß dann 
im Dezember dieses Jahres eine neue Generation 
chemischer Waffen in Produktion gehen muß, 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

eine Waffengeneration, die sich allein gegen Men- 
schen richtet, die gegenüber der vorhergehenden 
wirksamer, toxischer und leichter einzusetzen ist, 
eben weil sie gefahrloser zu lagern und zu transpor- 
tieren ist, die aber schwerer zu kontrollieren und des- 
halb auch schwerer in ein Abrüstungsabkommen ein- 
zubeziehen ist? 

Wie sich ein normaler Mensch fragt, wie man denn 
jetzt schon auf die Feiern am 7. Dezember über die 
Abrüstung eingestimmt werden soll, wenn gleichzei- 
tig im Schatten derer, die das verabredet haben, schon 
eine neue Aufrüstung oder Nachrüstung oder Moder- 
nisierung verhandelt wird, so fragt er sich auch: Was 
ist denn nun richtig? Steht ein CW- Ab kommen vor der 
Tür, oder ist die Chance dazu noch so weit entfernt, 
daß tatsächlich eine neue Generation noch gefährli- 
cherer chemischer Waffen gebaut werden muß? 

Die Bundesregierung trägt erhebliche Mitverant- 
wortung dafür, daß diese für jeden normalen Men- 
schen unverständliche Situation entstanden ist. Sie 
hat zugestimmt, diese neuen Waffen in das Streitkräf- 
teziel der NATO aufzunehmen. Sie hat zugestimmt, 
daß diese neuen Waffen im Krisenfall nach Beratung 
in die Bundesrepublik gebracht werden könnten. 

Herr Kollege Feldmann, wenn Sie sagen, die Bundes- 
regierung werde dem nie zustimmen, hätte ich ge- 
wünscht, daß dies vorher in Amerika bekannt gewe- 
sen wäre. Dann hätte es nämlich möglicherweise 
diese Erklärung des amerikanischen Präsidenten vom 
16. Oktober dieses Jahres gar nicht gegeben. 

(Bahr [SPD]: Stimmt!) 

Ohne diese von mir erwähnten Erklärungen der Bun- 
desregierung — so hatte es nämlich der amerikani- 
sche Kongreß beschlossen — wären die Vorausset- 
zungen für den jetzigen Produktionsbeschluß gar 
nicht gegeben gewesen. Mit anderen Worten: Diese 
Regierung hat ihre Hand gereicht für die chemische 
Aufrüstung. Das war ein sehr teurer Preis für den 
angekündigten Abzug der in der Bundesrepublik sta- 
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Erl er 

(A) tionierten chemischen Waffen bis 1992, von denen 
der ehemalige amerikanische Verteidigungsminister 
Caspar Weinberger schon vor vielen Jahren gesagt 
hat, daß ihr hauptsächliches Kennzeichen Selbstge- 
fährdung sei. 

Jetzt fällt diese amerikanische Entscheidung zur 
Produktion, die ohne die vorherigen deutschen Hilfs- 
dienste nicht denkbar wäre, in die ungünstigste Zeit, 
eine Zeit, wo endlich Bewegung in die CW-Waffen- 
Verhandlungen gekommen ist und wir, wie immer 
wieder gesagt wird, vor einem Abkommen stehen. 

Jahrelang hat man uns gesagt: Das scheitert an den 
Verifizierungsproblemen. Jetzt hat sich — das wird 
auch eingestanden — insbesondere die Sowjetunion 
in dieser Frage bewegt. 

In diesem Zusammenhang muß man daran erin- 
nern, verehrte Kolleginnen und Kollegen, daß das er- 
ste Dokument, in dem sich diese Bewegung angedeu- 
tet hat, jenes am 19. Juni 1985 veröffentlichte Doku- 
ment, ausgehandelt zwischen SPD und SED, über 
eine chemiewaffenfreie Zone in Europa war. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Damals hat Herr Lamers das als eine „trügerische 
Sumpfblüte" bezeichnet. Heute wissen wir, daß darin 
zum erstenmal diese Elemente enthalten waren, näm- 
lich u. a. die Zustimmung zu einer internationalen 
Kontrolle, auch der Vor-Ort-Kontrolle, die heute offi- 
zielle Position der Sowjetunion in den Verhandlungen 
ist. 

(Bahr [SPD]: Sehr wahr!) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit ist abgelaufen. 

Erler (SPD): Ich komme zum Schluß, Ich habe vorhin 
von der Glaubwürdigkeit gesprochen. Glaubwürdig- 
keit in dieser Frage würde heute heißen, daß nicht 
eine neue Generation chemischer Waffen auf die Ta- 
gesordnung kommt, die die Chancen bei den Ver- 
handlungen, wie die sowjetische Seite — Herr Kar- 
pow — gesagt hat, behindern würden. Glaubwürdig- 
keit würde heißen, daß die Bundesregierung jetzt die 
Hindernisse bei den Verhandlungen über ein welt- 
weites Chemieabkommen auf die Tagesordnung 
setzte und nicht eine neue Generation noch gefährli- 
cherer Chemiewaffen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Herr Feldmann, Sie haben 
noch einmal das Wort. 

Dr, Feldmann (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich verstehe die Reden der Opposition 
eben als die Reden der Opposition. Meine Kollegin- 
nen und Kollegen, noch im letzten Jahr waren Sie 
sprachlos über das, was diese Bundesregierung im 
Bereich der C-Waffen erreicht hat. Damals hat Ihnen 
die Sprache gefehlt. Diese Bundesregierung hat zum 
erstenmal erreicht, daß C-Waffen von deutschem Bo- 
den abgezogen werden. 

(Dr, Scheer [SPD]: Sie sind doch Abgeordne- 
ter!) 


Jetzt versuchen Sie durch Nachkarten, den Erfolg die- 
ser Bundesregierung in Mißkredit zu bringen. Ich 
finde das nicht sehr fair. 

(Beifall bei der FDP und des Abg. Lowack 
[CDU/CSU]) 

Wenn jetzt Vorwürfe kommen, Herr Kollege Voigt, die 
Bundesregierung sei Wegbereiter chemischer Aufrü- 
stung, dann ist das unter Ihrer parlamentarischen 
Würde. Diese Behauptung darf ich energisch zurück- 
weisen. 

Ich meine, die eindeutige Haltung der Bundesre- 
gierung im Bereich der C-Waffen ist nun mehr als 
bekannt und kann wirklich nicht bestritten werden. 
Die Bundesregierung hat mit ihren Vorschlägen zur 
Vernichtung der C-Waffen und zur Verifizierung des 
Abkommens maßgeblich zu den bedeutsamen Fort- 
schritten beigetragen, die wir jetzt in Genf sehen kön- 
nen. Wir rechnen alle damit, daß wir in Genf zu ähn- 
lichen Ergebnissen kommen, wie wir sie hoffentlich 
bald im Bereich der Mittelstreckenwaffen haben. 

Wir haben auch eine verbesserte Rechtsposition 
erreicht. Wir werden so eine Art Vetorecht bekom- 
men; denn die alten amerikanischen C-Waffen auf 
unserem Boden lagern hier auf Grund des NATO- 
Truppenstatuts. Wir haben keine Möglichkeit, auf 
eine Beseitigung zu drängen. Wir erhalten jetzt glei- 
che Rechte wie die anderen europäischen Verbünde- 
ten. 

Ich muß Sie an unseren Entschließungsantrag vom 
13. Mai 1986 erinnern. Hier haben wir festgestellt, daß 
in einem Eventualfall — wir wollen ja darüber gar 
nicht schweigen — eine Verbnngung amerikanischer 
binärer chemischer Waffen — auch diese Entschei- 
dung ist eine nationale amerikanische Entschei- 
dung — 

nur auf Grund umfassender politischer Konsulta- 
tionen in der NATO, nur bei Sicherstellung brei- 
ter Beteiligung der Bündnispartner, so daß kein 
Land singularisiert wird, und nur mit Billigung 
und auf Bitte der Aufnahmeländer in Frage 
kommt. 

Wir haben also eine verbesserte Position. Dies hat 
die Bundesregierung erreicht, im Gegensatz zu allen 
erfolglosen Bemühungen vorher. Das wollte ich in al- 
ler Deutlichkeit noch einmal betonen. 

Herr Kollege Gerster, Sie haben die Abschrek- 
kungsfunktion der Waffen und speziell der C-Waffen 
zu Recht angesprochen. Es ist leider so: Der Frieden in 
Europa beruht auch auf der Abschreckung. Wir brau- 
chen aber, Herr Gerster, keine Abschreckung auf je- 
der Ebene; das sage ich Ihnen in aller Deutlichkeit von 
dieser Stelle aus. Wir brauchen sie nicht, und wir 
brauchen auch keine Perfektionierung der Abschrek- 
kung. Was wir brauchen, sind ganz konkrete Fort- 
schritte bei der Rüstungskontrolle. Wir brauchen we- 
niger Waffen, weniger Optionen. Wir brauchen und 
wollen Abrüstung statt Wettrüsten, vor allem im Be- 
reich der C-Waffen. Da werden auch Sie mir zustim- 
men können. 

Danke sehr. 

(Beifall bei der FDP und des Abg. Lowack 
[CDU/CSU]) 
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(A) Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Dr. Mechtersheimer. 

Dr. Mechtersheimer (GRÜNE): Der Glanz ist also 
ab. Die damalige Propagandawelle, daß es dieser 
Bundesregierung gelungen sei, einen wirklich tief- 
greifenden Abrüstungsschritt im C-Waffen- Bereich 
zu erreichen, sollte man nicht länger wiederholen. 
Denn das ist sehr teuer erkauft worden, nämlich mit 
der Bereitschaft zur Produktion ganz neuer, kriegs- 
tauglicher C-Waffen, die drüben übrigens bereitge- 
halten werden, während hier alles zur Lagerung vor- 
bereitet wird. Wir finanzieren mit dem Wartime Host 
Nation Support- Abkommen genau die Voraussetzun- 
gen, die es möglich machen, diese Waffen sehr schnell 
hierher zu bringen. Denken Sie an den Druck, auch im 
amerikanischen Kongreß, diese Waffen schon mög- 
lichst früh nach Europa zu bringen. Der Widerspruch, 
den Herr Erler herausgearbeitet hat, ist wirklich frap- 
pierend: Da soll ein Abkommen geschlossen werden 
— dieselbe Regierung in Washington sagt, die Chan- 
cen sind gut — , und man beginnt mit der Endferti- 
gung. Das ist ein Anlaß, nachzudenken, unter wel- 
chen Bedingungen in den USA Abrüstung überhaupt 
möglich ist. Ist sie erst dann möglich, wenn die Waffen 
bezahlt und geliefert sind? 

(Lummer [CDU/CSU]: Wieso in den USA? Es 
geht um eine weltweite Abrüstung! Sie wol- 
len, daß nur die USA abrüsten! — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Die Rüstungsindustrie freut sich, wenn ein Abkom- 

(B) men diese Waffen dann wegschafft. Es wäre denkbar, 
daß es erst dann Abrüstung gibt, wenn die Waffen 
bezahlt sind. Deswegen hat auch die ganze bisherige 
Abrüstung keine Auswirkungen auf die Aufwendun- 
gen, auf den Ressourcenverbrauch. Ich meine, daß wir 
kritisch prüfen müssen, ob wir es hier wirklich mit 
Abrüstung oder nur einer Variation von Aufrüstung zu 
tun haben. 

Weil Herr Lowack mich dazu herausgefordert hat, 
möchte ich zum Schluß auch etwas zitieren. Sie haben 
aus der sowjetischen Dienstvorschrift zitiert. Ich zi- 
tiere auch: „Kommandeure müssen darauf vorbereitet 
sein, nach Eingang der Freigabe chemischer Kampf- 
stoffe diese in ihre atomaren und konventionellen 
Feuerpläne zu integrieren". Das ist die Vorschrift 
FM 100-5 der US-Army. Sie finden das in beiden Vor- 
schriften, auf beiden Seiten. Ich kann nur appellieren, 
Herr Lowack und alle anderen, die betroffen sind: 
Seien Sie doch endlich einmal ein bißchen selbstbe- 
wußter, und koppeln Sie sich emotional als Propagan- 
dist einer Seite dieses Blocksystems ab. 

(Lowack [CDU/CSU]: Herr Mechtersheimer, 
was Sie machen, grenzt an Demagogie!) 

— Nein. Das ist hier die Dienstvorschrift, die Wort für 
Wort das enthält, was Sie nur für eine Seite zur Recht- 
fertigung anführen. 

(Lowack [CDU/CSU]: Für welchen Fall? Das 
ist doch offen! Das eine ist Strategie, und das 
andere ist die Antwort auf den Einsatz derar- 
tiger Mittel!) 

Lassen Sie sich, meine Herren, durch Ihr eigenes 
Feindbild doch nicht immer wieder verdummen. 


Vielen Dank. (C) 

(Beifall bei den GRÜNEN — Frau Unruh 
[GRÜNE]: Sie müssen so dumm sein, sonst 
werden Sie nichts in der CDU! — Zuruf von 
der FDP: Herr Präsident, jetzt ist aber wirk- 
lich bald Feierabend!) 

Vizepräsident Westphai: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Dr. Uelhoff. 

Dr. Uelhoff (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die Produktion von C- 
Waffen ist kein Anlaß zur Freude; die Produktion von 
Waffen kann niemanden erfreuen. Doch die Über- 
macht des Gegners ist für den Unterlegenen immer 
auch der Anfang vom Ende. Die vom amerikanischen 
Präsidenten jetzt getroffene Entscheidung zur Pro- 
duktion binärer Giftkampfstoffe war seit Jahren ab- 
sehbar, spätestens seit zwei Jahren, und ich bewerte 
diese Entscheidung bei allen Reserven gegenüber 
Waffenproduktionen eher positiv, weil am Ende eine 
chemiewaffenfreie Welt stehen kann. 

(Dr. Scheer [SPD]: Und wenn sie nicht am 
Ende steht?) 

Ich bewerte sie aus folgenden Gründen positiv: Er- 
stens. Sie schafft einen Ausgleich gegenüber der ein- 
seitigen sowjetischen Giftgasvorrüstung und dient 
der Abschreckung und deshalb der Sicherheit des 
gesamten westlichen Bündnisses. Zweitens. Sie kann 
dazu beitragen, daß die C-Waffen- Verhandlungen in 
Genf, die sich seit sieben Jahren hinschleppen, end- 
lich auch von der Sowjetunion mit dem notwendigen 
Nachdruck betrieben werden. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Drittens. Sie schafft die Voraussetzung zur Erfüllung 
des Reagan-Kohl- Abkommens vom Mai 1986 in 
Tokio, daß die in Deutschland als einzigem europäi- 
schen NATO-Staat jetzt noch gelagerten amerikani- 
schen Giftkampfstoffe ersatzlos verschwinden. Dies 
wollen wir, meine sehr verehrten Damen und Her- 
ren. 

Bundeskanzler Kohl hat durch seine Vereinbarung 
mit Präsident Reagan im Mai 1986 erreicht, daß die 
Amerikaner ihre Rechte aus dem Aufenthalts vertrag 
von 1954 aufgeben. Sie ziehen ihre in unserem Land 
stationierten chemischen Waffen 1992 ersatzlos ab 
und werden die neuen binären Giftkampfstoffe bei 
uns nicht stationieren. Gerade ich als Abgeordneter 
aus der Westpfalz bin unserem Bundeskanzler für 
diese Politik des Abzugs von chemischen Waffen sehr 
dankbar. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Am 19. Dezember 1985 hat der amerikanische Kon- 
greß die Produktion binärer Giftkampfstoffe davon 
abhängig gemacht, daß es bis zum 1. Dezember 1987 
noch kein umfassendes Abkommen über das Verbot 
chemischer Waffen gibt, und zwar nicht nur ein Ver- 
bot des Einsatzes dieser Waffen — dies gilt seit 
1924 — , sondern es geht um das völkerrechtliche Ver- 
bot der Entwicklung, der Lagerung und um die wirk- 
same Kontrolle. Seit 18 Jahren haben die USA einsei- 
tig auf die Produktion von chemischen Waffen ver- 
zichtet. Seit nunmehr sieben Jahren wird in Genf über 
ein solches Abkommen vergeblich verhandelt. Fol- 
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Dr. Uelhoff 

(A) gendes Zitat vom sozialdemokratischen Bundeskanz- 
ler Helmut Schmidt gehört zu seinem politischen 
Nachlaß. Er erklärte im September 1982 — auch auf 
Kosten der kostbaren Redezeit möchte ich dieses Zitat 
wörtlich bringen — : 

Gerade im Bereich der chemischen Waffen haben 
wir jedoch erfahren müssen, daß eine allgemeine 
kontrollierte Abrüstung durch einseitige Maß- 
nahmen allein nicht zu erreichen ist. 

(Lowack [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Obwohl die Bundesrepubhk Deutschland schon 
1954 auf chemische Waffen völkerrechtlich wirk- 
sam verzichtet hat, bleibt unser Land bedroht 
durch ein großes und in aktiven Produktionsstät- 
ten der Sowjetunion ständig ausgebautes Poten- 
tial sowjetischer chemischer Waffen. 

Amerikanische Ermittlungen haben ergeben, daß 
die Sowjetunion 9 Lagerstätten für Kampfstoffe ver- 
schiedener Art auf eigenem Gebiet und weitere 32 
Depots in allen Ländern des Warschauer Pakts unter- 
hält — eine wahrlich schlimme Vorstellung. Die ein- 
seitige sowjetische C-Waffen-Rüstung in den letzten 
17 Jahren hat zu einer Verschiebung des Kräfte- 
gleichgewichts zugunsten der Sowjetunion beigetra- 
gen. Glasnost und Perestroika haben daran leider 
überhaupt nicht geändert. 

Ich frage einmal die GRÜNEN als Antragsteller die- 
ser Aktuellen Stunde: Wo waren eigentlich Ihre Fra- 
gen und Ihre Proteste gegen die fortdauernde C-Waf- 

(B) fen-Produktion in der Sowjetunion trotz des jahrelan- 
gen Moratoriums der Vereinigten Staaten? Sie haben 
geschwiegen, weil Sie nämlich auf einem Auge blind 
sind, weil Sie lieber den Sphtter bei unserer amerika- 
nischen Schutzmacht mit der Lupe vergrößern, anstatt 
den Giftbalken in der Sowjetunion zur Kenntnis zu 
nehmen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das sind Knechte 
der sowjetischen Außenpolitik!) 

Warum haben bei den zahlreichen Reisen Ihrer 
Funktionäre — Frau von Ditfurth war neulich noch bei 
Herrn Gorbatschow — Sie niemals ihren hochrangi- 
gen Gesprächspartnern empfohlen, es den USA we- 
nigstens gleichzutun und nachprüfbar mit der Pro- 
duktion der C-Waffen aufzuhören? 

(Dr. Mechtersheimer [GRÜNE]: Da tut sich 
doch was! Das wissen Sie doch auch!) 

Warum läßt nicht in Genf Herr Gorbatschow seinen 
großen Worten endlich konkrete Taten folgen, und 
warum gibt es nicht endlich auch dort ein umfassen- 
des Abkommen? 

Wir wollen alle Giftkampfstoffe überall auf der Welt 
verschwinden lassen. Wir wollen, daß keine neuen 
produziert werden. Aber wir wollen das nicht als ei- 
nen einseitigen Verzicht des Westens, sondern wir 
wollen es als gemeinsame und kontrollierte Ver- 
pflichtung von Ost und West. Auch das Giftzeug ver- 
schwindet, wenn die Sowjets erkennen, daß es des- 
halb zur Erpressung nicht mehr taugt, weil ihr Ver- 
handlungspartner seine eigenen Sicherheitsinteres- 


sen wahrnimmt. Nicht Nachgiebigkeit, sondern Fe- (C) 
stigkeit führt zum Erfolg. 

(Dr. Mechtersheimer [GRÜNE]; Aufrüstung!) 

Der Erfolg, den wir anstreben, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, das ist keine chemiewaffenfreie 
Zone, das ist eine chemiewaffenfreie Welt. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Bahr. 

Bahr (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und Her- 
ren! Zunächst einmal möchte ich die GRÜNEN dazu 
beglückwünschen, daß Sie diese Aktuelle Stunde be- 
antragt haben. Denn in der Tat ist es notwendig, über 
dem, was sonst passiert, nicht zu vergessen, was auf 
diesem Gebiet im Begriff ist zu passieren. 

Zweitens. Nachdem nun sowohl der Kollege Lamers 
wie Herr Schäfer darauf hingewiesen haben, daß ich 
gewissermaßen aus dem Handgelenk im Unteraus- 
schuß fünf Punkte formuliert habe, die die Mindestan- 
forderungen für eine Vereinbarung sind, ist es ko- 
misch, wenn Herr Feldmann dann sagt, wir wären 
sprachlos gewesen, und anschheßend die Bundesre- 
gierung verkündet, sie sei so stolz auf den Erfolg — 
der darin besteht, daß sie das erreicht hat, was jemand 
aus der Opposition formuliert hat. — Na fabelhaft! 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Aber das ist gar nicht so wichtig. (D) 

(Lummer [CDU/CSU]: Wenn Sie was Gutes 
sagen, stört uns das gar nicht!) 

Denn wir haben festzustellen, daß sich auch nach Auf- 
fassung von Sprechern der Koalition die sozialdemo- 
kratische Opposition sehr konstruktiv verhalten hat, 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Wie das unsere Ei- 
genheit ist! — Lachen bei der CDU/CSU — 

Gegenruf von der CDU/CSU: Das hätten Sie 
jetzt nicht sagen dürfen!) 

um zu erreichen, daß wir die alten chemischen Waffen 
loswerden. Sie wissen ganz genau, welche Unklarhei- 
ten es in dieser Abrede zwischen Reagan und Kohl 
noch gibt. Was dort noch alles klärungsbedürftig ist, 
haben wir im Unterausschuß weiß Gott mehr als ein- 
mal besprochen. 

Ich will bewußt trotzdem jetzt nicht darauf einge- 
hen. Aber eines ist auch klar. Die Kollegen der CDU 
sollten sich in ihren Argumenten einmal ein bißchen 
mit der Bundesregierung abstimmen. Der letzte Spre- 
cher ebenso wie der Kollege Lowack erzählen hier 
von der phantastischen Überlegenheit der sowjeti- 
schen chemischen Waffen und haben gar nichts dage- 
gen und finden es sogar fabelhaft, wenn die Bundes- 
regierung den einseitigen Abzug der cbemiscben 
Waffen von unserem Boden fordert. Erkläret mir, Graf 
Oerindur, diesen Zwiespalt der Natur! Der letzte Spre- 
cher sagte eben: Wir wollen keinen einseitigen Ver- 
zicht. Gerade das, sagt die Bundesregierung, sei ihr 
Erfolg. 

Wir wollen doch bitte nicht davon Weggehen; Ob es 
ein weltweites chemisches Abkommen im nächsten 
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(A) oder übernächsten oder im drittnächsten Jahr geben 
wird, die Vereinbarung, geschlossen durch die Bun- 
desregierung, zum einseitigen Abzug aus der Bundes- 
republik Deutschland steht. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Hoffentlich!) 

— Ja, natürlich steht sie. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie müssen sich 
einmal mit Herrn Voigt abstimmen!) 

Reden Sie nicht so schrecklich viel von der Überle- 
genheit, die Sie nicht daran hindert, den einseitigen 
Abzug zu einem Erfolg zu machen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Uns wäre es natürlich lieber, wenn es eine chemie- 
waffenfreie Zone in Europa gäbe, so daß auch die 
anderen garantiert und kontrolliert chemiewaffenfrei 
wären. Selbstverständlich. 

(Beifall bei SPD und bei Abgeordneten der 

GRÜNEN - Lowack [CDU/CSU]: Das löst 
doch die Probleme nicht!) 

Ich möchte mich aber jetzt einmal auf den Stand- 
punkt der Bundesregierung stellen 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das schaffen Sie 
nicht!) 

und den Verteidigungsminister zitieren, der hier er- 
klärt hat: „Die chemischen Waffen in der Bundesre- 
publik Deutschland werden ersatzlos bis spätestens 
1992 aus der Bundesrepublik Deutschland abgezo- 
gen, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Falls!) 

falls die Endfertigung binärer Waffen in Amerika im 
Dezember 1987 beginnen kann." 

(Zurufe von der CDU/CSU: So ist es! — 
Kann!) 

Nach der Mitteilung des amerikanischen Präsidenten 
ist diese Voraussetzung erfüllt. Die Produktion wird 
im Dezember beginnen. 

(Biehle [CDU/CSU]: Die Endmontage!) 

Das bedeutet: Jetzt ist interessant der Vollzug zwi- 
schen Kohl und Reagan. 

Welche Vorbereitungen sind getroffen worden, um 
nüt dem Abzug der alten chemischen Waffen zu be- 
ginnen? Wenn die Produktion der neuen Waffen im 
Dezember anläuft, sollte auch der Abzug der alten 
Waffen mit Beginn des neuen Jahres einsetzen. 

Auch eine andere Klärung ist erforderlich. Sollte 
sich heraussteilen, daß die Produktion neuer chemi- 
scher Waffen den Abschluß eines Abkommens welt- 
weit behindert, so darf dieser Faktor nichts am Voll- 
zug der deutsch-amerikanischen Vereinbarung än- 
dern. Die Angabe des Termins ist also von der Bun- 
desregierung einzufordern, zu dem der Abzug der 
alten chenüschen Waffen der Amerikaner aus unse- 
rem Land beginnt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 

Sehr gut! bei der CDU/CSU) 


Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Ganz. 


Ganz (St. Wendel) (CDU/CSU): Herr Präsident! (C) 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Nein, Herr 
Kollege Bahr, ich kann den GRÜNEN nicht gratulie- 
ren; 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das verstehen 
wir!) 

denn wie wir in dieser Aktuellen Stunde erfahren ha- 
ben, hat das von den GRÜNEN vorgegebene Thema 
mit Aktualität so viel zu tun wie der Sack Kaffee, der 
gestern in Brasilien geplatzt ist, oder das Fahrrad, das 
heute auf dem Großen Platz in Peking umgefallen 
ist. 

Zum Thema chemische Waffen, Herr Mechtershei- 
mer, 

(Dr. Mechtersheimer [GRÜNE]: Es läuft eine 

60-Tage-Frist! — Voigt [Frankfurt] [SPD]: 

Das mit den Vergleichen müssen Sie noch 
lernen!) 

und andere völkerrechtswidrige Waffen hätten Sie in 
der vorigen Woche einen aktuellen Bezug gehabt, als 
eine in Afghanistan helfende deutsche Ärztin über die 
Presse ihr Entsetzen über die Praktiken der Sowjetar- 
mee zur Ausrottung dieses Volkes zum Ausdruck 
brachte. Aber darüber schweigen Sie. Statt dessen 
nehmen Sie ein Thema, mit dem sich der Auswärtige 
Ausschuß, der Verteidigungsausschuß, der Unteraus- 
schuß Abrüstung und das Parlament selbst seit Jahren 
wiederholt befaßt haben und bei dem die Haltung der 
Bundesregierung und der sie tragenden Fraktionen 
und auch Ihrer Fraktion hinlänglich bekannt ist. 

(Dr. Mechtersheimer [GRÜNE]: Warum sind 
Sie so aggressiv?) 

Aber zumindest für einen Teil der GRÜNEN — ins- 
besondere für die, die heute nicht da sind — geht es 
dabei um ganz andere Dinge, nämlich erstens: Sie 
wollen das Vertrauen der Bevölkerung in die Kompe- 
tenz und Integrität der Verantwortlichen zerstören. 

(Sehr wahr! bei den GRÜNEN) 

Zweitens. Sie wollen den Willen der Völker, ihre Frei- 
heits- und demokratische Lebensordnung geistig und 
politisch zu behaupten und gegen jeden eventuellen 
Aggressor zu verteidigen, lähmen. Drittens. Sie wol- 
len einmal mehr suggerieren, daß unsere amerikani- 
schen Verbündeten — Sie haben es ja zum Ausdruck 
gebracht — wieder einmal an der Rüstungsschraube 
drehen, 

(Dr. Mechtersheimer [GRÜNE]: Das habe ich 
so nicht gesagt!) 

an Abrüstung überhaupt nicht interessiert sind und 
dabei wieder einmal die Unterstützung dieser Bun- 
desregierung erfahren. 

Damit Ihnen das nicht gelingt, nehmen Sie bitte fol- 
gendes zur Kenntnis. Erstens. Die Legitimität der 
Macht und der darauf beruhenden politischen Ent- 
scheidungen ist in den USA und bei allen Verbünde- 
ten in der Allianz durch Wahlen als Vertrauensbeweis 
geklärt, 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Ehrlich gesagt löst 

das nicht das Problem der chemischen Waf- 
fen!) 
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Ganz (St. Wendel) 

(A) dagegen die der UdSSR bis heute nicht geprüft und 
angemaßt wie seit 70 Jahren. Im Gegensatz zur 
UdSSR unterliegt staatliches Handeln in der Allianz 
dem Zwang der Begründung, der Rechtfertigung und 
der ständigen Kontrolle durch die Parlamente und die 
öffentliche Meinung. Diesen Erfordernissen wurde 
von allen Beteüigten in der Allianz bei der in Frage 
stehenden Entscheidung Rechnung getragen. 

(Dr. Mechtersheimer [GRÜNE]: Ein bißchen 
allgemeiner!) 

Zweitens. Der Wille zur Verteidigung ist ebenso wie 
das Vertrauen in die pohtisch Handelnden Vorausset- 
zung für eine Kriegsverhütung und Basis für aUe Ab- 
rüstungsbemühungen, ob Ihnen das paßt oder nicht. 
Wer dies verneint, hat die Lehren aus der Geschichte 
nicht gezogen. 

Diese Entscheidung der Allianz zum NATO-Streit- 
kräfteziel verfolgt das Ziel der Kriegsverhütung, Herr 
Mechtersheimer, und damit die Sicherung des Frie- 
dens und der Freiheit. Sie ist damit politisch gerecht- 
fertigt und entspricht dem Willen der Mehrheit der 
Bevölkerung. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Vergiften Sie doch 
nicht die Atmosphäre hier!) 

Gleichwohl sind wir uns der Unzulänglichkeit und 
der Gefahren auch dieses Instruments der Kriegsver- 
hütung bewußt. Chemische Waffen sind für uns ge- 
nauso schwer erträghch wie atomare Waffen. Wir be- 
trachten die chemische Bewaffnung ebenso wie die 
nukleare als Grenzsituation, die selbst ungeeignet ist, 
auf Dauer einen wirklichen Frieden zu gewährleisten, 
aber solange keine politische Alternative realisierbar 
erscheint, 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Oder von Ihnen 
nicht gesehen wird!) 

unter dem Gesichtspunkt des Gleichgewichts als not- 
wendig. 

(Dr. Mechtersheimer [GRÜNE]: Was ist 

schlimmer — C-Waffen oder die Atomwaf- 
fen?) 

Ihr Vorwurf gegenüber uns und gegenüber unseren 
Alliierten, damit an der Rüstungsschraube zu drehen 
und Kriegsvorbereitungen zu treffen, erhebt auch die 
Frage nach der Zulässigkeit und Verantwortbarkeit 
dieser Entscheidung unter ethischen und moralischen 
Aspekten. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: He! He! Langsam! 

Denken Sie mal an Schleswig-Holstein! Jetzt 
tönen Sie hier doch nicht so rum!) 

Das, was die Vollversammlung des Zentralkomitees 
der Deutschen Katholiken und die EKD in ihren Denk- 
schriften zur atomaren Bewaffnung formuliert haben, 
gilt auch für chemische Bewaffnung, daß nämlich das 
heutige System der Abschreckung unter ethischen 
Gesichtspunkten nur dann zu tolerieren sei, wenn mit 
aller Kraft darauf hingearbeitet werde, substantielle 
Fortschritte auf dem Gebiet der Rüstungsbegrenzung 
und Rüstungsminderung zu erzielen und so effektive 
Schritte zur Abrüstung zu unternehmen. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Ethik der Chemie- 
waffen! Die binäre Ethik!) 


Ich habe mit allen Kolleginnen und Kollegen der (C) 
CDU-Fraktion, die das hier zum Ausdruck gebracht 
haben, überhaupt keinen Zweifel daran, daß dies das 
vorrangigste Ziel auch dieser Entscheidung ist. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Parla- 
mentarische Staatssekretär im Bundesministerium der 
Verteidigung, Herr Würzbach. 

Würzbach, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster der Verteidigung: Herr Präsident! Verehrte Kolle- 
gen! Für die Regierung hatte mein Kollege aus dem 
Auswärtigen Amt gesprochen. Ich habe kurz um das 
Wort gebeten, um besonders den Kollegen der SPD 
auf eine — wie ich finde — bei einer solch ernsten 
Frage nicht angebrachte Doppelzüngigkeit hinzuwei- 
sen. Da wird im Unterausschuß auch durch den Vor- 
sitzenden begrüßt, was die Bundesregierung in die- 
sem Zusammenhang erreicht hat. Hier wird der glei- 
che Tatbestand in einer grimmigen Form kritisiert. 

Ich habe zu fragen: Was hat die SPD in der Zeit, in 
der sie die Regierung stellte, getan? Ich frage: Hat sie 
überhaupt den Abzug dieser Waffen, den wir jetzt 
erreicht haben, gefordert? 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Sie müssen sich 
dann auch ernsthaft mit dem auseinander- 
setzen!) 

— Ich weiß, daß Sie das trifft. 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Es trifft mich nicht! 

Man muß nur korrekt bleiben!) 

Ich zitiere aus dem Protokoll des Deutschen Bun- 
destages vom 13, Mai 1981, also etwa ein Jahr, bevor 
wir die Regierung wechselten. Da stellte mein Vor- 
gänger, der verehrte Kollege Dr. Penner, im Plenum 
hier fest: 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, die USA 
aufzufordern, ihr in der Bundesrepublik Deutsch- 
land gelagertes C -Kampfstoffpotential abzuzie- 
hen. 

Es gab nicht einmal die Absicht aufzufordern, dieses 
hier wegzunehmen. Wir haben das jetzt zeitlich fest 
verankert und erreicht, daß es abgezogen wird. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Das war damals der 
Druck der FDP!) 

Das ist ein Fortschritt, verehrte Kollegen, den Sie 

— das würde ich begrüßen — mit uns öffentlich als 
solchen kennzeichnen sollten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 
Bahr [SPD]: 15. Mai 1980! Nachlesen!) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
wir sind damit am Schluß unserer Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun- 
destages auf Donnerstag, den 12. November 1987, 

9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 15.44 Uhr) 
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(A) 

Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Ab geordnete (r) entschuldigt bis einschließlich 


Frau Beck-Oberdorf 

13. 11. 

Bemrath 

13. 11. 

Böhm (Melsungen) * 

13. 11. 

Dr. Ehmke (Bonn) 

13. 11. 

Ehrbar 

13. 11. 

Hauff 

13. 11. 

Hauser 

11. 11. 

Frau Dr. Hellwig 

13. 11. 

Huonker 

13. 11. 

Kretkowski 

13. 11. 

Frau Luuk * 

13. 11. 

Frau Dr. Martiny 

13. 11. 

Menzel 

11. 11. 

Dr. Mertens (Bottrop) 

11. 11. 

Petersen 

13. 11. 

Paintner 

13. 11. 

Schröer (Mühlheim) 

11. 11. 

Spöri 

13. 11. 

Wieczorek 

13. 11. 

Wischnewski 

11. 11. 

Dr. Wulff * 

11. 11. 


’ für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Versamm- 
lung des Europarates 


Anlage 2 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Höpfinger auf die Fragen 
des Abgeordneten Müller (Wesseling) (CDU/CSU) 
(Drucksache 11/1109 Fragen 3 und 4): 

Sind der Bundesregierung Zahlen bekannt, inwieweit sich die 
Samstags- und Sonntagsarbeit bei der Arbeitnehmerschaft in 
den letzten fünf Jahren verstärkt hat, und gibt es konkrete Da- 
ten, wie viele Arbeitnehmer in welchen Tarifbereichen Sams- 
tags- und Sonntagsarbeit ableisten? 

Trifft es zu, daß die Textil- und Elektronikbranche zahlreiche 
Anträge auf Sondergenehmigungen für Sonntags- und Feier- 
tagsarbeit gestellt hat, und wie beurteilt die Bundesregierung 
dieses Begehren? 

Die Bundesregierung verfügt über keine amtlichen 
Angaben zur Entwicklung der Samstags-, Sonntags- 
und Feiertagsarbeit in den letzten 5 Jahren, ebenso 
nicht das Statistische Bundesamt und das Institut für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung. 

Tarifverträge regeln zwar die Zuschläge für Nacht-, 
Sonn- und Feiertagsarbeit und enthalten teilweise 
auch Zuschlagsregelungen für Samstagsarbeit, lassen 
jedoch nicht erkennen, wie viele Arbeitnehmer tat- 
sächlich samstags, sonntags oder nachts arbeiten. 

Anträge auf Sondergenehmigungen für Sonn- und 
Feiertagsarbeit werden nicht beim Bund, sondern bei 
den für die Überwachung der Vorschriften der Gewer- 
beordnung zuständigen Aufsichtsbehörden der Län- 
der gestellt. Die Bundesregierung verfügt daher über 
keine Angaben zur Zahl der von der Textil- und Elek- 


Anlagen zum Stenographischen Bericht (C) 

tronikbranche gestellten Anträge auf Sondergeneh- 
migungen für Sonn- und Feiertags arbeit. 

Hinzu kommt, daß in vielen Fällen zur Beschäfti- 
gung von Arbeitnehmern an Sonn- und Feiertagen die 
Erteilung von Ausnahmegenehmigungen nicht erfor- 
derlich ist: So ist z. B. nach § 105 c Abs. 1 Nr. 4 Gewer- 
beordnung Sonn- und Feiertagsarbeit schon kraft Ge- 
setzes zulässig für Arbeiten, welche zur Verhütung 
des Verderbens von Rohstoffen oder des Mißüngens 
von Arbeitserzeugnissen erforderhch sind, sofern 
nicht diese Arbeiten an Werktagen vorgenommen 
werden können. 


Anlage 3 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen 
des Abgeordneten Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) 
(Drucksache 11/1109 Fragen 5 und 6): 

Treffen Presseberichte zu, nach denen Lastzüge aus der DDR 
und Staaten des Ostblocks häufig in einem technisch katastro- 
phalen Zustand sind und eine Verkehrsgefährdung auf den 
Straßen der Bundesrepublik Deutschland darstellen? 

Welche Kontrollen werden an den Übergängen der innerdeut- 
schen Grenze und anderen Grenzen durchgeführt, und welche 
Ergebnisse hatten diese Kontrollen in den letzten Jahren? 

Zu Frage 5: (D) 

Bei Verkehrskontrollen durch den Bundesgrenz- 
schutz und die Bayerische Grenzpohzei wurden an 
Lastkraftwagen aus der DDR und den Ostblockstaa- 
ten wesentlich häufiger schwerwiegende Mängel 
festgestellt als an Lastkraftwagen aus der Bundesre- 
pubhk Deutschland und den westiichen Staaten. 

Während z. B. im ersten Halbjahr 1987 im Bereich 
des Grenzschutzamtes Braunschweig 56,3 % der kon- 
trolherten Lastkraftwagen aus der Bundesrepublik 
Deutschland beanstandet wurden, waren dies bei 
Lkw aus der DDR 72, 1 % . Besorgniserregend ist insbe- 
sondere, daß der Anteil der Lastkraftwagen mit erheb- 
lichen Mängeln bei Ostblock-Lkw mit 7,6% etwa 
dreimal, bei DDR-Lkw mit 14,8 % sogar über sechsmal 
so hoch liegt wie bei Lkw aus der Bundesrepublik 
Deutschland mit 2,2%. Als verkehrsunsicher wurden 
5,2 % der kontrollierten Ostblock-Lkw und 10,1 % der 
DDR-Lkw gegenüber 1,2% der Lkw aus der Bundes- 
republik Deutschland eingestuft. 2,4 % der Ostblock- 
Lkw und 5,8 % der DDR-Lkw mußten sogar abgewie- 
sen werden, weil eine Mängelbeseitigung an Ort und 
Stelle nicht möghch war. 

Zu Frage 6: 

Der Bundesgrenzschutz und die Bayerische Grenz- 
pohzei verfügen über spezialisierte Beamte, die syste- 
matisch verkehrsrechtliche Kontrollen besonders im 
Lkw- Verkehr durchführen. 

An den Grenzen zu Frankreich und den Benelux- 
Staaten werden aufgrund eines Übereinkommens der 
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(A) Verkehrsminister vom 11. Dezember 1984 im Gegen- 
satz zu den anderen Grenzen keine gezielten Ver- 
kehrskontrollen mehr durchgeführt. Verkehrsrechtli- 
che Beanstandungen ergeben sich dort nur, soweit im 
Zusammenhang mit der allgemeinen grenzpolizeili- 
chen Kontrolle entsprechende Feststellungen getrof- 
fen werden. 

An der innerdeutschen Grenze ist im Bereich des 
Grenzschutzamtes Braunschweig seit 1982 ein mobi- 
ler Verkehrs kontrolltrupp mit 3 Beamten eingesetzt; 
die Bayerische Grenzpolizei hat an der Grenzüber- 
gangsstelle Rudolphstein 4 Beamte stationiert, die 
speziell für die Überprüfung von Kraftfahrzeugen aus- 
gebildet sind. 

An den Grenzen der Bundesrepublik Deutschland 
wurden 1985 172 707, 1986 173 270 und im ersten 
Halbjahr 1987 82 759 Kraftfahrzeuge beanstandet. 
1985 wurde 32 696, 1986 37 294 und im ersten Halb- 
jahr 1987 19 054 Kraftfahrzeugen die Weiterfahrt un- 
tersagt. 

Der Bundesgrenzschutz wird die Kontrollen bei 
Lastkraftwagen aus der DDR und dem Ostblock inten- 
siv fortsetzen. 


Anlage 4 

(B) Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Voss auf die Fragen des 
Abgeordneten Niegel (CDU/CSU) (Drucksache 
11/1109 Fragen 12 und 13): 

Trifft es zu, daß unter Vorwegnahme der Gesetze über die 
Steuerreform die Betriebsprüfer in der Außenprüfung der Fi- 
nanzämter bereits mündlich angewiesen wurden, die Kapitalbe- 
wegungen der Betriebe mit dem Ausland besonders zu beob- 
achten? 

Beabsichtigt die Bundesregierung im Rahmen der Steuerre- 
form eine Straflosigkeitserklärung für diejenigen Steuerpflichti- 
gen, die bisher aus Unkenntnis ihre Kapitalerträge nicht ord- 
nungsgemäß versteuert haben? 


Zu Frage 12: 

Die Betriebsprüf ungssteUen sind, mit Ausnahme 
der Betriebsprüfungsabteilung des Bundesamtes für 
Finanzen, Dienststellen der Landesfinanzbehörden. 
Der Bundesminister der Finanzen hält es nicht für 
möglich und wünscht es auch nicht, daß im Hinbhck 
auf zu erwartende Steuerrechtsänderungen von Lan- 
desfinanzbehörden besondere Weisungen erteilt wur- 
den. Für den Bereich der Bundesbetriebsprüfung wur- 
den keine derartigen Anweisungen gegeben. 

Zu Frage 13: 

Die Koalitionsvereinbarungen zur Steuerreform 
enthalten keine Beschlüsse, die eine Straflosigkeit für 
Steuerpflichtige vorsehen, die bisher aus Unkenntnis 
ihre Kapitalerträge nicht versteuert haben. 


Anlage 5 (C) 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Voss auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Hitschier (FDP) (Drucksache 
11/1109 Fragen 14 und 15): 

Trifft es zu, daß die Bundesvermögensstelle im Falle des ge- 
planten Baus von 200 Wohneinheiten für Angehörige der ame- 
rikanischen Streitkräfte in 6661 Hornbach, Kreis Pirmasens, 
dem Bauträger eine Mietgarantiezusage von 13 DM/ Quadrat- 
meter abgegeben hat, während sie auf dem dortigen privaten 
Wohnungsmarkt ansonsten nur einen Quadratmeterpreis von 
6 DM bis 7 DM akzeptiert, und welche Gründe werden dafür 
angeführt? 

Ist der private Wohnungsmarkt in dieser Region nicht in der 
Lage, den Bedarf an 200 Wohnungen zu decken, oder gibt es für 
die Errichtung dieser Wohneinheiten andere Gründe? 

Zu Frage 14: 

Die Bundesvermögensverwaltung hat mit einem 
Bauträger wegen der Errichtung und Anmietung von 
200 Wohnungen (zum Teil Einfamilienhäuser) in 
Hornbach zur Deckung des Wohnungsbedarfs der 
amerikanischen Streitkräfte verhandelt. Es ist ein 
Mietzins von 13,89 DM/mVMonat vorgesehen, der für 
die Dauer der Mietzeit von 10 Jahren unverändert 
bleibt. Bei der Ermittlung des Mietzinses wurde die 
von den amerikanischen Streitkräften geforderte be- 
sondere Ausstattung der Wohnungen berücksichtigt, 
die über die Regelausstattung von Wohnungen deut- 
scher Mieter hinausgeht (zum Beispiel Einbaumöbel 
in Küche und Schlafzimmer, besondere Stromkreise 
für Anschluß von Elektrogeräten, in der Regel zwei 
Abstell-ZParkmöglichkeiten je Wohnung, Spielplätze 
in größerer Anzahl). Die Miete ist von den amerikani- 
schen Streitkräften zu zahlen. Sie kann unter den ge- 
gebenen Umständen als angemessen bezeichnet wer- 
den. 

Das Bundesvermögensamt Landau hat in den letz- 
ten Jahren keine Wohnungen für die ausländischen 
Streitkräfte zu einem Mietzins von 6,— DM bis 7,— 
DM/m^/Monat angemietet. Soweit in den Jahren 
1969 bis 1973 Anmietungen mit einem Mietzins von 
7,— DM/m^/Monat erfolgten, betrafen sie Wohnun- 
gen für die amerikanische Armee mit einer wesentlich 
geringeren Ausstattung als bei den 200 angeforderten 
Wohnungen für die amerikanische Luftwaffe. Derzeit 
liegt der ortsübliche Mietzins für vergleichbaren, 
freien Wohnraum bei 8,50 DM bis 10,— DM/mVMo- 
nat zuzüglich eines Betrages für besondere Einrich- 
tungen und Ausstattungen. 

Zu Frage 15: 

Der Wohnungsbedarf der amerikanischen Streit- 
kräfte kann durch die Anmietung von Wohnungen auf 
dem freien Markt nicht gedeckt werden, weil Woh- 
nungen in einer derart großen Zahl in Zweibrücken 
und Umgebung nicht zur Verfügung stehen. In der 
Regel entsprechen auch freie Wohnungen nicht den 
besonderen baulichen Anforderungen der amerikani- 
schen Streitkräfte. Hinzu kommt, daß die amerikani- 
schen Streitkräfte geschlossene Wohnanlagen bevor- 
zugen. 
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(A) Anlage 6 


Antwort 


des Pari. Staatssekretärs Dr. von Wartenberg auf die 
Fragen des Abgeordneten Menzel (SPD) (Drucksache 
11/1109 Fragen 18 und 19): 

Hat die Bundesregierung bereits Konsequenzen aus der nun- 
mehr gegen den Bundesminister a. D. Graf Lambsdorff rechts- 
kräftig gewordenen Verurteilung wegen Steuerhinterziehung 
gezogen und den Pro/.cßkostenzuschuß, der Graf Lambsdorff 
gewahrt wurde, ganz oder teilweise zurückgefordert, bzw. wird 
.sie eine Rückforderung erheben? 

Wenn ja, wie hoch ist der zurückgeforderte Betrag? 


Zu Frage 18: 

Der frühere Bundesminister Dr. Graf Lambsdorff 
hat zu dem Verfahren wegen Steuerhinterziehung 
keinen Prozeßkostenzuschuß und kein zinsloses Dar- 
lehen erhalten. Das Darlehen, das der Bund ihm nach 
den Richtlinien über den Rechtsschutz in Strafsachen 
für Bundesbedienstete gewährt hat, bezieht sich aus- 
schließlich auf das Verfahren wegen des Vorwurfs der 
Bestechlichkeit. 

Die Rechtskraft der Verurteilung wegen Steuerhin- 
terziehung kann daher keine Rückforderung von ge- 
leisteten Darlehensbeträgen begründen. Vom Vor- 
wurf der Bestechlichkeit ist Dr. Graf Lambsdorff 
rechtskräftig freigesprochen worden. 

Zu Frage 19: 

Wie sich aus der Antwort auf die vorhergehende 
Frage ergibt, stellt sich die Frage der Rückforderung 
wegen der Verurteilung nicht. 


Anlage 7 


Antwort 


des Pari. Staatssekretärs Dr. von Wartenberg auf die 
Fragen des Abgeordneten Hinsken (CDU/CSU) 
(Drucksache 11/1109 Fragen 21 und 22): 

Welche Auswirkungen sind durch den Wegfall der Investi- 
tion.sziilage, insbesondere für die mittelstandische Wirtschaft 
und Arheitsplatzsitiiation, im Grenzland und Zonenrandgebiet 
zu erwarten? 

Wie beurteilt die Bundesregierung in diesem Zusammenhang 
die verschiedentlich geäußerte Befürchtung erheblicher negati- 
ver -Auswirkungen auf die Wirtschaft und Arbeitsmarktsituation 
ini Grenzland und Zonenrandgebiel? 


Bei der geplanten Streichung der Investitionszulage 
bei gleichzeitiger Erhöhung der Haushaltsmittel der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regiona- 
len Wirtschaftsstruktur" im Jahre 1990 sind keine gra- 
vierenden negativen Auswirkungen auf die Zonen- 
randförderung zu erwarten. An dem Grundsatz der 
bevorzugten Förderung des Zonenrandgebiets ge- 
genüber Nicht-Zonenrandförderregionen wird festge- 
halten. 

Von der vorgesehenen Aufstockung der Haushalts- 
mittel der Gemeinschaftsaufgabe in Höhe von 
500 Millionen DM für Zuschüsse für Investitionen der 
gewerblichen Wirtschaft und für wirtschaftsnahe In- 
frastrukturmaßnahmen soll auf das Zonenrandgebiet 
im Hinblick auf den Grundsatz der bevorzugten För- 


derung ein Anteü von mindestens 30 % entfallen. Die (C) 
Präferenz der Zonenrandförderung gegenüber den 
übrigen Fördergebieten kann damit gewährleistet 
werden. 

Dem Verlust des Zonenrandanteils an der steuer- 
freien Investitionszulage stehen 

— ein erhebliches zusätzliches Mittelvolumen für In- 
vestitionszuschüsse, 

— erhebliche Steuerentlastungen und Investitionsan- 
reize für Unternehmer im Zonenrandgebiet durch 
die geplante Steuerreform sowie 

— ein effizienter Mitteleinsatz für förderbedürftige 
Betriebe (aufgrund des Rechtsanspruchs der Inve- 
stitionszulage sind Mitnahmeeffekte nicht ausge- 
schlossen) 

gegenüber. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
Zonenrandförderung auch weiterhin ihrer wirtschaft- 
lichen und deutschlandpolitischen Aufgabe gerecht 
werden kann. 


Anlage 8 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen des 
Abgeordneten Gerster (Worms) (SPD) (Drucksa- 
che 1 1/1 109 Fragen 26 und 27): (D) 

Wieso teilte, dds Luttwaffenamt im September 1987 einer Bür- 
gerinitiative mit. bei Übungen der Luftstreitkraite würde „eine 
kleine Zahl von Beschränkungen . . . zeitweise außer Kraft ge- 
setzt" und bei „simuherten Zielanflügen" dürften die Piloten für 
den „ direkten Zielanflug von 1 50 Metern bis auf 100 Meter über 
Grund in den Sinkflug übergehen" , während der Parlamentari- 
sche Staatssekretär Würzbach auf meine diesbezüghehe An- 
frage antwortete (Drucksache 1 1/503), die Mindestflughöhen 
würden „auch wahrend Übungen der NATO-Luftstreitkräfte im 
Luftraum der Bundesrepublik Deutschland nicht unterschrit- 
ten" ? 


Welche Auskunft trifft zu. gelten offizielle Mindestflughöhen 
ohne Ausnahme auch während Übungen, oder gibt es Ausnah- 
meregelungen? 


Zu Frage 26: 

Zwischen der Septemberverlautbarung der Flugin- 
formationszentrale der Luftwaffe und meiner Antwort 
in Drucksache 11/503, vermag ich keinen Wider- 
spruch zu erkennen. 

Als Vorbereitung der Bevölkerung auf eine bevor- 
stehende Großübung hat die Fluginformationszen- 
trale mit ihrer Aussage folgende, seit Jahren geübte 
Verfahrensweise in Erinnerung rufen wollen: 

Anläßlich von Großübungen werden, abhängig vom 
Übungsraum, immer wieder 75 m-Tieffluggebiete 
auch dort eingerichtet, wo normalerweise 150 m Min- 
destflughöhe gelten. 

Für diese zeitlich befristete Maßnahme werden an 
anderer Stelle, für den nicht von der Übung betroffe- 
nen Tiefflugbetrieb, die Mindestflughöhen in 75 m- 
Gebieten auf 150 m angehoben. 
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( A) Zu Frage 27 : 

Meine Antwort vom Juni 1987 gilt uneinge- 
schränkt. 

In 150 m-Gebieten wird nicht tiefer als 150 m und in 
75 m-Gebieten nur bis 75 m geflogen. 


Anlage 9 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Gröbl auf die Fragen des 
Abgeordneten Reimann (SPD) (Drucksache 11/1109 
Fragen 33 und 34): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß zu einer Veranstaltung 
des Bundesgesundheitsamtes vom 20. bis zum 22. Oktober 1987 
über die Krebsgefahr von Asbest und Asbestersatzstoffen kein 
Vertreter des Deutschen Gewerkschaftsbundes eingeladen 
wurde, während zahlreiche Firmenvertreter aus der Asbest- und 
Mineralfaserindustrie und ihnen nahestehende Wissenschaftler 
an der Veranstaltung teilnehmen konnten {vgl, Frankfurter 
Rundschau vom 20. Oktober 1987)? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß ein Ausschluß 
des Deutschen Gewerkschaftsbundes und seiner Einzelgewerk- 
schaften, die seit langem sowohl durch wissenschafüiche Ana- 
lysen als auch durch praktische Impulse zur Verminderung ar- 
beitsbedingter Krebsgefahren bei getragen haben, von dieser 
Veranstaltung als unnötiger Affront gegen die Interessen der 
betroffenen Arbeitnehmer verstanden werden muß? 


Zu Frage 33 : 

Das wissenschaftliche Kolloquium des Bundesge- 
sundheitsamtes diente dazu, den Kenntnisstand über 
mögliche gesundheitliche Risiken für die Allgemein- 
bevölkerung aufgrund von künstlichen Mineralfasern 
und Asbestfasem in der Umwelt zu diskutieren. 
Hierzu waren Wissenschaftler eingeladen, von denen 
dem Bundesgesundheitsamt bekannt war, daß sie auf 
diesem Gebiet arbeiten. 

Weiterhin wurde der Teilnehmerkreis um solche 
Personen erweitert, die dem Bundesgesundheitsamt 
als Fachleute benannt wurden oder die von sich aus 
Interesse an dem Kolloquium bekundeten. 

Fragen des Arbeitsschutzes waren nicht primär Ge- 
genstand des Kolloquiums, dennoch nahmen Vertre- 
ter der zuständigen Berufsgenossenschaft und der 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz teil. Einer Teilnahme 
eines Vertreters des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
hätte nichts entgegengestanden, wenn von Seiten des 
DGB rechtzeitig Interesse bekundet worden wäre. 


Zu Frage 34 : 

Da es sich nicht, wie aus der Antwort zur vorherge- 
henden Frage erkenntlich, um einen gezielten Aus- 
schluß des Deutschen Gewerkschaftsbundes han- 
delte, kann auch nicht von einem Affront gegen die 
Interessen der betroffenen Arbeitnehmer gesprochen 
werden. 
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